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Thema im Folgeheft 
Arbeitswelt 4.0 

Editorial 
Die Radikalisierung bei Protesten gegen die staatlichen 
Maßnahmen zur Bekämpfung der Corona-Pandemie 
zeigt als aktuelles Beispiel, wie die Demokratie (nicht 
nur in Deutschland) immer wieder aufs Neue heraus-
gefordert wird. Extremistische und antidemokratische 
Bestrebungen sind dabei kein neues Phänomen, son-
dern begleiten die Bundesrepublik schon seit langem. 
Im „Deutschen Herbst“ 1977 erreichte der linksex-
treme Terror der RAF seinen Höhepunkt, 1992 und 
1993 kam es zu rechtsextremen Ausschreitungen 
und Mordanschlägen in Rostock, Mölln und Solingen. 
Der islamistisch motivierte Anschlag auf dem Berli-
ner Breitscheidplatz 2016, die Anschlags- und Mord-
serie des rechtsterroristischen NSU ab 1999 oder 
die Ermordung des Kasseler Regierungspräsidenten 
Walter Lübcke 2019 zeigen als neuere Beispiele, wie 
Extremismus Freiheit, Menschenwürde und Demokratie 
bedroht. Auch abwertende und diskriminierende Ein-
stellungen in der Gesellschaft, wie sie u. a. im Konzept 
der Gruppenbezogenen Menschenfeindlichkeit (GFM) 
erfasst sind, verdeutlichen, dass beispielsweise rassis-
tische, ausländerfeindliche oder antisemitische Positi-
onen über das extremistische Milieu hinaus verbreitet 
sind und ebenfalls eine Gefahr für das demokratische 
Gemeinwesen darstellen. 
Die Erfahrungen aus dem Scheitern der Weimarer 
Republik und der anschließenden nationalsozialisti-
schen Diktatur und Schreckensherrschaft führten dazu, 
dass die Bundesrepublik zu einer wehrhaften Demo-
kratie wurde. Auf Bestrebungen gegen die freiheitli-
che demokratische Grundordnung kann der Staat mit 
unterschiedlichen Mitteln reagieren. Die Verfassungs-
schutzämter beobachten die extremistische Szene und 
liefern Erkenntnisse über deren Entwicklung. Politisch 
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motivierte Straftaten können strafrechtlich geahndet 
oder extremistische Vereinigungen verboten werden. 
Eines der schärfsten Mittel ist das Verbot verfassungs-
widriger Parteien. Allerdings darf darüber nur das 
Bundesverfassungsgericht urteilen. 
Neben einem starken (Rechts-)Staat kommt der Prä-
ventionsarbeit eine wichtige Rolle bei der Bekämpfung 
vom Extremismus und antidemokratischen Einstellun-
gen zu. Gerade junge Menschen müssen für die Gefahr 
der Radikalisierung und extremistischen Erscheinungs-
formen sensibilisiert werden. Dazu gehört es neben 
Wissensvermittlung und Kompetenzentwicklung auch, 
eine demokratische Grundhaltung zu entwickeln und 
die Persönlichkeitsentwicklung zu fördern.  
Die drei Bausteine des Hefts bieten Materialien, um 
sich mit extremistischen und antidemokratischen Ein-
stellungen in der Gesellschaft auseinanderzusetzen, 
sich mit dem Konzept der wehrhaften Demokratie zu 
befassen und den angemessenen Umgang mit extre-
mistischem Verhalten zu üben und zu refektieren. Die 
Materialien beziehen sich auf die inhaltsbezogenen und 
prozessbezogenen Kompetenzen des Bildungsplans 
für das Fach Gemeinschaftskunde. Zugleich gibt es 
Anknüpfungspunkte zu den Leitperspektiven „Bildung 
für Toleranz und Vielfalt“ und „Medienbildung“ sowie 
zum Leitfaden „Demokratiebildung“. 
Wir bedanken uns bei Dr. Sandra Kirsamer als Auto-
rin für die Bausteine sowie die unterrichtspraktischen 
Hinweise und Felix Steinbrenner als Autor der thema-
tischen Einführung. Dank gebührt auch dem Neckar-
Verlag und Christoph Lang vom Medienstudio 8421 für 
die stets gute Zusammenarbeit. 

Autorin und Autor dieses Hefts 

Dr. Sandra Kirsamer ist Lehrbeauftragte für das Fach 
Gemeinschaftskunde am Seminar für Aus- und Fortbil-
dung der Lehrkräfte (WHRS) in Reutlingen und unterrich-
tet die Fächer Gemeinschaftskunde, Deutsch, Geographie 
und WBS an der Freihof-Realschule in Kirchheim/Teck. 

Felix Steinbrenner ist Fachreferent und leitet die Stabs-
stelle „Demokratie stärken“ der Landeszentrale für poli-
tische Bildung Baden-Württemberg (LpB). 

Dr. Sandra Kirsamer Felix Steinbrenner 
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Wehrhafte Demokratie 

8 Einführung 

Obwohl die Demokratie in Deutschland nach den Erfah-
rungen des Nationalsozialismus und der SED-Herrschaft 
mittlerweile als gefestigt gelten kann, steht sie immer 
wieder unter Druck. Antisemitisch und rassistisch moti-
vierte Anschläge, wie die von Halle im Oktober 2019 und 
Hanau im Februar 2020 oder die Ermordung des Kasse-
lers Regierungspräsidenten Walter Lübcke am 1. Juni 
2019 durch einen Rechtsextremisten, fordern die Demo-
kratie genauso heraus wie der Versuch im Zusammen-
hang mit Protesten gegen die Corona-Politik im August 
2020, das Reichstagsgebäude als Sitz des Bundestages 
gewaltsam zu „erstürmen“. Auch gewalttätige links-
extremistisch motivierte Ausschreitungen, wie sie bei-
spielsweise im Zusammenhang mit den Protesten gegen 
den G-20-Gipfel in Hamburg im Juli 2017 stattfanden, 
und islamistisch motivierte Terroranschläge wie der 
auf dem Berliner Breitscheidplatz im Dezember 2016 
oder in einem Regionalzug in der Nähe von Würzburg 
im Juli 2016 zeugen von demokratiefeindlichen und ext-
remistischen Tendenzen in Deutschland. Obwohl diese 
Beispiele aus neuerer Zeit nicht miteinander zu verglei-
chen sind, zeugen sie doch davon, dass die freiheitliche 
demokratische Grundordnung immer wieder aufs Neue 
herausgefordert ist. Mit den Instrumenten einer wehr-
haften Demokratie versucht der Staat, diese Ordnung zu 
verteidigen. 

Im November 2020 legte der Kabinettsausschuss der 
Bundesregierung zur Bekämpfung von Rechtsextremis-
mus und Rassismus einen Katalog mit 89 Maßnahmen 
vor. Eine dieser Maßnahmen kündigte an, ein „Gesetz 
zur Förderung der wehrhaften Demokratie“ erarbeiten 
zu wollen. Durch diese Ankündigung grif die Bundesre-
gierung einerseits jahrelange Forderungen zivilgesell-
schaftlicher Träger der Extremismusprävention nach 
einem „Demokratiefördergesetz“ auf, das die Finan-
zierung durch den Bund auf Dauer sicherstellen soll. 
Durch die daraufolgenden politischen Debatten und die 
Berichterstattung gelangt andererseits ein zentrales 
Strukturprinzip der Verfassungsordnung der Bundesre-
publik Deutschland wieder in den Blick der Öfentlich-
keit, nämlich das der wehrhaften Demokratie. 

Wehrhafte Demokratie 
Elemente einer wehrhaften Demokratie gab es schon 
in der Weimarer Republik, wie zum Beispiel die Repu-
blikschutzgesetze. Überlegungen zu einer „wehrhaften“ 
Demokratie fnden sich nach dem Scheitern der Weima-
rer Republik und anderer europäischer Demokratien 
in der Zwischenkriegszeit in der Exilliteratur während 
der Zeit des Nationalsozialismus unter den Stichworten 
„streitbare Demokratie“ (Karl Mannheim) oder „militant 

democracy“ (Karl Löwenstein). Die Frage, wie ein poli-
tisches System und eine Verfassungsordnung gestaltet 
sein müssen, die einerseits demokratische Rechte und 
Freiheiten sowie die Gleichheit der Staatsbürger:innen 
garantieren und zugleich Instrumente vorhalten, welche 
die Abschafung der Demokratie mit demokratischen 
Mitteln verhindern, war auch ein Thema während des 
verfassungsgebenden Prozesses vor der Gründung der 
Bundesrepublik Deutschland. Die Antwort des Grund-
gesetzes auf diese Frage lässt sich unter den Begrifen 
Wertgebundenheit, Abwehrbereitschaft und Vorverlage-
rung zusammenfassen. 

Was ist damit gemeint und wie kommen 
diese Begrife im Grundgesetz zum 
Ausdruck? 

Die sogenannte Ewigkeitsklausel in Artikel 79 Absatz 3 
hält fest, dass einige Festlegungen im Grundgesetz nicht 
geändert werden dürfen: „Eine Änderung dieses Grundge-
setzes, durch welche die Gliederung des Bundes in Länder, die 
grundsätzliche Mitwirkung der Länder bei der Gesetzgebung 
oder die in den Artikeln 1 und 20 niedergelegten Grundsätze 
berührt werden, ist unzulässig.“ Damit ist die Abschafung 
der Grundrechte – ausgehend von der Menschenwürde 
in Artikel 1, des Föderalismus, des Sozialstaatsprin-
zips, des Republikprinzips, des Demokratieprinzips, der 
Volkssouveränität, der Gewaltenteilung, der Rechts-
staatlichkeit sowie der Rechtsbindung der öfentlichen 
Gewalt – im Rahmen des Grundgesetzes unmöglich. Die 
Verfassung setzt hier also aktiv Werte sowie Normen 
und signalisiert so die Bereitschaft, antidemokratische 
Angrife abzuwehren. 

Eine wichtige Rolle in der Abwehrbereitschaft des 
Grundgesetzes spielt auch der Artikel 21, der sogenannte 
Parteienartikel, der auch die Möglichkeit von Parteien-
verboten regelt. Er weist den Parteien im Absatz 1 eine 
wichtige Rolle im politischen Willensbildungsprozess 
zu, erklärt aber in Absatz 2 eindeutig: „Parteien, die nach 
ihren Zielen oder nach dem Verhalten ihrer Anhänger darauf 
ausgehen, die freiheitliche demokratische Grundordnung 
zu beeinträchtigen oder zu beseitigen oder den Bestand der 
Bundesrepublik Deutschland zu gefährden, sind verfassungs-
widrig.“ Die Entscheidung über die Verfassungswidrigkeit 
von Parteien trift das Bundesverfassungsgericht. In der 
Geschichte der Bundesrepublik Deutschland sind bisher 
drei Urteile in Verbotsverfahren ergangen: 1952 gegen 
die Sozialistische Reichspartei (SRP), 1956 gegen die 
Kommunistische Partei Deutschlands (KPD) und zuletzt 
2017 gegen die Nationaldemokratische Partei Deutsch-
lands (NPD). Während die beiden erstgenannten Parteien 
verboten wurden, urteilte das Gericht 2017 gegen die 
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3 Einführung 

NPD: Die Partei vertritt einerseits ein politisches Kon-
zept, das die freiheitliche demokratische Grundordnung 
beseitigen will. Andererseits fehlt es (zum Zeitpunkt der 
Urteilsverkündung) „an konkreten Anhaltspunkten von 
Gewicht, die es möglich erscheinen lassen, dass dieses 
Handeln zum Erfolg führt“. Die NPD wurde nicht verboten. 
Das Bundesverfassungsgericht setzt dieses Instrument 
der wehrhaften Demokratie also sehr zurückhaltend ein. 

Neben der Möglichkeit der Parteienverbote kennt 
das Grundgesetz die Möglichkeit, sonstige Vereinigun-
gen zu verbieten, wenn sie gegen die verfassungs-
gemäße Ordnung verstoßen (Artikel 9), und auch die 
individuelle Aberkennung von Grundrechten ist mög-
lich, wenn sie zum Kampf gegen die freiheitliche und 
demokratische Grundordnung missbraucht werden 
(Artikel 18). Schließlich ist auch die Freiheit der Lehre 
an die Treue zur Verfassung gebunden (Artikel 5) und 
auch die freie Entfaltung der Persönlichkeit darf nicht 
gegen die „verfassungsgemäße Ordnung“ verstoßen 
(Artikel 2). 

Auch das Strafgesetzbuch enthält (mittlerweile) 
Normen, die den Instrumenten der wehrhaften Demo-
kratie zugeordnet werden können: Die §§ 84 bis 91 
beschreiben die Straftaten im Rahmen der „Gefährdung 
des demokratischen Rechtsstaats“. Des Weiteren gibt es 
Straftaten gegen Verfassungsorgane (§§ 105, 106 StGB), 
die Bildung terroristischer Vereinigungen (§ 129a StGB) 
und Volksverhetzung (§ 130 StGB), die als Instrumente 
der wehrhaften Demokratie gelten können. 

Ausdruck und wichtiges Instrument der Vorverlage-
rung sind die Verfassungsschutzbehörden von Bund 
und Ländern. Der Auftrag dieser Inlandsnachrichten-
dienste ist in den jeweiligen Verfassungsschutzgesetzen 
ausformuliert. Er besteht darin, Informationen über ziel-
gerichtete sogenannte aktive Bestrebungen gegen die 
freiheitlich-demokratische Grundordnung zu sammeln, 
auszuwerten und Behörden sowie der Öfentlichkeit zur 
Verfügung zu stellen. 

Freiheitliche demokratische Grundord-
nung 

Eine wichtige Begrifichkeit in der Ausgestaltung der 
wehrhaften Demokratie ist die Wortgruppe „freiheitliche 
demokratische Grundordnung“. Diese Wörter fnden sich 
im Grundgesetz zum Beispiel in Artikel 18 und Artikel 
21, sie werden dort aber nicht näher ausgeführt. Defni-
tionen sind in den Urteilen des Bundesverfassungsge-
richts bezüglich der Parteiverbotsverfahren enthalten. 
1952 defnierte das Gericht im Verbot gegen die nati-
onalsozialistische SRP (BVerfGE 2, 1) die freiheitliche 
demokratische Grundordnung als eine Ordnung, „die 
unter Ausschluss jeglicher Gewalt- und Willkürherrschaft 
eine rechtsstaatliche Herrschaftsordnung auf der Grundlage 
der Selbstbestimmung des Volkes nach dem Willen der jewei-
ligen Mehrheit und der Freiheit und Gleichheit darstellt“. Als 
grundlegende Prinzipien einer solchen Ordnung wurden 
damals festgelegt: 
–  die Achtung vor den im Grundgesetz konkretisierten 

Menschenrechten, vor allem vor dem Recht der Per-
sönlichkeit auf Leben und freie Entfaltung 
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– die Volkssouveränität 
– die Gewaltenteilung 
– die Verantwortlichkeit der Regierung 
– die Gesetzmäßigkeit der Verwaltung 
– die Unabhängigkeit der Gerichte 
– das Mehrparteienprinzip 
– die Chancengleichheit für alle politischen Parteien mit 

dem Recht auf verfassungsmäßige Bildung und Aus-
übung einer Opposition 

Diese Aufistung wurde in den folgenden Jahren immer 
wieder Gegenstand von staatsrechtlichen und politischen 
Diskussionen, beispielsweise über die hohe Bedeutung 
von Parteien. Das Bundesverfassungsschutzgesetz und 
die Verfassungsschutzgesetze der Länder orientieren 
sich in ihren jeweiligen Begrifsbestimmungen der frei-
heitlichen demokratischen Grundordnung an dem Urteil 
von 1952. 

Im Urteil gegen die KPD im Jahr 1956 (BVerfGE 5, 
85) wertet das Bundesverfassungsgericht den Artikel 
21, Absatz 2 als „Niederschlag der Erfahrungen eines Ver-
fassungsgebers, der in einer bestimmten historischen Situ-
ation das Prinzip der Neutralität des Staates gegenüber den 
politischen Parteien nicht mehr rein verwirklichen zu dürfen 
glaubte, Bekenntnis zu einer in diesem Sinne ‚streitbaren 
Demokratie‘“. Das Gericht benannte hier die streitbare 
Demokratie und stellte spätestens mit diesem Urteil die 
Weiche für eine Auslegung der freiheitlichen demokrati-
schen Grundordnung, die sich gegen Links- und Rechts-
extremismus gleichermaßen richtet. 

Mehr als 60 Jahre nach den ersten Urteilen ändert 
das Gericht im Januar 2017 im NDP-Urteil (BVerfGE 
144, 20 – 367) seine Auslegung der freiheitlichen demo-
kratischen Grundordnung. Der Begrif „umfasst nur jene 
zentralen Grundprinzipien, die für den freiheitlichen Verfas-
sungsstaat schlechthin unentbehrlich sind“. Das Urteil nennt 
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4 Einführung 

die Menschenwürde, das Demokratieprinzip sowie 
die Rechtsstaatlichkeit. Somit wird der Begrif enger 
gefasst, auch um zum Ausdruck zu bringen, dass ein 
Parteienverbot „die schärfste und überdies zweischnei-
dige Wafe des demokratischen Rechtsstaats gegen 
seine organisierten Feinde“ ist. Die Möglichkeit, eine 
Partei zu verbieten, soll kein „Weltanschauungsverbot“ 
sein, sondern den Kern der Demokratie schützen. 

Anwendungsbeispiel: Extremismus 
Obwohl kein gesetzlicher Ausdruck ist „Extremismus“ 
eine zentrale amtliche, wissenschaftliche und politi-
sche Kategorie der wehrhaften Demokratie in der Bun-
despublik Deutschland. Die Verfassungsschutzbehörden 
prägten den Begrif Mitte der 1970er-Jahre im Rahmen 
ihrer oben skizzierten Aufgaben. Aktive und zielgerich-
tete Bestrebungen gegen die freiheitliche demokrati-
sche Grundordnung werden im Rahmen der jährlichen 
Berichte als Extremismus in unterschiedlichen Phäno-
menbereichen ausgewiesen. 

Die wissenschaftliche Extremismusforschung, 
die sich in den 1980er-Jahren etablierte, grif diesen 
Ansatz auf und verstand wie Uwe Backes Extremis-
mus als „Antithese zum demokratischen Verfassungs-

staat“. Die Extremismusforschung ist mittlerweile sehr 
ausdiferenziert und versucht unterschiedliche Phäno-
menbereiche (Rechtsextremismus/Linksextremismus/ 
Islamistischen Extremismus etc.) zu vergleichen. 

Sie unterscheidet zum Beispiel trotz großer 
inhaltlicher Unterschiede der Phänomene zwischen 
parlamentsorientiertem, diskursorientiertem und akti-
onsorientiertem Extremismus. Auch die wissenschaftli-
che Kritik an der Extremismusforschung ist vielstimmig: 
So wird beispielsweise kritisiert, dass die scharfe und 
eindeutige Trennung zwischen extremistisch und demo-
kratisch in der empirischen gesellschaftlichen Realität 
in der Regel nicht vorzufnden ist. Ein Beispiel für eine 
empirische Forschung, die nicht die Ablehnung des Ver-
fassungsstaats zum erkenntnisleitenden Interesse hat, 
sondern das Ausmaß von abwertenden Einstellungen 
und Gewaltakzeptanz in der Gesellschaft erfassen will, 
sind die Forschungen zur Gruppenbezogenen Men-
schenfeindlichkeit (GMF). Der demokratische Gehalt 
der Gesellschaft bemisst sich darin, inwieweit Personen 
und Gruppen als gleichwertig anerkannt sind. 

Die wissenschaftliche Forschung zu GMF in Deutsch-
land wurde und wird maßgeblich geprägt durch das 
Institut für interdisziplinäre Konfikt- und Gewaltfor-

Protest 
Deutschland 1949 –2020 

Protest ist ein öffentlicher Widerspruch – 
auf der Straße und im Internet, mit Plakaten 
und Petitionen, schweigend und mit Sprech-
chören. Protest trägt dazu bei, die Gesell-
schaft zu verändern. Ohne ihn gäbe es keine 
Demokratie. 

Das neue Zeitbild stellt grundlegende 
Fragen: Wer protestiert wie und zu welchen 
Themen? Wie ist das Verhältnis von Protest 
zur Öffentlichkeit und wie seine Wirkung? 
Über 110 Beiträge und hunderte Bilder 
rufen wichtige Protestereignisse, die damit 
verbundenen Konflikte, engagierte Menschen 
und ihre Motivationen in Erinnerung. Der 
Band ermöglicht so einen umfassenden 
Blick auf Protest und seine Geschichte 
in Deutschland. 

Bestell-Nr. 3934 

bpb.de/
shop 
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5 Einführung 

Quelle: Zick, Andreas/Küpper, Beate/Berghan,  Wilhelm (Hrsg.) (2019): Verlo
rene Mitte – Feindselige Zustände: Rechtsextreme Einstellungen in Deutschland  
2018/19, S. 58 (hrsg. für die Friedrich-Ebert-Stiftung von Franziska Schröter).  
Bonn: Dietz. 

-

schung (IKG) der Universität Bielefeld. Ausgehend vom 
Phänomen des Rechtsextremismus untersucht das IKG 
seit 2002 in repräsentativen Umfragen die Verbreitung 
von GMF in der Gesellschaft. Bei den Untersuchungen 
wird die Zustimmung oder Ablehnung zu vorurteilslas-
tigen Aussagen (Items) erfragt, die sozialen Vorurteilen 
gegenüber einzelnen Gruppen (z. B. Antisemitismus 
oder Sexismus) zugeordnet sind. Die Vorurteile können 

nicht direkt miteinander verglichen werden, weil sie 
auf unterschiedlich „harten“ Aussagen fußen. Aber die 
Verbindung zwischen den Vorurteilen kann gemessen 
werden und zeigt einen Zusammenhang: Die Vorurteile 
werden zusammengehalten durch eine Ideologie der 
Ungleichwertigkeit. „Die Zuschreibung der Ungleichwer-
tigkeit einer Gruppe geht dabei mit der Zuschreibung der 
Ungleichwertigkeit anderer Gruppen einher und verbin-
det verschiedenste Formen der Abwertung miteinander. 
Eine Gruppe oder Person, die negative Vorurteile gegen-
über einer bestimmten Gruppe äußert, wertet mit einer 
höheren Wahrscheinlichkeit auch andere Gruppen ab. 
Die verschiedenen Vorurteile sind also Elemente eines 
GMF-Syndroms.“ (Zick u. a. 2019, 56) 

Zusammengefasst lässt sich sagen: Die Mehrheit der 
Befragten stimmt über den Zeitverlauf den Aussagen 
nicht zu. Das Ausmaß dieser Ablehnung steigt im Laufe 
der Jahre seit 2002. Allerdings fnden sich in Teilen der 
Bevölkerung breite Zustimmungen zu den Vorurteilen. 
Zudem zeigt der Anstieg im Bereich Antisemitismus in 
der aktuellen Studie, die 2021 veröfentlicht wurde, eine 
Art Vorurteilslatenz, die in Krisenzeiten und Gelegen-
heitsfenstern wie der Corona-Pandemie abrufbar ist. 
Schließlich korrelieren Vorurteile, Demokratieablehnung 
und Gewaltakzeptanz (zur Methode und den Befunden 
Zick u. a. 2021, 181-212): So lassen die Daten selbstver-
ständlich keinen Rückschluss auf einzelne Menschen zu, 
weisen aber auf die demokratische Notwendigkeit hin, 
sozial verankerte Vorurteile nicht nur nicht zu teilen, 
sondern aktiv zurückzuweisen. 

Zustimmung zu ausgewählten Facetten der Gruppenbezogenen Menschenfeindlichkeit 
(GMF) in der deutschen Wohnbevölkerung (Angaben in Prozent) 

2014 2016 2018/19 2020/21 

Rassismus 8,9 8,7 11,8 6,4 

Fremdenfeindlichkeit 19,6 19,4 18,7 12,3 

Antisemitismus (klassisch) 9,4 6,0 4,2 7,5 

Muslimfeindlichkeit 17,6 18,4 21,1 11,0 

Abwertung von Sinti und Roma  26,8  25,1  23,1  16,3 

Abwertung asylsuchender Menschen  44,3  49,3  51,5  40,4 

Sexismus 11,4 9,3 8,3 7,5 

Abwertung homosexueller Menschen  12,3  10,1  11,0  7,1 

Abwertung von Trans*menschen - 12,8 14,2 11,2 

Abwertung wohnungsloser Menschen  19,2  18,3  14,5  8,7 

Abwertung langzeitarbeitsloser Menschen  47,8  49,6  51,6  24,9 

Etabliertenvorrechte 38,2 39,3 35,7 26,8 

Anmerkung: Von 2016 nach 2018/19 erfolgte eine Änderung in der Erfassung von einer 4er-Skala zu einer 5er-Skala. Die Prozentzahlen zu den Ant
worten (teils/teils) ab 2018/19 sind in der Tabelle nicht aufgeführt. 

-

Quelle: Zick, Andreas/Küppers, Beate (Hrsg.) (2021): Die geforderte Mitte: Rechtsextreme und demokratiegefährdende Einstellungen in Deutsch-
land 2020/21, Bonn: Dietz, S. 192 (online unter: www.fes.de/referat-demokratie-gesellschaft-und-innovation/gegen-rechtsextremismus/mitte-
studie-2021). 

 

www.fes.de/referat-demokratie-gesellschaft-und-innovation/gegen-rechtsextremismus/mitte
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Will man die Frage diskutieren oder beantworten, 
wie weit verschiedene Formen von Extremismus in der 
Gesellschaft verbreitet sind, gibt es neben den Ergebnis-
sen der Einstellungsforschung noch andere empirische 
Zugänge: das Personenpotential, die Politisch Motivierte 
Kriminalität (PMK) sowie das Wahlverhalten. 

Die Verfassungsschutzbehörden von Bund und Län-
dern erfassen das sogenannte extremistische Perso-
nenpotential. In den jährlichen Berichten werden die 
Zahlen veröfentlicht (online z. B. unter www.verfas-
sungsschutz-bw.de (Baden-Württemberg) und www. 
verfassungsschutz.de (Bund)). Zentrale Entwicklungen 
der letzten Jahre sind das Aufkommen neuer Phäno-
menbereiche, wie die so genannten Reichsbürger und 
Selbstverwalter, und die „verfassungsschutzrelevante 
Delegitimierung des Staates“ im Zusammenhang mit 
der Corona-Pandemie. 

Die PMK werden seit 2001 von den Landeskriminal-
ämtern nach einem einheitlichen Defnitionssystem 
erfasst und dem Bundeskriminalamt zur Auswertung 
und jährlichen Veröfentlichung übermittelt (online zu 
fnden unter www.bmi.bund.de). Wie der Name nahe-
legt, handelt es sich bei der PMK um Straftaten, die aus 
einer politischen Motivation heraus begangen werden. 
Sie werden in der Statistik nach ideologischem Hinter-
grund, Themenfeldern und Deliktfeldern diferenziert. 
In die PMK fallen auch Straftaten, die als extremistisch 
bewertet werden, wenn sie Verfassungsgrundsätze 
beseitigen wollen (was 2019 und 2020 bei ca. 75 Pro-
zent der Straftaten zutraf). Aufgrund der hohen gesell-
schaftlichen Bedeutung dieser Form der Kriminalität ist 
die PMK eine sogenannte Eingangsstatistik. Sie bildet 
den Beginn der polizeilichen Ermittlungen anhand des 
Anfangsverdachts ab – abweichende Beurteilungen 
der Staatsanwaltschaften oder der Gerichte sind in der 
Regel nicht berücksichtigt. Entgegen des allgemeinen 
Trends in Deutschland (Sinken des Gesamtaufkommens 
der Straftaten) haben sich die PMK-Zahlen von 2003 bis 
2016 verdoppelt, um sich nach einem Rückgang 2017 

und 2018 ab 2019 wieder zu stabilisieren bzw. wieder 
zu steigen. 

Bei Wahlen treten „klassische“ linksextreme Parteien 
wie die MLPD oder rechtsextreme Parteien wie die NPD 
regelmäßig an – mittlerweile allerdings sehr erfolglos. 
Jeweils im Bundestag und in vielen bzw. allen Landta-
gen vertreten sind die „Die Linke“ und die AfD. Sowohl 
das Bundesamt für Verfassungsschutz als auch das 
Landesamt für Verfassungsschutz Baden-Württemberg 
beobachten Teilorganisationen bzw. Strömungen der 
beiden Parteien und schätzen sie als extremistisch ein. 
Die Gesamtparteien sind kein Beobachtungsgegenstand 
des Verfassungsschutzes. Die Entwicklungen der beiden 
Parteien legen nach den Befunden durch die Beobach-
tung seitens der Verfassungsschutzbehörden nahe, dass 
„Die Linke“ sich in einem Prozess der Mäßigung befndet 
und die AfD in einem Prozess der Radikalisierung. 

In der öfentlichen und politischen Debatte ist Ex- 
tremismus eine Fremdbezeichung: Auch hier geht es 
selbstverständlich um die Beschreibung von Phäno-
menen, wie zum Beispiel von Parteien, die von den Ver-
fassungsschutzbehörden beobachtet werden. Daneben 
wird der Begrif auch unabhängig von amtlichen oder 
wissenschaftlichen Einordnungen genutzt, um politische 
Gegner:innen aus dem demokratischen Spektrum aus-
zuschließen, indem man ihnen vorwirft, extremistisch zu 
sein. 

Anwendungsbeispiel: Freiheitliche demo-
kratische Grundordnung und Schule 

Die freiheitliche demokratische Grundordnung wirkt 
auch auf das Schulleben in Deutschland und Baden-
Württemberg: Für verbeamtete Lehrkräfte gehört es zu 
den gesetzlichen Grundpfichten, sich durch ihr „gesam-
tes Verhalten zu der freiheitlichen demokratischen Grundord-
nung im Sinne des Grundgesetzes [zu] bekennen und für deren 
Erhaltung ein[zu]treten“. Auch im Leitfaden Demokratie-
bildung des Ministeriums für Kultus, Jugend und Sport 
Baden-Württemberg von 2019 fndet sich das Konzept: 

https://www.verfassungsschutz-bw.de/,Lde/Startseite
www.bmi.bund.de
https://verfassungsschutz.de
https://sungsschutz-bw.de
http://www.verfassungsschutz.de
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7 Einführung 

als Anforderung an Lehrkräfte, es als Rahmen gegen-
über Schüler:innen zu verstehen (19), sowie als unab-
dingbares Wissen für Schüler:innen für die „Bildung von 
Demokraten“ (34). In den Bildungsplänen des Landes 
fndet sich der Begrif im Gemeinschaftskundeunter-
richt in der Auseinandersetzung mit Extremismus, aber 
auch in den Fächern Ethik und Alevitische Religions-
lehre. Auch die Kultusministerkonferenz nimmt in ihrem 
Beschluss von 2018 „Demokratie als Ziel, Gegenstand 
und Praxis historisch-politischer Bildung und Erziehung 
in der Schule“ Bezug, indem sie vom „nicht verhandelba-
ren Kernbestand“ der Grundordnung spricht und so auf 
die normative Rahmung des Beutelsbacher Konsenses 
hinweist. 

Anwendungsbeispiel: Verfassungsfeinde 
im öfentlichen Dienst 

Ein bekanntes Anwendungsbeispiel der wehrhaften 
Demokratie der Bundesrepublik ist die Frage, ob und 
wie „Verfassungsfeinde im öfentlichen Dienst“ (nicht) 
beschäftigt werden können. Schon 1950 listete ein 
Beschluss der Bundesregierung, umgangssprachlich 

Argumente der Befürworter:innen 

Die Erfahrung mit dem Nationalsozialismus zeigt, 
dass eine wehrhafte Demokratie ihren Gegner:innen 
keine Entfaltung im Staatsdienst gestatten darf. 
Die Beamtengesetze von Bund und Ländern sahen 
auch schon vorher das Bekenntnis zur freiheitlichen 
demokratischen Grundordnung vor. Der Beschluss 
sorge nun für ein einheitliches Vorgehen. 
Die Ausweitung des Bildungssektors (in den 1970er-
Jahren) bedeutet, dass insbesondere dort demokra-
tiefeindliche (in den 1970er-Jahren marxistische) 
Indoktrination verhindert werden muss. 
Die geringe Zahl von tatsächlichen Ablehnungen 
zeigt die Rechtsstaatlichkeit und Großzügigkeit des 
Verfahrens. 

Argumente der Gegner:innen 

Nur das Bundesverfassungsgericht kann die Ver-
fassungswidrigkeit einer Partei feststellen, keine 
Behörde. 
Der Erlass verletzt das Grundrecht nach Art. 3 GG, 
wonach niemand wegen seiner politischen Anschau-
ungen diskriminiert werden darf. 
Eine Demokratie sollte auch auf grundsätzliche Kritik 
nicht mit Verboten reagieren. 
Die Nichtanstellung für Lehrkräfte, Post- und 
Bahnbeamt:innen kommt einem „Berufsverbot“ 
gleich, weil es außerhalb des öfentlichen Dienstes 
keine Berufsmöglichkeiten gibt. 

Die kritische Diskussion um diesen Ministerpräsi-
dentenbeschluss weist auf den dynamischen Charakter 
des Konzepts der „wehrhaften Demokratie“ hin: Seine 
Anwendung ist immer strittig und abhängig von der his-
torischen Situation, den politischen Herausforderungen, 
den politischen Interessen und Machtverhältnissen und 
nicht zuletzt der sich weiter entwickelnden Rechtspre-
chung. 

So hielt die Regelung der Landeszentrale für politi-
sche Bildung Baden-Württemberg, bei Veranstaltungen 
im Vorfeld vor Wahlen keine vom Verfassungsschutz 
beobachteten Parteien bzw. Kandidierende dieser Par-
teien zu berücksichtigen, vor Gericht im Vorfeld der 
Bundestagswahl 2021 nicht stand. Das Verwaltungsge-
richt Stuttgart gab einem Kandidaten Recht, der in einer 
vom Landesverfassungsschutz Baden-Württemberg 

auch „Adenauer-Erlass“ genannt, 13 Organisationen auf, 
deren Mitgliedschaft „mit den Dienstpfichten unverein-
bar“ ist. Mitglieder sollten aus dem öfentlichen Dienst 
entfernt werden. 1972 grif ein Ministerpräsidenten-
beschluss die Thematik wieder auf. Aufgrund dieses 
Beschlusses zur „Beschäftigung von rechts- und links-
radikalen Personen im öfentlichen Dienst“ wurden von 
1972 bis 1991 (als Bayern als letztes Land die Praxis 
beendete) etwa 3,5 Millionen Bewerber:innen für den 
öfentlichen Dienst geprüft: Die Einstellungsbehörden 
fragten die Verfassungsschutzbehörden an, ob dort 
Erkenntnisse über die sich bewerbende Person vorlie-
gen. Konnten die sich bewerbende Personen beim Vor-
liegen von Erkenntnissen in Anhörungen Zweifel an ihrer 
Verfassungstreue nicht ausräumen, erfolgte in der Regel 
keine Anstellung. Zwar konnte – auch erfolgreich – der 
Rechtsweg bestritten werden, allerdings zogen sich die 
Verfahren teilweise über Jahre ohne Anstellung. 

Die Umsetzung dieses je nach Perspektive „Radika-
lenerlass“, „Extremistenbeschluss“ oder „Berufsverbot“ 
genannten Beschlusses war von Beginn an zwischen 
Befürworter:innen und Gegner:innen umstritten. 

beobachteten und als rechtsextremistisch eingestuf-
ten Strömung Mitglied ist: Das Gericht fasste das Recht 
der Parteien auf Chancengleichheit so weitgehend, dass 
es die Nichtberücksichtigung des Kandidaten für nicht 
gerechtfertigt erachtete. Hier wurde das Konzept der 
„wehrhaften Demokratie“ also sehr eng ausgelegt. 

Wehrhafte Demokratie. Ein Leitbild für die 
demokratische Gesellschaft des 
21. Jahrhunderts? 

Das Konzept der „wehrhaften Demokratie“ entsprang 
Überlegungen und Erfahrungen aus den 1940er- und 
1950er-Jahren. Über 60 Jahre später stellt sich die 
Frage: Ist dieses Konzept ein geeignetes Leitbild für 
demokratische Gesellschaften des 21. Jahrhunderts? 
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8 Einführung 

Benedikt Widmaier, der Leiter des „Haus am Mai-
berg“, der Akademie für politische und soziale Bildung 
der Diözese Mainz in Heppenheim, rät in seinem Aufsatz 
„Wehrhaft statt neutral“ aus dem Jahr 2021 zumindest 
der politischen Bildung eindeutig davon ab: „Durch die 
demokratische ‚partizipatorische Revolution‘ der 1970er-
Jahre in der Bundesrepublik, als auch durch die friedliche 
Revolution in der DDR 1989, haben die Bürger*innen […] ihre 
demokratische Reife unter Beweis gestellt. Warum sollte sich 
eine der Zukunft zugewandte politische Bildung deshalb dem 
staatlichen Diktat einer die bürgerliche Freiheit einschränken-
den ‚wehrhaften Demokratie‘ unterstellen?“ (Widmaier 2021, 
142) 

Anders argumentiert der Sozialwissenschaftler 
Samuel Salzborn, seit 2020 Antisemitismus-Beauftrag-
ter des Landes Berlin. In seinem Buch „Angrif der Anti-
demokraten“ von 2017 fordert er den „Demokratieschutz 
durch Ausgrenzung rechter Parolen“: „Das heißt aber 
auch, dass eine Demokratie, die sich wie die bundesdeutsche 
als ‚wehrhaft‘ versteht, nicht so naiv sein darf zu glauben, man 
müsste rechte Forderungen allein, weil sie existieren, Gehör 
schenken – geschweige denn ihnen folgen. Denn nicht, wer 
am lautesten schreit, darf sich durchsetzen, sondern nur, wer 
auf repräsentativem Weg Mehrheiten erlangt. Genau deshalb 
muss eine wehrhafte Demokratie antidemokratische Positi-
onen ausgrenzen, weil diese gegen den substanziellen Kern 
der Demokratie verstoßen und sie faktisch abschafen wollen 
– in ihrer Substanz.“ (Salzborn 2017, 189) 

Das zu Beginn erwähnte „Gesetz zur Förderung der 
wehrhaften Demokratie“ wurde in der 19. Legislaturpe-
riode des Bundestags nicht mehr verabschiedet. Zwar 
hat die Bundesregierung Eckpunkte erarbeitet, strittig 
unter den Koalitionsfraktionen von CDU/CSU und SPD 
blieb die Frage, ob überhaupt und wie zivilgesellschaft-
liche Zuwendungsempfänger:innen im Rahmen des 
Gesetzes auf die freiheitliche demokratische Grundord-
nung verpfichtet werden können oder müssen. Der Koa-
litionsvertrag von SPD, Bündnis 90/Die Grünen und FDP, 
der nach der Bundestagswahl 2021 erarbeitet wurde, 
sieht die Einführung eines Demokratiefördergesetzes 
ausdrücklich vor. Die Debatte und der Streit über die 
„wehrhafte Demokratie“ und ihre Ausgestaltung wird die 
Bundesrepublik Deutschland auch im 21. Jahrhundert 
weiter begleiten. 

Orte des 
Widerstehens
Orte des 
Widerstehens 
Aktionsräume gegen den Nationalsozialismus 
im Südwesten 1933–1945 

Angela Borgstedt Orte des Widerstehens 
Aktionsräume gegen den Nationalsozialismus 
im Südwesten 1933–1945 
Angela Borgstedt 

Mit diesem Buch betritt Prof. Dr. Angela Borgstedt historiographisches 
Neuland für das heutige Baden-Württemberg. Sie zeigt, wie geo-
graphische und soziale Räume widerständiges Handeln ermöglicht 
und geprägt haben: im öffentlichen Raum, in der privaten Wohnung, 
im halböffentlichen Wirtshaus, im kirchlichen Raum, am Arbeitsplatz, 
sogar in Anstalten, Gefängnissen und Lagern – und nicht zuletzt an den 
Landesgrenzen, die gerade für den Südwesten mit seiner Nachbar-
schaft zu Österreich, Frankreich und der Schweiz besondere Möglich-
keiten des Widerstehens boten. Das Ergebnis ist eine Neuvermessung 
des Widerstands gegen das NS-Regime im deutschen Südwesten, die 
durch einzelne Tiefenbohrungen beeindruckt und zugleich die Vielfalt 
der Akteure und ihres Handelns verdeutlicht. 

6.50 Euro zzgl. Versand, Bestellung ausschließlich im Webshop 
der Landeszentrale für politische Bildung: www.lpb-bw.de/shop 
E-Book (kostenlos) unter www.lpb-bw.de/e-books.html 

www.lpb-bw.de/e-books.html
www.lpb-bw.de/shop
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9 Unterrichtspraktische Hinweise 

Unterrichtspraktische Hinweise 

In Zeitungen, sozialen Netzwerken und Fernsehrepor-
tagen – überall scheint Extremismus präsent. Von Ex-
tremismus ist die Rede, wenn ein Anschlag verübt wird, 
wenn Vertreter:innen eines radikalen Islamismus gegen 
„den Westen“ predigen, wenn Neonazis „gegen den 
Volkstod“ demonstrieren oder Linksradikale in Berlin 
Autos anzünden. 

In den vergangenen Jahren gab es in der Bundesre-
publik in allen Bereichen des politischen Extremismus 
eine Zunahme an Mitgliedern. Auch extremistische Taten 
in Deutschland, wie sie in der Einleitung erwähnt werden, 
verdeutlichen diese Problematik (vgl. Einführung, 6). 

So unterschiedlich die benannten Hauptarten des 
Extremismus sind, so ähnlich sind sie sich in ihren 
Grundstrukturen. Gemein ist ihnen, dass sie den demo-
kratischen Verfassungsstaat ablehnen und beseitigen 
wollen. Gewaltenteilung, die Pluralität von Interessen 
und die im Grundgesetz konkretisierten Menschen-
rechte werden von allen Varianten des Extremismus 
negiert, wodurch sie zumindest zum Teil den acht Prin-
zipien der freiheitlich-demokratischen Grundordnung 
der Bundesrepublik widersprechen. Auf Basis ihrer 
jeweiligen Ideologie streben sie eine homogene Gesell-
schaft an (vgl. Reumschüssel 2018, 25). Dabei eint sie 
auch, dass sie sich modernen Lebensweisen anpassen 
und sich bewusst aktueller Jugendkultur bedienen (z. B. 
V-Logs auf YouTube). 

Die freiheitlich-demokratische Grundordnung wird 
vom Konzept der wehrhaften Demokratie geschützt, so 
ist beispielsweise die Beobachtung einer Gruppe durch 
den Verfassungsschutz möglich. Allerdings greift diese 
Maßnahme sehr spät – mit dieser Betrachtungsweise ist 
Extremismus ein Randphänomen der Gesellschaft, von 
dem eine Bedrohung für den Kern der demokratischen 
Verfassungsordnung ausgeht. Der Extremismusbegrif 
des Verfassungsschutzes wird zwar zugrunde gelegt, 
greift aber für den Bildungsauftrag zu kurz, da auch 
der „Zusammenhang zwischen Vorurteilen und verein-
fachten Weltbildern und deren Umsetzung in grausame 
Taten aufgezeigt [werden muss] […] und es gerade auch 
um die Anfänge von Vorurteilen im Kleinen und verzerrte 
Weltbilder in den Köpfen“ (Steinbrenner 2016, 42) gehen 
soll. Daher ist es wichtig, nicht nur das Randphänomen 
Extremismus zu betrachten, sondern auch das Konzept 
der Gruppenbezogenen Menschenfeindlichkeit (GMF), 
welches auf einer Ideologie der Ungleichwertigkeit und 
Abwertung beruht. 

Mit diesem Konzept kann dann über die vom Ver-
fassungsschutz beschriebenen Phänomene hinausge-
blickt werden – in Denkstrukturen, die sich nicht nur 
am Rande der Gesellschaft befnden; beispielsweise in 
einer extremen Sprache. Der AfD-Ehrenvorsitzende Ale-
xander Gauland sagte 2017 über die damalige Integra-
tionsbeauftragte der Bundesregierung Aydan Özoguz, 

man könne sie in Anatolien entsorgen. Diese Aussage, 
wenngleich von der zuständigen Staatsanwaltschaft 
als von der Meinungsfreiheit gedeckt eingestuft, steht 
beispielhaft für eine Verschiebung des Sagbaren und 
eine Verrohung der Sprache (vgl. Höhne 2018), die nicht 
nur im politischen Kontext festgestellt werden kann. 
Diskriminierende und abwertende Aussagen sind im 
öfentlichen Diskurs verbreitet. In der Mitte-Studie der 
Friedrich-Ebert-Stiftung wurde konstatiert, dass die 
„Zustimmung zu menschenfeindlichen Vorurteilen in 
den letzten fünf Jahren nahezu unverändert“ blieb und 
gerade „rechtspopulistische Einstellungen stabil und 
[…] in der Mitte normaler geworden [sind]“ (Starzmann 
2019). Extremistische und rassistische Einstellungen 
sind keine Randphänomene, sondern fnden sich inmit-
ten der Gesellschaft wieder. Auch Schulen als kleines 
Abbild der Gesellschaft sind nicht frei von rassistischen 
und diskriminierenden Vorfällen. 

In der Regel begegnen Lehrer:innen in der Schule 
weniger Jugendliche mit einem geschlossenen extre-
mistischen Weltbild. Jugendliche und junge Erwachsene 
sind allerdings in der Strategie aller Extremisten ein 
beliebtes Ziel ihrer Annäherungsversuche. Aufgrund der 
speziellen Herausforderungen des jugendlichen Ent-
wicklungsalters sind sie dafür besonders empfänglich, 
so bieten ihnen Extremisten beispielsweise einfache 
Antworten auf komplexe Fragestellungen oder Orien-
tierung in Identitäts- und Wertfragen. „Extremistische 
Akteurinnen und Akteure bieten vor diesem Hinter-
grund eine Vielzahl an relevanten Anknüpfungspunkten. 
Sie greifen Unsicherheiten und Entwicklungsaufgaben 
junger Menschen auf, indem sie ihre Überzeugungen 
und eindeutige Wertezuschreibungen als sinnstiftend 
und identitätsfördernd präsentieren. […] Vorgegebene 
(Verhaltens-)Regeln, Rollen und Strukturen der extre-
mistischen Gruppe geben Orientierung, Sicherheit und 
Geborgenheit. Dabei wird der hohe Wert der eigenen 
Gruppe und damit des eigenen Individuums stets in 
Abgrenzung zu gesellschaftlichen Feindbildern def-
niert.“ (Schmitt 2021) 

Dem Lebens- und Lernraum Schule kommt hinsicht-
lich der gesellschaftlichen Herausforderungen eine zen-
trale Aufgabe zu: Die Schule ist Lernraum für Wissen 
hinsichtlich der demokratischen Werte und Regeln, Ort 
primärer Prävention (die sich an alle Jugendlichen rich-
tet) und Erprobungsraum für demokratische Strukturen, 
in denen sich Jugendliche als selbstwirksam empfnden 
können. Zugleich ist die Schule auch der Ort, an dem 
eine Veränderung eines Jugendlichen aufällt. Wird eine 
besorgniserregende Veränderung bei einem Jugendli-
chen bemerkt, ist es ratsam, sich Hilfe durch Experten zu 
holen. Besonders wichtig ist dann aber auch, den Kontakt 
zu halten, denn „[w]er den Kontakt abbricht, verschließt 
die Tür und verliert den Jugendlichen endgültig“ (Spen-
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10 Unterrichtspraktische Hinweise 

len 2017, 326). Kurt Edler plädiert für ein wirksames 
Präventionskonzept an jeder Schule, das „auf der Kom-
bination von Grundrechtsklarheit, politisch-historischer 
Bildung und Sensibilität für ideologische Versuchungen 
einerseits sowie pädagogischer Empathie und interkul-
tureller Aufgeklärtheit andererseits [fußt]“ (Edler 2016). 

Allgemeine didaktische Hinweise 
Die wichtigste Maßnahme im Kampf gegen Extremismus 
ist die Prävention. Als Lernort, an den Jugendliche über 
Jahre verpfichtend gebunden sind, ist die Schule ein 
wichtiges Handlungsfeld für Präventionsarbeit. Zentrale 
Aspekte der primären Präventionsarbeit, die sich an alle 
Personen richtet, sind Wissensvermittlung, Persönlich-
keitsentwicklung, Kompetenzentwicklung und Empow-
erment (vgl. El-Mafaalani u. a. 2016, 4). 

Die Zielsetzung des Hefts besteht darin, den Schüle-
rinnen und Schülern Wissen über Extremismus an die 
Hand zu geben und Handlungsoptionen aufzuzeigen, 
denn „wer Extremisten ausgrenzt und nicht wenigstens 
versucht, ihnen zuzuhören und sich mit ihren Vorur-
teilen und Vorwürfen auseinanderzusetzen, gibt ihnen 
nur recht“ (Reumschüssel 2018, 163). Weiterhin soll 
die demokratische Grundhaltung und die Überzeugung 
der Jugendlichen gestärkt werden, dass alle Menschen 
gleichwertig sind. Hassreden auf politischen Veranstal-
tungen, am Stammtisch oder in sozialen Medien lassen 
sich nicht vollständig kontrollieren oder aufhalten, aber 
Jugendliche können dafür sensibilisiert werden und 
erfahren, dass extreme Äußerungen in einer demokrati-
schen Gesellschaft keinen Platz haben sollten. 

Die Bausteine in diesem Heft beziehen sich auf die 
inhaltsbezogenen Kompetenzen im Bildungsplan, darin 
heißt es für das Fach Gemeinschaftskunde: „Die Schü-
lerinnen und Schüler können Kennzeichen von politi-
schem Extremismus beschreiben (G/M) / erläutern (E) 
(Ablehnung der freiheitlichen demokratischen Grund-
ordnung, Freund-Feind-Stereotypen, Missionsbewusst-
sein, ideologischer Dogmatismus).“ (Ministerium für 
Kultus, Jugend und Sport 2016, 32) Das Heft soll dem 
Standard im Bildungsplan entsprechen, aber durch die 
inhaltliche Tiefe auch deutlich darüber hinausgehen. 
Weiterhin leistet das Heft einen Bezug zu den prozess-
bezogenen Kompetenzen (Analyse-, Urteils-, Handlungs- 
und Methodenkompetenz) sowie zur Demokratiebildung 
im Fachunterricht (vgl. Ministerium für Kultus, Jugend 
und Sport 2016, 5 und 2019, 29). 

Insbesondere die Auseinandersetzung mit gesell-
schaftlicher und religiöser Vielfalt und die in den Materi-
alien angelegte Achtung der Menschenwürde tragen zur 
Leitperspektive „Bildung für Toleranz und Vielfalt“ bei. 
Die Leitperspektive „Medienbildung“ fndet dort Berück-
sichtigung, wo es um den Einfuss der Extremisten durch 
die digitalen Medien geht oder mit digitalen Medien 
gearbeitet wird (vgl. Ministerium für Kultus, Jugend und 
Sport 2016, 4). 

Die in der Einführung beschriebenen politischen 
und gesellschaftlichen Herausforderungen sollen im 
Heft aufgegrifen und bearbeitet werden. Zunächst 
soll Grundwissen über Extremismus allgemein vermit-

telt werden (Baustein A): die Klärung des Phänomens 
Extremismus, der zentralen Phänomene Rechts- und 
Linksextremismus sowie Islamismus, das Aufkom-
men in Deutschland sowie die Gemeinsamkeiten aller 
Formen des Extremismus. Bevor der Blick auf aktuelle 
Radikalisierungstendenzen gerichtet wird, wird das 
Konzept der Gruppenbezogenen Menschenfeindlichkeit 
thematisiert, welches auf einem breiteren Verständnis 
fußt und antidemokratische Tendenzen in der Gesell-
schaft ofenlegt. 

In Baustein B steht das Konzept der wehrhaften 
Demokratie im Fokus. Dabei werden der historische 
Zusammenhang sowie die Abwehrmöglichkeiten des 
demokratischen Verfassungsstaats behandelt. 

Wie die Politik und die Gesellschaft, im Speziellen 
Jugendliche, mit Extremismus umgehen können, steht 
im Fokus von Baustein C. Er schließt den Kreis zum Kon-
zept der Gruppenbezogenen Menschenfeindlichkeit und 
zeigt konkrete Handlungsmöglichkeiten auf, die Jugend-
liche auch in ihrem persönlichen Umfeld unterstützen 
können. 

Grundlegende didaktische Prinzipien, die im ganzen 
Heft Anwendung fnden, sind Kontroversität, Schüler-
orientierung, Exemplarität und Problemorientierung, die 
durch Materialien zur Urteilsbildung ergänzt werden. Die 
Diferenzierung im Heft erfolgt über Tipps zu schwierige-
ren Aufgaben und weiterführenden Arbeitsanregungen 
für stärkere Schüler:innen. Sprachliche Diferenzierung 
erfolgt insbesondere über die Erläuterung von schwieri-
gen Begrifen. 

Weitere Materialien für den Einsatz im 
Unterricht 

w  Dokumentationen: „Radikal getarnt. Extremisten im 
Netz erkennen“ 

w  Filme: „Der Himmel wird warten“, „Bruder. Schwarze 
Macht“, „Brüder“, „Kriegerin“, „Kleine Germanen“, 
„Und morgen die ganze Welt“ 

w  Jugendbücher: „Dschihad Calling“, „Kadir, der Krieg 
und die Katze des Propheten“, „Sein Reic“, „Djihad 
Paradise“, „Braune Erde“, „Regionalexpress“, „Mör-
derkind“ 

w  Spiele: „hidden codes“, „change city“, „Wiebkes wirre 
Welt“, „Decount“ 

Mögliche Kooperationspartner 
Das Team meX der Landeszentrale für politische Bildung 
Baden-Württemberg (LpB) (www.team-mex.de)  und das 
Demokratiezentrum Baden-Württemberg (www.demo-
kratiezentrum-bw.de) bieten neben Beratung auch Ver-
anstaltungen für Schulklassen oder Fortbildungen für 
Lehrkräfte an. 

Weitere Ansprechpartner 
w  Beratungsstelle Radikalisierung: 

www.beratungsstelle-radikalisierung.de 
w  Kompetenzzentrum gegen Extremismus in Baden-

Württemberg (konex): www.konex-bw.de 
w  Fachstelle Prevent!on: 

https://demokratiezentrum-bw.de 

https://demokratiezentrum-bw.de/
https://demokratiezentrum-bw.de
www.konex-bw.de
www.beratungsstelle-radikalisierung.de
https://kratiezentrum-bw.de
www.team-mex.de
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8 Baustein A 

Die Schüler:innen beschreiben die zentralen Phäno-
mene des Extremismus und diskutieren die aktuellen 
Gefährdungen für die freiheitlich-demokratische Grund-
ordnung. 

n Unterrichtsgestaltung 
Die Materialien im Baustein A führen insgesamt zur 
Beantwortung der Frage (A14), inwiefern die freiheit-
lich-demokratische Grundordnung durch extremistische 
Tendenzen gefährdet ist. Der Einstieg (A1) in die Materi-

alien erfolgt mit Zeitungsschlagzeilen und einer Grafk 
zu den politisch motivierten Straftaten in Deutschland 
in den vergangenen Jahren. Die Schüler:innen erkennen 
daran, dass in den letzten Jahren die Straftaten in den 
meisten Phänomenbereichen des Extremismus gestie-
gen sind. Die Grafk ermöglicht einen Vergleich im Zeit-
raum von 2009 bis 2020. 

Davon ausgehend setzen sie sich mit dem Extremis-
mus-Begrif auseinander und entwickeln eine eigene 
Defnition (A2), die dann in einer Informationsphase 
mit dem Begrif des Verfassungsschutzes verglichen 
wird (A3). Es folgt in A4 und A5 die Auseinanderset-
zung mit den zentralen Phänomenbereichen des Ext-
remismus. Methodisch kann dies so erfolgen, dass die 

Inhaltliche Kompetenzen 
Die Schüler:innen 

w  beschreiben den Extremismusbegrif des Verfassungsschutzes sowie die zentralen Phänomenbereiche des Extremis-
mus (Islamismus, Links- und Rechtsextremismus). (A2, A3, A4, A5) 

w  benennen aktuelle Entwicklungen der Phänomenbereiche. (A1, A4) 

w  beschreiben Gemeinsamkeiten der extremistischen Strömungen. (A5) 

w  benennen mögliche Risikofaktoren für eine Radikalisierung und zeigen diese an Fallbeispielen auf. (A6, A7) 

w  erklären das Konzept der Gruppenbezogenen Menschenfeindlichkeit (GMF). (A9) 

w  beschreiben aktuelle Entwicklungen im Bereich der Gruppenbezogenen Menschenfeindlichkeit (GMF). (A9, A10) 

w  beschreiben die zunehmende Radikalisierung in Teilen der Querdenken-Bewegung. (A11) 

w  erläutern die Instrumentalisierung des Internets, insbesondere social media, durch Extremist:innen. (A8, A12) 

Prozessbezogene Kompetenzen 
Politische Urteilsfähigkeit 

Die Schüler:innen 

w  bewerten, ob die Ergebnisse der Mitte-Studie „Anlass zur Hofnung oder Sorge“ sind. (A10) 

w  beurteilen, wie mit der zunehmenden Radikalisierung der Querdenken-Bewegung umgegangen werden sollte. (A11) 

w  diskutieren, ob die Nutzung von sozialen Medien hinsichtlich der Instrumentalisierung von Extremisten eingeschränkt 
werden sollte. (A8, A12) 

w  beurteilen den aktuellen Grad der Gefährdung für die freiheitlich-demokratische Grundordnung. (A14) 

Politische Handlungsfähigkeit 

Die Schüler:innen 

w  vertreten ihre eigenen Ansichten. 

w  versetzen sich in Situationen anderer Menschen. (A6, A7, A8, A11) 

w  führen eine Umfrage zur Gruppenbezogenen Menschenfeindlichkeit in der Schule durch. (A10) 

w  verbessern ihre Diskussionsfähigkeit und formulieren ihre Argumente und Positionen aus. 

Analysekompetenz 

Die Schüler:innen untersuchen Problemlagen unter Verwendung der Fachsprache. 

Methodenkompetenz 

Die Schüler:innen 

w  werten lineare und nicht-lineare Texte aus. 

w  erstellen ein Erklärvideo. (A4, A5) 

w  werten Statistiken aus. (A1, A4, A10) 

w  interpretieren eine Karikatur. (A13) 

w  führen eine Meinungsumfrage durch. (A10) 
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Schüler:innen in Kleingruppen ein Erklärvideo erstel-
len und sich die Materialien selbstständig erarbeiten. 
Die Auseinandersetzung mit Islamismus, Links- und 
Rechtsextremismus kann alternativ auch in einer 
arbeitsteiligen Gruppenarbeit mit oder ohne Präsentati-
onen erfolgen. Die Erstellung der Erklärflme kann auch 
erst nach der Bearbeitung von A5 erfolgen. Als ergän-
zende Aufgabe zu A2 steht eine digitale 
Anwendung zur Verfügung, bei der die 
Schüler:innen entscheiden, ob sie den jewei-
ligen Aussagen zustimmen oder nicht. 

Die Defnition des Begrifs Extremismus ist die 
Grundlage zur Auseinandersetzung mit der Frage-
stellung, was Extremisten gemeinsam haben (A5). 
Nach einem Unterrichtsgespräch erarbeiten sich die 
Schüler:innen die Gemeinsamkeiten und erläutern, wes-
halb die gemeinsamen Merkmale proble-
matisch sind, z. B. auch für junge Menschen. 
Für A4 und A5 steht eine zusammengefasste 
Online-Anwendung zur Verfügung. 

Die Betrachtung der Herausforderung für junge 
Menschen setzt sich auch in den folgenden Materialien 
A6 und A7 fort, der Einstieg erfolgt über die Zeitungs-
schlagzeile „Aus dem Klassenzimmer in den Dschihad“. 
Die Schüler:innen stellen Vermutungen an, was Jugend-
liche dazu veranlasst, sich zu radikalisieren. Diese Hypo-
thesen können gesammelt und im Anschluss 
an die Bearbeitung verglichen werden. Die 
Radikalisierung von Jugendlichen ist auch 
als digitale Anwendung verfügbar. 

Die Auseinandersetzung mit den Push- und Pull-
Faktoren für eine Radikalisierung erfolgt mittels 
zweier Fallbeispiele, die arbeitsteilig bearbeitet werden 
können. Dabei kann eine gegenseitige Information der 
Schüler:innen angeschlossen werden. Die Lernen-
den vergleichen die Faktoren mit den exemplarischen 
Lebensgeschichten von Heidi und Marvin. Die Radi-
kalisierung von Jugendlichen erfolgt eher im Bereich 
des Islamismus und Rechtsextremismus, weniger 
im Linksextremismus. Daher fndet hier eine Fokus-
sierung auf diese zwei Bereiche statt. Zu den beiden 
Lebensgeschichten gibt es auch digitale Aufgaben. 

Nach dem Vergleich der Radikalisierungsbeispiele 
kann eine Diskussion in Kleingruppen oder im Plenum 
angeschlossen werden, in der mögliche unterstützende 
Maßnahmen für gefährdete Jugendliche thematisiert 
werden. Die Auseinandersetzung mit exemplarischen 
Beispielen ermöglicht den Schüler:innen auch, eigene 
Erfahrungen mit einfießen zu lassen, ohne direkt dar-
über zu sprechen. Wenn es die Unterrichtsplanung 
erlaubt, kann im Internet auch nach weiteren Beispielen 
für die Radikalisierung von Jugendlichen recherchiert 
werden. 

Neben dem Extremismus-Begrif des Verfassungs-
schutzes spielt der Begrif der Gruppenbezogenen 
Menschenfeindlichkeit (GMF) eine zentrale Rolle. Der 

Extremismus-Begrif des Verfassungsschutzes ist eine 
sogenannte Negativ-Defnition, was bedeutet, dass die 
Behörde erst dann aktiv wird, wenn es zu angenom-
menen Gefährdungen der freiheitlich-demokratischen 
Grundordnung kommt oder gar strafbare Handlungen 
vorliegen. Im gesellschaftlichen Bereich allerdings 
lassen sich in Äußerungen und Einstellungen men-
schenabwertende und diskriminierende Positionen 
fnden. Daher folgt in der weiteren Auseinandersetzung 
ein Blick in die Mitte der Gesellschaft. Die Ergebnisse 
der Mitte-Studie der Friedrich-Ebert-Stiftung bieten hier 
eine gute Grundlage. 

Der Einstieg (A8) erfolgt über fktive, aber faktizi-
tätstreue Tweets, aus denen problematische Aspekte 
herausgearbeitet werden können. Diese Tweets werden 
weiter genutzt, um das Syndrom der Gruppenbezogenen 
Menschenfeindlichkeit an diesen Beispielen zu erläutern 
(A9). Die Schüler:innen wenden dabei auch ihr erwor-
benes Wissen an, indem sie auf die Tweets antworten 
und dabei das Problematische daran herausstellen. Im 
Anschluss folgt in A10 eine Auseinandersetzung mit 
aktuellen Studienergebnissen („Mitte-Studie“), z. B. in 
Einzel- oder Partnerarbeit. Nach der Bearbeitung der 
Materialien bewerten die Schüler:innen die Schlagzeile 
von www.tagesschau.de, die Mitte-Studie sei „Anlass 
zu Hofnung und Sorge“. Die Diskussion und Bewertung 
kann z. B. in einer Fishbowl-Diskussion erfolgen. Hin-
weise zur Durchführung dieser Methode fnden sich z. B. 
online unter www.methodenkartei.uni-oldenburg.de/
uni_methode/fshbowl-diskussion-2/

 
. Die Zuordnung 

der Tweets in A8 zu den Bereichen der Grup-
penbezogenen Menschenfeindlichkeit (GMF) 
in A9 kann auch als digitale Aufgabe bear-
beitet werden. 

Als erweiterte Befassung mit diesem Thema könn-
ten die Schüler:innen eine Umfrage an der Schule/in 
anderen Klassen zur Zustimmung bzw. Ablehnung der 
in der Tabelle bei A10 aufgeführten Aussagen durch-
führen, auswerten und präsentieren. Auch das Erstellen 
eines Info-Plakates zur Gruppenbezogenen Menschen-
feindlichkeit (GMF), welches an der Schule ausgehangen 
werden kann, bietet sich als Vertiefungsaufgabe an. 

Das Bild der Ergebnisse der Mitte-Studie wird 
ergänzt durch den Blick auf die Entwicklungen während 
der Corona-Pandemie (A11). Der Einstieg erfolgt über 
die Betrachtung verschiedener Fotos, die verschiedene 
Forderungen und Aussagen zeigen, wie sie während 
sogenannter Querdenker-Demonstrationen oft zu lesen 
waren und sind. Das Bildmaterial zu den Demonstrati-
onen steht online unter www.politikundunterricht.de 
zur Verfügung. Die Schüler:innen beschreiben, dass sich 
die Kritik der Demonstrant:innen nicht nur auf die Maß-
nahmen zur Eindämmung der Pandemie beschränkt, 
sondern darüber hinaus z. B. den öfentlich-rechtlichen 
Medien Manipulation und Gehirnwäsche der Bevölke-
rung unterstellt, Nicht-Geimpfte mit der Diskriminie-
rung und Verfolgung von Juden im Nationalsozialismus 
gleichgesetzt oder die ehemalige Bundeskanzlerin 
Angela Merkel mit Adolf Hitler verglichen wird. Es gilt 
dabei allerdings auch deutlich zu machen, dass es in 

https://www.methodenkartei.uni-oldenburg.de/uni_methode/fishbowl-diskussion-2/
www.politikundunterricht.de
www.tagesschau.de
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Risikofaktoren für die Radikalisierung 
von Jugendlichen 
w  Junge Menschen sind auf der Suche nach Identität & 

Sinnhaftigkeit 
w  Junge Menschen suchen Unterstützung und Sicher-

heit, z. B. bei Identitätsfndung und Krisen (z. B. Tren-
nung der Eltern) 

w  Gefühl der Ungerechtigkeit gegenüber der eigenen 
Person oder der sozialen Gruppe, der man sich zuge-
hörig fühlt 

w  Misserfolgserfahrungen in Schule und Ausbildung 
w  Bedürfnis nach Macht und Anerkennung 
w  Erlebnis von Gewalt in der Kindheit 
w  Einstieg durch Personen aus dem näheren Umfeld, 

die einer Szene angehören 
w  Suche nach einfachen Antworten, die Sicherheit 

geben 

Quelle: Allroggen, M., Heimgartner, A., Rau, T. & Fegert, J. 
M. (2021).; Radikalisierungsprozesse wahrnehmen – ein-
schätzen – handeln: Grundlagenwissen für Ärzt*innen und 
Psychotherapeut*innen. Universitätsklinikum Ulm., 2. Auf.; 
online unter www.uniklinik-ulm.de/fleadmin/default/Kliniken/ 
Kinder-Jugendpsychiatrie/Dokumente/Handlungsempfehlung_ 
Radikalisierungsprozesse.pdf (Zugrif am 4.01.2022) (eigene 
Zusammenfassung, S. 27f.). 

einer Demokratie zulässig ist, gegen staatliche Maß-
nahmen öfentlich zu protestieren. Die Versammlungs-
freiheit ist in Artikel 8 des Grundgesetzes verbrieft, 
setzt allerdings friedliches Demonstrieren ohne Wafen 
voraus. Das Demonstrationsrecht kann bei Verstößen 
gegen bestehendes Recht untersagt oder eingeschränkt 
werden. Die im Grundgesetz (Artikel 5) garantierte Mei-
nungsfreiheit bedeutet ebenfalls nicht, dass alles gesagt 
werden darf. Beispielsweise ist die Leugnung oder Ver-
harmlosung des Holocaust, diskriminierende Aussagen 
oder der Aufruf zur Gewalt nicht von der Meinungsfrei-
heit gedeckt. 

In der Erarbeitungsphase beschäftigen sich die 
Schüler:innen mit einem Interview des baden-württem-
bergischen Innenministers Thomas Strobl (A11) und den 
Ergebnissen einer Datenauswertung der Süddeutschen 
Zeitung zur Nutzung von social media durch Extremis-
ten (A12). Die Problematisierung erfolgt mittels der 
Interpretation einer Karikatur zur Unterwanderung der 
Querdenker-Bewegung (A13). 

Den Abschluss des Bausteins bildet ein Rückblick auf 
die erarbeiteten Materialien. Die Lernenden beurteilen, 
inwiefern die Demokratie in Deutschland aufgrund ext-
remistischer und menschenfeindlicher Tendenzen ein 
Problem hat oder nicht (A14). Da es sich hier nicht um 
eine klare Ja-/Nein-Frage handelt, kann die Beurteilung 
der Frage methodisch mittels eines Meinungsbarome-
ters erfolgen. Es bietet sich an, das Meinungsbarometer 
auf dem Boden des Klassenzimmers zu visualisieren 
und die Schüler:innen beurteilen zu lassen, wie stark sie 
der Aussage zustimmen (100%) bzw. nicht zustimmen 
(0%). In der Auswertung können die Begründungen der 
Schüler:innen in der Klasse vorgetragen und diskutiert 
werden. 

8 Baustein B 

Die Schüler:innen erläutern das Konzept der wehrhaf-
ten Demokratie und beurteilen, ob die Möglichkeiten des 
Staates, die freiheitlich-demokratische Grundordnung 
zu schützen, angesichts der aktuellen Herausforderun-
gen ausreichend sind. 

Um das heutige Konzept der wehrhaften Demokratie 
zu verstehen, ist ein kurzer Blick in die Geschichte not-
wendig (B1). Die Mütter und Väter des Grundgesetzes 
schufen die wehrhafte Demokratie aufgrund des Schei-
terns der Weimarer Republik. Der Einstieg erfolgt über 
zwei Zitate Joseph Goebbels, in denen der Plan der 
Nationalsozialisten, die Demokratie mit ihren eigenen 
Mitteln abzuschafen, deutlich wird. Es folgt mithilfe 
zweier kurzer Texte die Auseinander-
setzung mit dem Konzept der wehrhaf-
ten Demokratie (B2). Dieses Material 
kann auch in Moodle bearbeitet werden. 

Daraufhin erfolgt arbeitsteilig die Beschäftigung 
mit den zentralen Aspekten der wehrhaften Demo-
kratie (B3 bis B8). Die Schüler:innen erarbeiten sich 
die Aspekte in Kleingruppen, erstellen ein Plakat oder 
eine PowerPoint und präsentieren dies in einem Gal-
lery Walk. Die einzelnen Materialien sind so aufgebaut, 
dass zunächst der jeweilige Aspekt der wehrhaften 
Demokratie erarbeitet und daraufhin an einem kon-
kreten Beispiel (z. B. das Verbot von Ansaar Inter-
national) verdeutlicht wird. Alternativ zum Gallery 
Walk kann das Material auch in einem Gruppenpuzzle 
durchgeführt werden. Eine Anleitung zur Durchfüh-
rung eines Gallery Walk (Galerierundgang) fndet sich 
unter www.youtube.com/watch?v=d54X5g85LUs. Als 
einfache Zuordnungsaufgabe zu den ver-
schiedenen Aspekten der wehrhaften Demo-
kratie steht auch eine digitale Anwendung 
zur Verfügung. 

Falls in der Unterrichtsplanung möglich, können ver-
schiedene Aspekte vertieft werden. So kann die Proble-
matik des Parteienverbots (B4) am gescheiterten Verbot 
der NPD thematisiert werden. Außerdem können auch 
weitere Beispiele für das Verbot von als extremistisch 
eingestuften Vereinigungen (B4) untersucht werden. 
Weitere Informationen fnden sich dazu unter: www.bpb. 
de/politik/extremismus/rechtsextremismus/41462/ 
npd-verbot-und-parteienfnanzierung und www.bmi. 
bund.de/DE/themen/sicherheit/extremismus/ver-
einsverbote/vereinsverbote-artikel.html. 

Beim Material B6 kann zur Vertiefung die Debatte 
um den sogenannten „Radikalenerlass“ thematisiert 
werden, der vor etwa 30 Jahren 1972 verabschiedet 
wurde. Weitere Informationen dazu fnden sich unter 
www.bpb.de/politik/hintergrund-aktuell/346271/vor-
50-jahren-radikalenerlass. 

Andere Staaten, wie z. B. die USA oder Großbritan-
nien, kennen das Prinzip der wehrhaften Demokratie 
nicht, wie es in der Bundesrepublik Deutschland besteht. 
Die Schüler:innen beschäftigen sich mit der Fragestel-

https://www.uniklinik-ulm.de/fileadmin/default/Kliniken/Kinder-Jugendpsychiatrie/Dokumente/Handlungsempfehlung_Radikalisierungsprozesse.pdf
https://www.bpb.de/themen/rechtsextremismus/dossier-rechtsextremismus/41462/debatten-um-npd-verbot-und-parteienfinanzierung/
https://www.bmi.bund.de/DE/themen/sicherheit/extremismus/vereinsverbote/vereinsverbote-artikel.html
www.bpb.de/politik/hintergrund-aktuell/346271/vor
www.youtube.com/watch?v=d54X5g85LUs
http://www.bpb
http://www.bmi
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lung, ob eine Demokratie überhaupt Elemente einer 
wehrhaften Demokratie beinhalten sollte oder nicht 
(B9). Diese Diskussion führen sie in einer Fishbowl-Dis-
kussion durch (zur Methode s. A10). 

Anhand von Nachrichten, die auf dem Messenger-
dienst Telegram geschrieben wurden, wird in B10 die 
Bedeutung von demokratiefeindlichen Äußerungen in 
Form vom Hassbotschaften in den sozialen Online-
Netzwerken thematisiert. Diese Fragestellung greift 
den Aspekt des Hasses im Netz aus Baustein A auf. Hier 
sollte ein Rückbezug zur Extremismus-Defnition des 
Verfassungsschutzes und zur Gruppenbezogenen Men-
schenfeindlichkeit stattfnden. Es folgt die Überleitung 
zum Netzwerkdurchsetzungsgesetz (NetzDG), welches 
2017 in Kraft trat und mittlerweile zweimal geändert 
wurde. Zunächst arbeiten die Schüler:innen in B11 Inhalt 
und Ziele dieses Gesetzes heraus. Am Beispiel der von 
Google veröfentlichten Zahlen für YouTube analysie-
ren und bewerten sie anschließend, wie das Netzwerk-

durchsetzungsgesetz in der Praxis wirkt (B12). Mithilfe 
der Transparenzberichte von Google (https://transpa-
rencyreport.google.com) können die Schüler auch diese 
Zahlen im Längsschnitt vergleichen und selbst Grafken 
erstellen. Die Bearbeitung des Textes zu den Zielen des 
NetzDG (B11) und die Analyse der Grafk (B12) kann 
online durchgeführt werden. 

Baustein B endet mit einer Pro-Contra-Debatte zur 
Fragestellung, ob das Netzwerkdurchsetzungsgesetz 
eine sinnvolle Maßnahme ist, um den Hass im Netz zu 
bekämpfen (B13). Ihr erworbenes Wissen wenden sie in 
einer Pro-Contra-Debatte an, bevor sie ihr Urteil zur Fra-
gestellung schriftlich verfassen. Die beiden Texte für die 
Pro- bzw. Contra-Seite stehen online unter www.politi-
kundunterricht.de zur Verfügung. 

Kompetenzen 
Inhaltliche Kompetenzen 

Die Schüler:innen 

w  erläutern die Probleme der Weimarer Demokratie und die damit verbundenen Lehren. (B1, B2) 

w  erklären den Begrif der „wehrhaften“ Demokratie. (B3) 

w  benennen die zentralen Aspekte der wehrhaften Demokratie. (B3) 

w  nennen Pro- und Contra-Argumente zum Netzwerkdurchsetzungsgesetz. (B13) 

Prozessbezogene Kompetenzen 
Politische Urteilsfähigkeit 

Die Schüler:innen 

w  diskutieren und beurteilen, ob eine Demokratie wehrhaft sein darf. (B9) 

w  beurteilen, ob die Möglichkeiten des Staates zum Schutz vor Verfassungsfeinden ausreichend sind. (B4 - B9) 

w  beurteilen, ob das Netzwerkdurchsetzungsgesetz eine sinnvolle Maßnahme ist, um den Hass im Netz zu bekämpfen. 
(B13) 

Politische Handlungsfähigkeit 

Die Schüler:innen 

w  vertreten ihre eigenen Ansichten. 

w  versetzen sich in Situationen anderer Menschen. 

w  verbessern ihre Diskussionsfähigkeit. 

Analysekompetenz 

Die Schüler:innen 

w  untersuchen Problemlagen unter Verwendung der Fachsprache. 

Methodenkompetenz 

Die Schüler:innen 

w  werten lineare und nicht-lineare Texte aus. 

w  führen eine Pro-Contra-Debatte durch. (B13) 

w  führen einen Gallery-Walk durch. (B3 - B8) 

w  werten Statistiken aus. (B12) 

w  führen eine Fishbowl-Diskussion durch. (B9) 

https://transparencyreport.google.com/
https://kundunterricht.de
www.politi
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15 Unterrichtspraktische Hinweise 

8 Baustein C 
Die Schüler:innen erkennen die Gefahr des Extremismus 
im Internet, insbesondere social media, und lernen mög-
liche Handlungsoptionen im Umgang mit Hate Speech 
kennen. 

Der Einstieg in C1 erfolgt mit Posts in sozialen 
Medien, die zeigen, wie extremistische und radikale 
Gruppierungen dort unterwegs sind, um gezielt junge 
Menschen anzusprechen. Die Posts sind teilweise nicht 
auf den ersten Blick als extremistisch zu erkennen und 
können so leichter verfangen. Beispielsweise wird beim 
Post mit dem Weihnachtsbaum auf Inhalte der Identitä-
ren Bewegung hingewiesen. „Pepe the Frog“ ist ein von 
rechtsextremen Gruppen verwendetes Symbol. Die Posts 
können mit Think-Pair-Share thematisiert werden. Eine 
Anleitung zur Methode ist online unter https://lehrer-
fortbildung-bw.de/st_if/bs/if/unterrichtsgestaltung/ 
methodenblaetter/thinkpairshare.html. Aufgrund der 
Komplexität und der teilweise nicht ganz klar zu def-
nierenden Problematik der Posts sollten alle Postings 

im Plenum besprochen werden. In C2 werden die Stra-
tegien von Dschihadisten und der Identitären Bewegung 
in den sozialen Medien thematisiert. Die Sensibilisierung 
für die Accounts, die hinter den Postings stecken, ist 
dabei besonders wichtig. Weiterhin sollte dabei auf die 
mögliche Gefahr für Jugendliche hingewiesen werden. 
Die Urteilsbildung erfolgt zur Fragestellung, was diese 
Posts für die Nutzer:innen, aber auch die Plattformen 
bedeuten. 

Die Lebenswelt der Schüler:innen steht auch im letz-
ten Material im Mittelpunkt. Sicherlich haben schon viele 
Erfahrungen mit Hasspostings gemacht, sei es, dass sie 
selbst davon betrofen waren oder sie im Netz gesehen 
haben. Der Einstieg erfolgt mit fktiven Äußerungen auf 
Facebook oder Chatverläufen bei WhatsApp (C3), mithilfe 
derer Kriterien für Hasspostings erklärt werden können. 
Die Übersicht in C4 dient dazu, dass die Schüler:innen 
erkennen können, in welchen Formen und auf 
welchen Kanälen im Internet Hassbotschaf-
ten abgesetzt und geäußert werden können. 
Zu C4 steht auch eine Moodle-Aufgabe zur 
Verfügung. 

Kompetenzen 
Inhaltliche Kompetenzen 

Die Schüler:innen 

w  erläutern die Instrumentalisierung des Internets, insbesondere social media, durch Extremist:innen. (C1) 

w  begründen, warum Posts problematisch sind. (C1, C2) 

w  beschreiben die Strategie der Identitären Bewegung und von Dschihadisten auf Instagram. (C2) 

w  identifzieren Hasspostings. (C3) 

w  kennen Möglichkeiten, auf Hasspostings zu reagieren. (C5) 

Prozessbezogene Kompetenzen 
Politische Urteilsfähigkeit 

Die Schüler:innen 

w  diskutieren, wie Nutzer:innen, aber auch Plattformen mit der Instrumentalisierung des Internets umgehen sollten. (C2) 

w  beurteilen, wie sie selbst mit Hasspostings umgehen würden.  (C3 - C6) 

Politische Handlungsfähigkeit 

Die Schüler:innen 

w  vertreten ihre eigenen Ansichten. 

w  versetzen sich in Situationen anderer Menschen. 

w  verbessern ihre Diskussionsfähigkeit. 

w  Formulieren Tipps für Jugendliche, wie sie mit Hasspostings umgehen können. (C5) 

Analysekompetenz 

Die Schüler:innen 

w  untersuchen Problemlagen unter Verwendung der Fachsprache. 

Methodenkompetenz 

Die Schüler:innen 

w  werten lineare und nicht-lineare Texte aus. 

w  werten Posts aus. (C1, C3) 

https://lehrer
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Die Schülerorientierung fndet sich vor allem in 
Material C5, in dem die Lernenden beurteilen müssen, 
wie sie mit den Hasspostings umgehen würden. Sicher-
lich urteilen die Schüler:innen unterschiedlich, wenn es 
sich beim Sender oder der Senderin der Nachricht um 
eine:n Freund:in handelt. Die Diskussion zum Umgang 
mit den Posts und den Tipps für Jugendliche kann in 
Kleingruppen erfolgen. Eventuell können die Ergebnisse 
auch im Schulgebäude visualisiert werden, z. B. in Form 
von Plakaten oder einer Wandzeitung. Zur Vertiefung 
wird die Anregung gegeben, sich auch mit dem Phäno-
men „Love-Storm“ (C6) zu beschäftigen. Es handelt sich 
hierbei um eine Strategie, wie individuell und zivilgesell-
schaftlich auf Hassbotschaften reagiert werden kann. 

n Digitale Zusatzangebote 
Zu diesem Heft stehen elf digitale Anwendungen in 
einem frei zugänglichen Moodle-Kurs zur Verfügung. 
Der Zugang zum Kursraum erfolgt über den folgenden 
Link: https://www.elearning-politik.net/moodle39/ 
course/view.php?id=1136. 

Auf die einzelnen Anwendungen wird in den unter-
richtspraktischen Hinweisen an entsprechender Stelle 
auch in Form eines QR-Codes verwiesen, mithilfe dessen 
die Schüler:innen die Aufgaben aufrufen und anschlie-
ßend bearbeiten können. 

1952 
–2022 

BaWü 

Menschen. 
Geschichten. 

Ereignisse. 
Baden-Württemberg in Bildern 
1952–2022 

BaWü 1952–2022 
Menschen. Geschichte. Ereignisse 
Baden-Württemberg in Bildern  

70 Jahre Baden-Württemberg! Dieser 248 Seiten starke 
Band präsentiert anhand von 350 Fotos eine Alltags-
geschichte des Landes. Als visueller Zugang zur jüngsten 
Landesgeschichte legt er die großen Entwicklungen seit 
Gründung des Südweststaats am 25. April 1952 offen: 
gesellschaftliche Modernisierung und Liberalisierung, 
kulturellen Wandel, technischen Fortschritt und grund-
legende Demokratisierung. 

Ergänzt wird der multimediale Fotoband um QR-Codes, 
die direkt zu Filmschätzen aus der Landesgeschichte 
führen. Tauchen Sie ein in sieben Jahrzehnte baden-
württembergischer Geschichte! 

Autorinnen und Autoren: Philipp Gassert, Maike Hausen, 
Sabine Holtz, Verena Schweizer und Reinhold Weber. 

18 Euro zzgl. Versand, Bestellung ausschließlich im Webshop 
der Landeszentrale für politische Bildung: www.lpb-bw.de/shop 
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Wehrhafte Demokratie 

Texte und Materialien für Schülerinnen und Schüler 
4 – 2021 

Baustein A: Antidemokratische Einstellungen – eine Herausforderung für die Demokratie 
A1   Aktuelle Bedrohungen 
A2 – A5   Extremismus und extremistische Gruppen 
A6 – A7   Radikalisierung von jungen Menschen 
A8   Hatespeech 
A9 – A10   Gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit 
A11 – A13   Corona-Pandemie und Radikalisierung 
A14   Demokratie in Deutschland 

Baustein B: Das Konzept der wehrhaften Demokratie 
B1 – B2   Erfahrungen aus der Weimarer Republik 
B3 – B9   Aspekte der wehrhaften Demokratie 
B10 – B13   Hass im Netz und das Netzwerkdurchsetzungsgesetz 

Baustein C: Extremismus erkennen und sich davor schützen 
C1 – C2   Extremismus im Netz 
C3 – C4   Hass im Internet 
C5   Umgang mit Hassbotschaften 
C6   Love-Storm 
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18 A – Antidemokratische Einstellungen – eine Herausforderung für die Demokratie 

Antidemokratische Einstellungen –
eine Herausforderung für die
Demokratie 
Materialien A1 – A14 

A1 Hat die Demokratie ein Problem? – Aktuelle Bedrohungen 

Beschreibe die Schlagzeilen und die Statistik und arbeite die darin angesprochenen 
Probleme heraus. Diskutiere anschließend die Arbeitsergebnisse in der Klasse. 

Welt vom 15. Juni 2021

Seehofer sieht „dickes“ Problem. 

Die Corona-Pandemie habe zur Verstärkung der rechten Szene 

beigetragen, sagt Bundesinnenminister Horst Seehofer (CSU) bei 

der Vorstellung des Verfassungsschutzberichts. Er spricht von 

einer „besonderen Sicherheitslage, die ein dickes Problem ist“. 

FAZ.NET vom 15. Juni 2021 

Zunahme extremistischer Tendenzen in der Pandemie. 

Bundesinnenminister Seehofer spricht „von einer besonderen 

Sicherheitslage“ in der Pandemie. Das extremistische Personen-

potential wächst rechts wie links, nur die Zahl der Islamisten 

scheint zu stagnieren. 

Stuttgarter Zeitung vom 6. Juni 2019 
Zahl der Islamisten in Baden-Württemberg  
nimmt zu. 
Islamistischer Extremismus,  Terrorismus von 
Rechts- und Linksextremisten, Reichsbürger und 
Selbstverwalter: Innenminister Thomas Strobl sieht 
immer vielfältigere Herausforderungen für den Ver-
fassungsschutz. 

Süddeutsche Zeitung

vom 23. November 2020 

Die linksextreme Szene wird gefährlicher. 

Gewalttaten von Linksextremen gegen Sachen und Menschen 

nehmen deutlich zu. Beim Bundesamt für Verfassungsschutz 

spricht man von „Enthemmung“ und einer sich zuspitzenden 

Dynamik. 

Badische Zeitung vom 4. Mai 2021Die Zahl politisch motivierter Straftaten war 2020 so hochwie noch nie.
Die Zahl politisch motivierter Straftaten hat während derCorona-Pandemie einen Höchststand erreicht. 44.692 hat dasBKA im Jahr 2020 gezählt – mehr als die Hälfte war rechts-extrem. 

ZEIT ONLINEvom 28. November2020
Verfassungsschutzwarnt vor neuer Formdes Extremismus.Einem Medienberichtzufolge beobachtenVerfassungsschützerdie Corona-Proteste mitSorge. Rechtsradikaleund Verschwörungs-gläubige bildeteneine gefährlicheMischung. 

Tagesschau

vom 10. August 2020 

Lagebild des Verfassungs

schutzes: Starke Verbreitung 

antisemitischer Hetze. 

-

Judenfeindlichkeit nimmt

einem Lagebild des Verfas-

sungsschutzes zufolge zu und 

ist besonders unter Rechts-

extremisten vertreten. Für die 

Behörde ist das Internet „ein

wesentlicher Dynamisie-

rungsfaktor“. 

Grafk: picture alliance/dpa/dpa Grafk/dpa-infografk GmbH 
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Extremismus – was ist das eigentlich? A2 

1. Die vier Ecken des Klassenraums werden jeweils einer Aussage 1 bis 4 zugeordnet. 
Lies dir anschließend die Aussagen durch und entscheide dich für diejenige, der du am ehesten 
zustimmst. Positioniere dich danach in der entsprechenden Ecke. 
Erkläre, warum du dich für diese Aussage entschieden hast. 

2. Defniere den Begrif „extrem“ und notiere deine Beschreibung im entsprechenden Feld. 
Tausche dich mit deiner Sitznachbarin/deinem Sitznachbarn aus. 

3. Vergleiche anschließend deinen Begrif mit dem deiner Mitschüler:innen. 
Welche Gemeinsamkeiten und Unterschiede fallen auf? 

4. Diskutiere in der Klasse, welche Positionen im politischen Bereich aus deiner Perspektive als extrem 
eingestuft werden können. Lege Merkmale fest, woran diese Personen erkannt werden können. 
Beachte dabei zentrale Prinzipien der deutschen Demokratie wie Rechtsstaatlichkeit oder die Achtung 
der Menschenrechte. 

3. 
Extrem bedeutet für mich,  

dass man die Gesellschaft neu 
gestalten möchte. 

1. 
Wenn jemand ein Problem 

mit allen Mitteln lösen will, also auch 
Gewalt anwendet oder so, dann ist 

das für mich extrem. 
4. 

Extrem ist für mich, wenn jemand 
seine Position als die einzig richtige 

Position wahrnimmt und andere 
Positionen nicht akzeptieren will. 2. 

Extrem ist eine Person, 
wenn sie etwas mit 

voller Leidenschaft macht. 

Extrem bedeutet für mich: 

Extremismus und extreme Gruppen A3 

1. Vergleiche den Extremismusbegrif des Verfassungsschutzes (Gesetzestext) und 
die Beschreibung von Anja Raumschüssel mit deiner Defnition (A2). 

2. Beschreibe, welche Personengruppen durch den Extremismusbegrif „erfasst“ 
werden und welche nicht. 

Politik & Unterricht  • 4-2021 
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20 A – Antidemokratische Einstellungen – eine Herausforderung für die Demokratie 

„Wenn man sich alle politischen Einstellungen aller  
Menschen in Deutschland als Punkte auf einer Linie  
vorstellt, mit den gemäßigten Einstellungen in der  
Mitte und den extremen Ansichten an den Rändern,  
sammeln sich die meisten Punkte links und rechts von  
der Mitte. Zu den Rändern hin werden die Punkte weni-
ger, das heißt es gibt weniger Menschen, die extrem 
linke oder extrem rechte Meinungen vertreten.“ 

„Extremismus meint […] alle Einstellungen am  
äußersten politischen Rand. Am häufgsten verstehen  
Wissenschaftler darunter solche Einstellungen oder  
Handlungen, die sich gegen den demokratischen Ver-
fassungsstaat, den Rechtsstaat und das Grundgesetz 
richten. Diese Beschreibung nennt sich Negativdefni-
tion, weil sie erklärt, wogegen Extremisten sind.“ 

Quelle: Reumschüssel, Anja (2018): Extremismus, Hamburg, S. 19/20; © Carlsen Verlag GmbH, Hamburg 2018. 

Auszug aus dem Gesetz über den Verfassungsschutz in Baden-Württemberg 

Aufgaben des Landesamtes für Verfassungsschutz […] 
(1)  Das Landesamt für Verfassungsschutz hat die  

Aufgabe,  Gefahren für die freiheitliche demo
kratische Grundordnung, den Bestand und die  
Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland  
und ihrer Länder frühzeitig zu erkennen und  
den zuständigen Stellen zu ermöglichen,  diese  
Gefahren abzuwehren. 

-

(2)  Zur Erfüllung dieser Aufgaben sammelt das 
Landesamt für Verfassungsschutz Informatio
nen, […] Auskünfte, Nachrichten und Unterlagen 
von Organisationen und Personen über […] 

-

Begrifsbestimmungen 

(1)  Im Sinne des Gesetzes sind 
1. Bestrebungen gegen den Bestand des Bundes 
oder eines Landes solche politisch bestimmten 
[…] Verhaltensweisen in einem oder für einen 
Personenzusammenschluss, der darauf gerichtet 
ist, die Freiheit des Bundes oder eines Landes von 
fremder Herrschaft aufzuheben, ihre staatliche 
Einheit zu beseitigen oder ein zu ihm gehörendes 
Gebiet abzutrennen; 

1.  Bestrebungen, die gegen die freiheitliche demokratische  
Grundordnung, den Bestand oder die Sicherheit des Bundes  
oder eines Landes gerichtet sind oder eine ungesetzliche  
Beeinträchtigung der Amtsführung der Verfassungsorgane  
des Bundes oder eines Landes oder ihrer Mitglieder zum  
Ziele haben, […] 

[…]  4.  Bestrebungen im Geltungsbereich dieses Gesetzes, die  
gegen den Gedanken der Völkerverständigung (Artikel 9  
Abs. 2 des Grundgesetzes), insbesondere gegen das fried-
liche Zusammenleben der Völker (Artikel 26 Abs. 1 des  
Grundgesetzes), gerichtet sind, […] 

2. Bestrebungen gegen die Sicherheit des Bundes oder eines 
Landes solche politisch bestimmten […] Verhaltensweisen 
in einem oder für einen Personenzusammenschluss, der 
darauf gerichtet ist, den Bund, Länder oder deren Einrich-
tungen in ihrer Funktionsfähigkeit erheblich zu beeinträchti-
gen; 

3. Bestrebungen gegen die freiheitliche demokratische 
Grundordnung solche politisch bestimmten […] Verhaltens-
weisen in einem oder für einen Personenzusammenschluss, 
der darauf gerichtet ist, einen der […] Verfassungsgrund-
sätze zu beseitigen oder außer Geltung zu setzen. […] 

EXTREMISMUS kommt von extremus; bedeutet das Äußerste, Entfernteste oder Gefährlichste 

FREIHEITLICHE 
DEMOKRATISCHE 
GRUNDORDNUNG 

Bezeichnung für die rechtsstaatliche, demokratische Herrschaftsordnung mit 
verschiedenen Merkmalen (u. a. Achtung der Menschen- und Grundrechte, 
Volkssouveränität und Gewaltenteilung)  

BUNDESAMT FÜR 
VERFASSUNGSSCHUTZ 

deutscher Nachrichtendienst mit der Aufgabe, die deutsche Verfassung 
vor Feinden aus dem Inland zu schützen 

LANDESÄMTER FÜR 
VERFASSUNGSSCHUTZ 

sammeln Informationen über verfassungsfeindliche Bestrebungen 
im jeweiligen Bundesland und arbeiten eigenständig, aber mit dem Bundesamt 
zusammen 
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Zentrale Phänomene des Extremismus: Was denken Extremisten? 

Rechtsextremismus 

A4 

Rechtsextreme fordern einen Staat, 
der sich ausschließlich um die Bürger 
der eigenen Ethnie kümmert, weil sie 
glauben, dass Menschen anderer Eth-
nien weniger intelligent, weniger fei-
ßig, dafür aber krimineller sind oder 
schlicht nicht das Recht haben, von 
einem Staat versorgt zu werden, zu 
dem sie und ihre Vorfahren nicht schon 
immer gehört haben. 

„Rechtsextremisten versuchen, po-
litische Ziele auf der Grundlage 
unterschiedlich ausgeprägter natio-
nalistischer, rassistischer oder tota-
litärer Denkweisen zu verwirklichen. 
Ihr Ziel ist ein autoritärer oder tota-
litärer Staat mit einer ethnisch und 
politisch homogenen Gesellschaft. 
Weltanschaulich, organisatorisch und 
im äußeren Erscheinungsbild ist der 
Rechtsextremismus höchst vielgestal-
tig. Er verfügt nicht über eine einheit-
liche Ideologie, sondern besteht aus 
teils sehr unterschiedlichen Strömun-
gen. Einige zentrale Ideologiebestand-
teile wie Antisemitismus, Rassismus 
oder Fremdenfeindlichkeit werden 
jedoch von der Mehrheit seiner Vertre-
ter bejaht. […]“ 

Quelle (Text und Grafk): Ministerium des Inneren, für 
Digitalisierung und Kommunen Baden-Württemberg 
(Hrsg.) (2021): Verfassungsschutzbericht Baden-
Württemberg 2021, S. 142 u. 144. 
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AUTORITÄR diktatorisch, Gehorsam einfordernd 

TOTALITÄR demokratische Mechanismen umfassend und in allen Bereichen unterdrückend 

ETHNIE soziale Gruppe mit eigener Identität, die sich durch eine gemeinsame Sprache, 
Abstammung, Wirtschaftsordnung, Geschichte, Kultur, Religion oder 
Verbindung zu einem bestimmten Gebiet ableiten kann 
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Linksextremismus 
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Linksextreme fordern die Abschaf-
fung der bestehenden Wirtschafts-
und Gesellschaftsordnung und 
anstatt dessen einen Staat, in dem 
zum Beispiel alle Produktionsmit-
tel (Fabriken, Rohstofe, Maschinen) 
allen Bürger:innen gehören, weil sie 
glauben, dass zu viele Menschen 
ausgebeutet werden, wenn nur eine 
kleine Gruppe von Personen alle Pro-
duktionsmittel besitzt. 

„Linksextremisten kämpfen für die 
Abschafung der bestehenden Wirt-
schafts- und Gesellschaftsordnung. 
Sie streben eine sozialistische/kom-
munistische Staatsordnung oder 
eine herrschaftsfreie, anarchistisch 
geprägte Ordnung ohne staatliches 
System an. Auch die sogenannten 
Autonomen wollen den Staat abschaf-
fen. Sie versuchen, ihre Vorstellungen 
von „selbstbestimmtem Leben“ bereits 
in der bestehenden Gesellschaftsord-
nung durch ihre eigene Lebensweise 
und die Errichtung „herrschaftsfreier 
Räume“ zu verwirklichen. Linksextre-
mistische Parteien und Organisationen 
verfolgen ihren Kurs überwiegend im 
Rahmen der geltenden Gesetze und 
lehnen Gewaltanwendung unter den 
gegebenen gesellschaftlichen Verhält-
nissen für sich selbst ab. Autonome 
Gruppen dagegen sehen gewalttätige 
Maßnahmen als zulässiges Mittel zum 
Erreichen ihrer Ziele an. […]“ 

Quelle (Text und Grafk): Ministerium des Inneren, für 
Digitalisierung und Kommunen Baden-Württemberg 
(Hrsg.) (2021): Verfassungsschutzbericht Baden-
Württemberg 2021, S. 234 u. 237. 

ANARCHISTISCH Gesellschaftsform ohne Staatsgewalt und gesetzlichen Zwang 

AUTONOME Gruppierung, die das bestehende Gesellschaftssystem ablehnt 
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Religiöser Extremismus/Islamismus 

Sie streben eine Gesellschaft an, in der 
alle Menschen den jeweiligen religiö-
sen Vorschriften gehorchen, weil sie 
sich selbst als Verteidiger der göttli-
chen Gebote sehen oder weil sie glau-
ben, dass Gott sie sonst irgendwann 
strafen wird. 

„Der islamistische Extremismus, auch 
Islamismus genannt, ist eine auf dem 
Islam basierende politische Ideologie. 
Ihre Vertreter begreifen den Islam als 
allumfassendes Ordnungssystem, das 
sämtliche Lebensbereiche regelt und 
das Kollektiv – die islamische „Umma“ 
(Gemeinschaft) – über das Individuum 
stellt. Ziel aller Islamisten ist die Etab-
lierung einer islamischen Staats- und 
Gesellschaftsordnung, in der es kei-
nerlei Trennung zwischen religiöser 
und politischer Sphäre gibt. So lautet 
der Leitspruch aller Islamisten: ‚Der 
Islam ist Religion und Staat zugleich‘ 
[…]. Durch die Politisierung von reli-
giösen Vorstellungen im Islam gelten 
Allah als höchster Souverän, der Koran 
als politisches Grundsatzprogramm 
oder Verfassung und die Scharia als 
universell anzuwendendes göttliches 
Gesetz. […]“ 

Quelle (Text und Grafk): Ministerium des Inneren, für 
Digitalisierung und Kommunen Baden-Württemberg 
(Hrsg.) (2021): Verfassungsschutzbericht Baden-
Württemberg 2021, S. 32 u. 35. 
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KOLLEKTIV 

SOUVERÄN 

SCHARIA 

gemeinschaftlich, alle betrefend 

Herrscher 

heutige Bezeichnung für islamisches Recht bzw. eine muslimische Rechtsordnung; 
eigentliche die von Gott gegebene Ordnung, die sich aus den religiösen Schriften 
des Islams ableitet; z. B. aus dem Koran 
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A4 Arbeitsanregungen 

Bildet Arbeitsgruppen und führt eine Gruppenarbeit Württemberg. Recherchiert dazu auch im Internet 
zu den zentralen Phänomenen des Extremismus unter www.verfassungsschutz.de und 
durch. Informiert euch mithilfe der Texte über die www.verfassungsschutz-bw.de. 
grundlegenden Sichtweisen der Phänomene und gebt 
einen Überblick über die aktuelle Lage in Baden-

A5 Gemeinsamkeiten extremistischer Strömungen 

1.   Notiere die Gemeinsamkeiten der vorgestellten extremistischen Strömungen. 
2.   Erläutere die Begrife in deinen eigenen Worten und erkläre, warum diese Merkmale 

problematisch sind für die freiheitlich-demokratische Grundordnung (A4). 

Sie alle lehnen den demokratischen Verfassungs-
staat ab und streben eine Gesellschaft an, die auf 
völlig anderen Grundwerten aufbaut. Sie wollen 
sich den gültigen Gesetzen in Deutschland nicht 
unterordnen und wehren sich gegen die Macht der 
Regierung. Stattdessen wollen sie lieber selbst 
Kontrolle über sich und andere ausüben und die 
gegenwärtige Gesellschaft auf einen – ihrer Mei-
nung nach – besseren Weg führen. Jede extremis-
tische Strömung hält ihre Ideologie für den einzig 
richtigen Weg [Absolutheitsanspruch]. Deshalb 
wollen sie andere Menschen von ihrer Weltan-

schauung überzeugen oder ihnen ihre Ideologie gar 
aufzwingen [Fanatismus]. 

Extremisten [und Extremistinnen] sind außerdem 
überzeugt davon, dass eine weitgehend homogene 
Gesellschaft möglich ist, also eine Gesellschaft, 
in der alle Menschen die gleichen Einstellungen 
haben und Ziele verfolgen [kein Pluralismus und 
keine Vielfalt]. 

Politik & Unterricht  • 4-2021 

www.verfassungsschutz-bw.de
www.verfassungsschutz.de
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Extremistische Gruppen vermitteln ein sehr star-
kes Wir-Gefühl. Wer dazugehören will, muss sich 
zwar unbedingt anpassen, kann dann aber auch 
Unterstützung, Schutz und Gemeinschaft erwarten. 
[Einteilung der Menschen in „Freunde“ und „Feinde“ 
und Denken in einem Freund-Feind-Schema; 
Andersdenkende als „Feinde“] 

Der Eintritt in die Gruppe läuft meist ähnlich ab. 
Durch Aktionen wie Grillabende, Konzerte oder Dis-
kussionsrunden schafen Extremisten ein starkes 
Gemeinschaftsgefühl. Das zieht vor allem junge 
Menschen an, deren Leben gerade im Umbruch ist. 

Wenn die Neulinge dann gern und regelmäßig an 
diesen Aktionen teilnehmen, wird ihnen die Gruppe 
nach und nach immer wichtiger, sie verbringen 
immer mehr Zeit mit ihren neuen Freunden, ent-
fremden sich langsam von Andersdenkenden und 
bemerken oft gar nicht, wie sie sich allmählich 
extremistische Ansichten zu eigen machen. Diese 
Ansichten sind meist Teil einer zweidimensionalen 
Weltsicht: Extremisten teilen die Welt in die „Guten“ 
(sie selber) und die „Bösen“ (die anderen) [dichoto-
mes Weltbild]. 

Quelle: Reumschüssel, Anja (2020): Extremismus, Hamburg, S. 24-26; 
© Carlsen Verlag GmbH, Hamburg 2018. 

IDEOLOGIE eine Sicht auf die Welt (Weltanschauung), die vorgibt, die richtigen Erklärungen 
und Lösungen zu haben 

DICHOTOM zweigeteilt 

FANATISMUS kompromissloses Eintreten für eine Sache oder eine Idee 

HOMOGEN gleichmäßig, einheitlich 

Arbeitsanregungen 

w  Bildet Arbeitsgruppen und informiert euch online 
über weitere extremistische Gruppen, wie die Iden-
titäre Bewegung, „Autonome“ (Linksextremismus) 
oder die Muslimbruderschaft. Erstellt anschließend 
eine Präsentation und tragt eure Ergebnisse vor der 
Klasse vor. 

w  Erstellt in Arbeitsgruppen mit einem Handy ein 
Erklärvideo.  Es sollte etwa zwei Minuten lang sein. 
Geht in dem Videoclip auf folgende Fragen ein: 

A4-A5 

– Wie wird Extremismus defniert? 
– Wogegen richtet sich Extremismus? 
– Welche Formen von Extremismus gibt es? 
Überlegt euch vor dem Dreh, welche kurzen Texte ihr 
sprechen wollt, und formuliert sie schriftlich aus. Ihr 
könnt auch mit Zeichnungen oder Bildern arbeiten,  
die ihr im Video einblendet. 

w  Zeigt eure Videos in der Klasse und besprecht die 
Arbeitsergebnisse. 

Aus dem Klassenzimmer in den Dschihad – Wie wird man extrem? 

1.   Stelle Vermutungen an, was Jugendliche dazu bringt, sich dem Dschihad oder anderen extremistischen 
Strömungen anzuschließen. Tausche dich anschließend mit deinen Mitschüler:innen aus. 

2. Arbeite heraus, welche Motive die Religionspädagogin Lamya Kaddor im Interview benennt. 
Das Interview ist online unter www.tagesschau.de/inland/interview-is-kaempfer-101.html. 

3. Bewerte folgendes Zitat aus diesem Text: „Zum Profl dieser Menschen gehört sicher eine bestimmte 
Gewaltbereitschaft und gleichzeitig auch Orientierungslosigkeit. Diese ist häufg geprägt von Frustrati-
onserfahrungen […]. Und dann entstehen Allmachtsfantasien, diesen Frust auch irgendwo abzulassen. 
Die Religion ist nur das Mittel zum Zweck. Man muss ja irgendwie für sich legitimieren können, dass 
man diese Aggression, diese Gewalt, diese Ausweglosigkeit loswerden will.“ 

4. Beschreibe mithilfe des Textes, wie sich Marvin radikalisiert hat. 

A6 

www.tagesschau.de/inland/interview-is-kaempfer-101.html
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Der Fall Marvin 
[…] Der junge Mann hatte sich im Netz über den 
Islam informieren wollen und stieß auf ein Video 
eines salafstischen Predigers. Seine Worte faszi-
nierten Marvin. Er recherchierte weiter und kam in 
Chats mit Leuten aus seiner Stadt ins Gespräch, die 
seine Begeisterung teilten. […] 

Herzliches Willkommen in der Gemeinschaft 
Einer der neuen Bekannten lud Marvin schon wenige 
Tage später zu einem Trefen in seiner Wohnung 
ein. Djamal war wie er Ende 20 und sie hatten sich 
schon online auf Anhieb verstanden. Als er Djamals 
Wohnung betrat, fühlte sich Marvin sofort wohl. 
Als er ins Wohnzimmer kam, saß dort schon eine 
Gruppe junger Männer zusammen. Sie begrüßten 
ihn wie einen alten Freund, Djamals Schwester trug 
Essen auf. Sie aßen, lachten und diskutierten über 
die Predigten eines bekannten salafstischen Pre-
digers. Zum Abschied umarmten sich die Männer. 
Marvin fühlte sich aufgehoben. 

Marvin verliert die Arbeit 
Als Marvin wenig später seinen Job verlor, fngen 
ihn seine neuen Freunde auf. Die ersten Tage saß 
Marvin alleine in seiner Wohnung und wusste 
nichts mit sich anzufangen. Er fühlte sich nutzlos. 
Marvin hatte seinen Job gemocht. Es hatte sich gut 
angefühlt, etwas zu schafen. Nun fel ihm das mor-
gendliche Aufstehen immer schwerer. 

Der Salafsmus gibt Marvin Halt 
Marvins neuen Freunden fel schnell auf, dass es 
ihm nicht gut ging. Sie besuchten ihn regelmäßig und 
versuchten, ihn aufzuheitern. Er solle beten und auf 
Gott vertrauen, sagten sie. Allah würde ihn belohnen, 
wenn er zeigte, dass er Gott liebte, dass er sich an 
seine Regeln hielt. Alles was zähle, sei der Erfolg bei 
Allah. Er werde schon sehen. 

Die Worte machten Marvin Mut. Er begann seinen Tag 
nach den Gebetszeiten auszurichten und ging regel-
mäßig in die Moschee, die auch sein neuer Freun-
deskreis besuchte. Die tägliche Routine half ihm. Die 
Predigten, die Freunde und sein neuer Glaube gaben 
ihm Kraft. Er würde sein Leben Allah widmen. Es war 
nur logisch, auch gemeinsam mit seinen neuen Brü-
dern und Schwestern auf den Straßen Bücher über 
Mohammed zu verteilen. Street-Da´wa nennt man 
das, missionieren auf der Straße. Die Fotos, die davon 
durch die Presse gingen, machten Marvin stolz. Zu 
seiner Mutter und seinen wenigen alten Freunden 
brach der Kontakt in dieser Zeit völlig ab. 

Druck, in den Jihad zu ziehen 
Irgendwann fngen Marvins Freunde an, darüber zu 
reden, in den bewafneten Jihad zu ziehen. Die Ersten 
packten kurz darauf ihre Sachen und reisten aus, um 
sich gewaltbereiten islamistischen Gruppierungen in 
Syrien anzuschließen. Sie schickten Bilder, die sie mit 
Wafen in Siegerpose zeigten. In der Gruppe lösten die 
Fotos Euphorie aus. Man war begeistert, lobte den Mut 
der Krieger und ihren Einsatz für Allah. Marvin verhielt 
sich in diesen Gesprächen aufällig ruhig. Krieg, das 
war nichts für ihn. Natürlich fel seine Zurückhaltung 
auf. Bald kamen die ersten Fragen auf, wieso er nicht 
ausreise, kämpfe wie ein echter Mann, zeige, dass er 
Allah wirklich liebe. Aus der Kritik wurden Vorwürfe, 
aus den Vorwürfen wurden Drohungen. 

Marvin steht alleine da 
Marvin litt. Für ihn war das seine Familie, die ihn 
zurückstieß und als Ungläubigen beschimpfte. 
Wieso konnten sie ihn nicht in Ruhe lassen? Er ver-
misste die Abende mit seinen Freunden. Wie er mit 
ihnen Witze riss, wie sie gemeinsam aßen und lach-
ten. Eines Abends, nach einem heftigen Streit mit 
Djamal, rief er in seiner Verzweifung seine Mutter 
an, mit der er seit Jahren nicht mehr gesprochen 
hatte. Statt sich zu freuen, überhäufte sie ihn mit 
Vorwürfen. Er sei ein schlechter Sohn, dem die 
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Quelle: Beratungsstelle Radikalisierung; © 2020 Bundesamt für Migration und Flüchtlinge; 
www.beratungsstelle-radikalisierung.de/DE/Fallbeispiele/_documents/fallbeispiel-aussteiger.html (Zugrif am 1.12.2021). 

Kindheit und Jugend im rechtsextremen Milieu 

Lies den Artikel und beschreibe, wie Heidi Benneckenstein ihre Kindheit im 
rechtsextremen Milieu beschreibt 

A7 

eigene Mutter egal sei, sich jahrelang nicht zu 
melden, ob er überhaupt wisse, wie sie sich fühle? 
Marvin legte irgendwann einfach auf. […] 

FAZ.NET vom 4. März 2018 
„Eine Kindheit unter Nazis“ von Alexander Jürgs 

Aufnahme aus einem Zeltlager der „Heimattreuen 
Deutschen Jugend“ (HDJ) aus dem Jahr 2006. 

Heidi Benneckenstein besuchte als Jugendliche 
konspirative Neonazi-Lager und hielt den Holocaust 
für eine Erfndung. In der Jüdischen Gemeinde hat 
sie nun über ihre Vergangenheit als „Nazi-Mäd-
chen“ gesprochen. […] 
„Juden, das waren für mich fnstere Menschen mit 
großen Nasen, die böse aussehen, die geldgierig 
und ichbezogen sind“, sagt sie. Schon im Kleinkin-
dalter habe ihre Großmutter sie vor „den Juden“ 
gewarnt. Als Jugendliche hielt Benneckenstein, die 
1992 geboren wurde, den Holocaust für eine Erfn-
dung. Ihr Vater hatte es ihr so eingebläut. […] 

Ein deutsches Mädchen 
Heidi Benneckenstein war früher, so schreibt sie es 
selbst in ihrem Buch, ein „Nazi-Mädchen“. Sie ver-
teilte Flugblätter für die NPD, sie lief auf Neonazi-
Demos mit, sie besuchte Ferienlager, in denen der 
Nachwuchs der rechtsextremen Elite indoktriniert 
wurde. […] 
Benneckenstein ist nicht als Jugendliche in die 
rechte Szene geschlittert, sie wurde in eine 
Nazifamilie hineingeboren. Ihr Vater […] galt lange 
als ein führender Kopf der Ultrarechten. Anfang 
der neunziger Jahre hatte er mit Gleichgesinnten in 
der russischen Enklave Kaliningrad ein Dorf aufge-
baut – mit dem Ziel, Ostpreußen wieder zu „germa-
nisieren“. 

* Der Fall Marvin ist fktiv. Wir behandeln alle Infor-
mationen unserer Anruferinnen und Anrufer streng 
vertraulich, deshalb wird hier kein reales Beispiel 
beschrieben. 
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„Kinder aus besseren Familien“ 
Als Kinder haben Benneckenstein und ihre älteren 
Schwestern die Lager der Heimattreuen Deutschen 
Jugend (HDJ) besucht. Die Organisation verstand 
sich als Kaderschmiede für die rechtsextreme 
Elite, 2009 wurde sie verboten. „Wir waren fast aus-
schließlich Kinder aus besseren Familien“, erzählt 
Benneckenstein. „Das Ziel war es, uns zu Neona-
zis zu erziehen, zu Elite-Nazis, nicht zu stumpfen 
Skinheads.“ Dabei wurde auf Einschüchterung 
gesetzt, auf Angst und auf Drill. Aber auch auf ein 
Gemeinschaftsgefühl: In der Gruppe sang man Hei-
matlieder, bei Geländespielen sollten die Kinder 
zusammenwachsen. […] 

www.beratungsstelle-radikalisierung.de/DE/Fallbeispiele/_documents/fallbeispiel-aussteiger.html
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Als „Nazi-Mädchen“ schreckte Benneckenstein 
auch vor brutaler Gewalt nicht zurück. 2008 war 
sie Teil einer Gruppe, die in Passau einen Fotogra-
fen beinahe zu Tode geprügelt hatte. Der Journa-
list hatte die Besucher einer Beerdigungsfeier für 
einen Altnazi fotografert. In ihrem Buch beschreibt 
Benneckenstein minutiös, wie sie sich an der Gewalt 
berauschte, […] „Ich war ganz vorne mit dabei, ich 
habe jede Beherrschung verloren“, erinnert sie 
sich. „Das ist etwas, das mir heute unglaublich 
unangenehm ist, trotzdem ist es wichtig, darüber 
zu sprechen.“ […] 
Bis Heidi Benneckenstein erwachsen wurde, hat 
sie sich ausschließlich in rechtsextremen Kreisen 

Heidi Benneckenstein (Foto) schafte mit ihrem Freund 
den Ausstieg aus der Neonazi-Szene. 
Über ihre Geschichte hat sie ein Buch mit dem Titel 
„Ein deutsches Mädchen. Mein Leben in 
einer Neonazi-Familie“ verfasst. 
Die HDJ wurde 2009 verboten. 

bewegt. Sie engagierte sich in Passau bei der NPD, 
sie kam eine Zeitlang in einer Neonazi-WG in Baut-
zen unter, […]. Auch ihr Ehemann Felix Bennecken-
stein war Teil des Netzwerks. Als Liedermacher 
Flex trat er bei Rechtsrock-Konzerten auf, in seinen 
Stücken hetzte er gegen alles Fremde. […] 
Als sie mit 17 Jahren schwanger wurde, haben 
sie und ihr Partner beschlossen, den Weg aus der 
Szene hinaus zu wagen. „Wer allein aussteigt, fällt 
in ein tiefes Loch“, sagt sie. „Das ist uns erspart 
geblieben, weil wir uns gegenseitig hatten.“ Trotz-
dem kämpfte sie wegen ihrer Vergangenheit lange 
mit psychischen Problemen. 
Mittlerweile sei sie in ihrem „neuen Leben ange-
kommen“, sagt Benneckenstein. Sie hat den Schul-
abschluss nachgeholt und eine Ausbildung zur 
Erzieherin absolviert, hat Freude an der Arbeit mit 
Kindern. Ihr Mann arbeitet heute in einem Ausstei-
gerprogramm für Neonazis. Damit noch mehr Men-
schen den Absprung schafen. 

Quelle: © FAZ.Net; https://www.faz.net/aktuell/rhein-main/frankfurt/ 
eine-kindheit-unter-nazis-aussteigerin-heidi-benneckenstein-erza-
ehlt-15472609.html (Zugrif am 1.02.2022). 

A6-A7 Arbeitsanregungen 

w  Diskutiert, welche Aspekte zur Radikalisierung der 
Jugendlichen geführt haben. Arbeitet Parallelen und 
Unterschiede aus beiden Beispielen heraus. Tipp: 
Bezieht in eure Überlegungen besondere Herausfor-
derungen ein, die Jugendliche in der Pubertät, in der 
Schule und eventuell auch im Elternhaus zu meistern 
haben. Bedenkt auch, welche Anziehungskraft von 
einer extremen Gruppe ausgehen kann. 

w  Benennt mögliche Risikofaktoren für eine Radikali-
sierung in den Biographien der Jugendlichen. 

w  Vergleicht die erarbeiteten Risikofaktoren mit den in 
A7 genannten. Bezieht die Beispiele von Heidi und 

Marvin auf die Risikofaktoren, indem ihr Beispiele für 
die Risikofaktoren nennt. 

w  Diskutiert, wie den Jugendlichen hätte geholfen 
werden können, um eine Radikalisierung eventuell zu 
verhindern. 

w  Recherchiert weitere Informationen zur Geschichte 
von Heidi Benneckenstein und anderen Aussteigern 
aus der extremistischen Szene. 

w  Informiert euch näher über mögliche Risikofaktoren 
einer Radikalisierung unter www.bpb.de/politik/ 
extremismus/radikalisierungspraevention/ 
230493/-radikalisierung-gruende-verlauf. 

https://www.bpb.de/themen/infodienst/230493/radikalisierung-gruende-verlauf/
https://www.faz.net/aktuell/rhein-main/frankfurt
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A8Hatespeech – Einstieg in die Radikalisierung? 

1.   Lies dir die folgenden fktiven Posts durch, die so oder so ähnlich zahlreich 
in den sozialen Medien zu fnden sind. Arbeite anschließend heraus, was deiner Meinung nach 
das Problematische an jedem Post ist, und begründe deine Meinung. 

2.   Diskutiere mit deinen Mitschüler:innen, welche Tweets besonders problematisch sind. 
Beziehe in die Überlegungen mit ein, ob und in welcher Form eine Abwertung von Menschen bzw. 
Menschengruppen stattfndet. 

Anastasia 

Das Kopftuch gehört endlich verboten! Es ist 
und bleibt eine Kampfansage – gegen die Demo-
kratie und für die Unterdrückung der Frau! 
15. Nov. 2021 

Danilo 

Es gibt zu viele Ausländer in Deutschland. 
28. Nov. 2021 

Mirko 

Wer schon immer hier lebt, sollt mehr Rechte 
haben als die, die später zugezogen sind. 
15. Okt. 2021 

Jamal 

Die scheiß Hartzer werden auf unsere Kosten 
dick & fett. Das kann doch nicht wahr sein, dass 
ich jeden Monat für DIE zahlen muss! 
20. Nov. 2021 

Kevin 

Es ist so ekelhaft, wenn Homosexuelle sich in 
der Öfentlichkeit küssen. Wann hört das end-
lich auf? 
25. Okt. 2021 

Hussein 

Durch ihr Verhalten sind die Juden an ihren 
Verfolgungen mitschuldig. 
1. Dez. 2021 

HATE SPEECH aus dem Englischen für „Hassrede“; Sprache und Aussagen, die andere Menschen 
herabsetzen oder diskriminieren 
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A9 Gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit 

1. Vergleiche den Extremismus-Begrif des Verfassungsschutzes mit dem Begrif 
der Gruppenbezogenen Menschenfeindlichkeit und benenne die Unterschiede und 
Gemeinsamkeiten. Tausche dich anschließend mit deinen Mitschüler:innen aus. 

2. Überlege, welche Personengruppen von den einzelnen Begrifen umfasst werden, 
und benenne jeweils ein Beispiel. 

3. Entscheide, welchem Bereich der Gruppenbezogenen Menschenfeindlichkeit die 
Posts in A8 zuzuordnen sind. Begründe deine Auswahl. 

4. Verfasse kurze Antworten auf die Posts in A8. Gehe in deiner Antwort darauf ein, 
warum diese Posts menschenfeindlich sind. 

Extremismus wird im Sinne der Defnition durch die 
Verfassungsschutzämter nur als Randerscheinung
begrifen und in der Öfentlichkeit auch entsprechend 
wahrgenommen. Es geht um den Schutz der freiheitlich
demokratischen Grundordnung. Menschenfeindliche
Haltungen sind aber in der Gesellschaft weiter verbreitet. 
Der Begrif der Gruppenbezogenen Menschenfeindlich

keit (GMF) beschreibt Denkmuster zur Ungleichwer-
 tigkeit von Menschen. Solche Einstellungen können in 

abwertende oder diskriminierende Verhaltensweisen 
-

-

münden oder gar in Gewalt umschlagen. Sie bauen auf 
 weniger stark ausgeprägten Vorurteilen und Stereoty-

pen auf, die teilweise in größeren Teilen der Gesellschaft 
verankert sind. 

Das Syndrom Gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit 2018/19 

Quelle: Zick, Andreas/Küpper, Beate/Berghan, Wilhelm (Hrsg.) (2019): Verlorene Mitte – Feindselige Zustände: Rechtsextreme 
Einstellungen in Deutschland 2018/19, S. 58 (hrsg. für die Friedrich-Ebert-Stiftung von Franziska Schröter). Bonn: Dietz. 
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A10Ergebnisse der Studie 2020/21 

1.   Werte die Ergebnisse der Studie 2020/21 aus. Bei welchen Phänomenen ist die 
Zustimmung besonders hoch, bei welchen niedrig? 

2. Begründe, warum der Begrif der Gruppenbezogenen Menschenfeindlichkeit neben dem 
Extremismus-Begrif des Verfassungsschutzes notwendig ist. 

3. Auf tagesschau.de heißt es zur Mitte-Studie: „Anlass zu Hofnung und Sorge.“ 
Bewerte diese Einschätzung auf Basis der Daten. 

Die Mitte-Studie 
Die sogenannte „Mitte-Studie“ wird seit 2006 etwa alle und Hintergründe rechtsextremer, menschenfeindlicher 

und antidemokratischer Einstellungen in Deutschland. zwei Jahre von der Friedrich-Ebert-Stiftung herausgege-
ben. Sie gibt Auskunft über die Verbreitung, Entwicklung 

Zustimmung zu den Aussagen der Facetten Gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit 
(Angaben in Prozent) 

stimme 
überhaupt 

nicht zu 

stimme 
eher nicht  

zu 

teils/teils stimme 
eher zu 

stimme 
voll und 
ganz zu 

Rassismus 
Die Weißen sind zu Recht führend in der Welt. 67,9 16,0 10,0 4,1 2,0 

Fremdenfeindlichkeit 
Die Ausländer kommen nur hierher, um unseren 
Sozialstaat auszunutzen. 35,3 22,0 32,5 5,7 4,4

Antisemitismus (klassisch) 
Durch ihr Verhalten sind Juden an ihren Verfolgungen 
mitschuldig. 71,3 18,0 6,9 2,8 1,1

Muslimfeindlichkeit 
Die Mehrheit der Muslime fndet islamistischen 
Terrorismus gerechtfertigt. 39,0 33,5 15,2 7,2 5,0

Abwertung von Sinti_zze und Rom_nja 
Sinti und Roma neigen zur Kriminalität. 25,3 27,5 29,3 11,2 6,8 

Abwertung asylsuchender Menschen 
Die meisten Asylbewerber werden in ihrem Heimatland 
gar nicht verfolgt. 14,8 28,5 36,1 11,3 9,3

Sexismus (traditionell) 
Frauen sollen sich wieder mehr auf die Rolle der Ehefrau 
und Mutter besinnen. 61,0 18,2 13,2 4,2 3,4

Abwertung homosexueller Menschen 
Es ist ekelhaft, wenn Homosexuelle sich in der 
Öfentlichkeit küssen. 59,7 19,8 11,7 4,1 4,6

Abwertung von Trans*Menschen 
Transsexuelle und Transgender sollten versuchen,  
nicht so aufzufallen. 52,7 19,9 13,5 6,9 7,0

Abwertung wohnungsloser Menschen 
Die meisten Obdachlosen sind arbeitsscheu. 39,8 33,3 21,3 4,3 1,3 

Abwertung langzeitarbeitsloser Menschen 
Langzeitarbeitslose machen sich auf Kosten der 
Gesellschaft ein bequemes Leben. 18,0 25,0 36,2 11,5 9,3

Etabliertenvorrechte 
Wer irgendwo neu ist, sollte sich erst mal mit weniger 
zufrieden geben. 12,3 19,8 34,7 15,3 17,9

Quelle: Zick, Andreas/Küpper, Beate (Hrsg.) (2021): Die geforderte Mitte. Rechtsextreme und demokratiegefährdende Einstellungen 
in Deutschland 2020/21, S. 188-191; eigene Darstellung. 

https://tagesschau.de
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A10 Arbeitsanregungen 

w  Führt eine eigene Befragung zur Gruppenbezogenen 
Menschenfeindlichkeit an eurer Schule durch. Nutzt 
dazu die Aussagen in der Tabelle und fragt Zustim
mung bzw. Ablehnung ab. 

-

w  Informiert euch über die einzelnen Diskriminierungs
formen. Bei der Amadeu-Antonio-Stiftung fndet ihr 

-

passende Flyer: www.amadeu-antonio-stiftung.de/ 
themenfyer-zu-gruppenbezogener-
menschenfeindlichkeit/ 

w  Erstellt für eure Schule eigene Info-Plakate, auf 
denen ihr auf die Gruppenbezogene Menschenfeind
lichkeit aufmerksam macht.  

-

A11 Verstärkt die Corona-Pandemie extremistische Haltungen? 

1.  Informiere dich über Aussagen und Positionen, wie sie bei verschiedenen Demonstrationen gegen die 
Corona-Politik zu sehen waren. Das Bildmaterial fndest du unter www.politikundunterricht.de. 
Welche Parolen hältst du für demokratiegefährdend? Begründe deine Meinung. 

2.  Erkläre die Gefahr, die laut Thomas Strobl von den Querdenken-Demonstrationen ausgeht. 

SWR2-Tagesgespräch vom 8. Juli 2021 
Baden-Württembergs Innenminister Strobl: Corona-Pandemie war ein „Radikalisierungs-Beschleuniger“ 

SWR: Herr Strobl, wie sehr haben Rechte und Reichsbürger von den Protesten gegen die Corona-Pan
demie proftiert? 

-

Thomas Strobl:  „Die haben schon proftiert.  Wir haben 
von Anfang an die Beobachtung gemacht, dass bei 
diesen sogenannten Querdenken-Demonstrationen sich 
viele Reichsbürger, Selbstverwalter,  Verschwörungs-
Ideologen, die mit antisemitischen Narrativen arbeiten,  
getummelt haben, und es ist ihnen leider auch gelun
gen,  Anschluss zu fnden an das Demonstrationsge
schehen. Es ist ja völlig legitim, gegen die Corona-Politik 

der Bundes- oder Landesregierung zu demonstrieren,  
selbstverständlich, […] das ist ja geradezu die Substanz 
unserer Demokratie. Aber das ist dann bei vielen gekippt 
in eine allgemeine Demokratie- und Staatsverachtung,  
angefeuert durch Rechtsextremisten, Selbstverwalter 
und Verschwörungsideologen. Und deshalb ist es auch 
richtig, dass wir darauf einen scharfen Blick haben. […]“ 

-
-

SWR: Im Moment ist die Corona-Lage ja weniger angespannt. Lösen sich Ihrer Meinung nach dann auch 
radikale bzw. staatskritische neue Gruppen auch wieder auf? […] 
Thomas Strobl: „Defnitiv nein. Das ist meine Befürch
tung. Den Extremisten, den Verschwörungstheoretikern,  
denen geht es ja nicht um die Corona-Pandemie oder die 
Infektionsschutzmaßnahmen der Regierung, sondern 
es geht ihnen um ihre extremistische Ideologie,  die sie 
durchsetzen wollen. Also beispielsweise um ihre rechts
extreme Ideologie oder sie hängen halt irgendwelchen 
kruden, aber gefährlichen,  Verschwörungsmythen nach,  

- die sie unter die Leute bringen wollen und mit denen sie 
die Leute auch radikalisieren wollen, und die Corona-
Pandemie ist hier ein Radikalisierungs-Beschleuniger 
gewesen, aber sie ist nur ein Mittel zum Zweck […]. Des
wegen, wenn es die Pandemie nicht mehr gibt, […] dann 
werden sich die Extremisten […] andere Anlässe suchen,  
um ihr toxisches Gedankengut zu verbreiten und Men
schen damit anzustecken.“ 

-

-
-

Quelle: © SWR 2021; www.swr.de/swr2/leben-und-gesellschaft/baden-wuerttembergs-innenminister-strobl-corona-pandemie-war-ein-
radikalisierungs-beschleuniger-100.html (Zugrif am 1.12.2021); (Transkription Sandra Kirsamer). 

NARRATIV Erzählung 

TOXISCH giftig 

QUERDENKEN 711 eine in Stuttgart gegründete Initiative mit lokalen Ablegern in ganz Deutschland, 
die die Corona-Politik von Bund und Land kritisiert (z. B. Grundrechtseinschrän 
kungen) sowie Kundgebungen und Demonstrationen organisiert; bezeichnet sich 
selbst als überparteilich; weist Überschneidungen mit dem verschwörungs 
theoretischen Milieu auf 

seit 2016 stellvertretender Ministerpräsident Baden-Württembergs und Minister 
des Inneren, für Digitalisierung und Kommunen sowie seit 2011 Landesvorsitzen -
der der CDU in Baden-Württemberg 

THOMAS STROBL 

https://www.amadeu-antonio-stiftung.de/themenflyer-zu-gruppenbezogenermenschenfeindlichkeit/
www.swr.de/swr2/leben-und-gesellschaft/baden-wuerttembergs-innenminister-strobl-corona-pandemie-war-ein
www.politikundunterricht.de
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A11Arbeitsanregungen 

w Hört das ganze Interview mit Thomas Strobl an und 
diskutiert über aktuelle Gefahren für die Demokratie 
in Baden-Württemberg und Deutschland. Das Inter-
view ist online verfügbar unter 

www.swr.de/swr2/leben-und-gesellschaft/ 
baden-wuerttembergs-innenminister-strobl-
corona-pandemie-war-ein-radikalisierungs-
beschleuniger-100.html. 

Der Hass wächst 

1.   Beschreibe die Ergebnisse der Datenauswertung der Süddeutschen Zeitung. 
2. Erläutere, warum die sozialen Medien für die Extremisten eine ideale Möglichkeit bieten, 

neue Mitglieder zu rekrutieren. 
3. Erstelle eine Pro- und Contra-Liste, was für und gegen eine stärkere Regulierung der 

sozialen Medien spricht. Nutze dazu folgenden Text: https://www.galileo.tv/life/ 
sperrungen-auf-social-media-was-dafuer-und-was-dagegen-spricht. 
Diskutiere anschließend mit deinen Mitschüler:innen, ob stärkere Einschränkungen für 
soziale Netzwerke gelten sollten. 

4. Stimmt in der Klasse ab, ob es eine Mehrheit für oder gegen eine stärkere Regulierung 
gibt. 

Süddeutsche Zeitung vom 10. Mai 2021 
„Der Hass wächst. Wie die Pandemie zum Brandbeschleuniger für Radikalisierung wurde“ 

A12 

von Sabrina Ebitsch u. a. 

[…] Seit einigen Jahren, ganz besonders jedoch seit 
Beginn der Corona-Pandemie, steigt die Radikali-
tät im Netz stark an. „Wir können davon ausgehen, 
dass es in Deutschland Hunderttausende Menschen 
gibt, die mit radikalen Online-Communitys sympa-
thisieren“, sagt Julia Ebner, die am Institut für stra-
tegischen Dialog in London zu Extremismus forscht. 
Besonders leicht zugänglich sind Messengerdienste 
wie Telegram. Dort existieren kaum Regeln, Chats 
gelten als „Privatsache“, aber man kann trotzdem 
enorm viele Menschen erreichen. […] Anders als 
bei Twitter und Facebook gibt es keine Modera-
tion, keine Meldemöglichkeit, keine Regulierung. 
Daher trift alles, von der übelsten Beleidigung bis 
zur Volksverhetzung, von Impfchip-Lügen bis zum 
Hakenkreuz, ungefltert auf potenziell etwa 400 
Millionen Menschen weltweit. In dunkleren Ecken 
lassen sich auch ohne Weiteres Wafen, Drogen und 
gefälschte Pässe kaufen. 

Eine große Datenrecherche zeigt, wie das gerade 
in der Krise ausgenutzt wird – und mit welchen 
Folgen: Online und Ofine hängen zusammen; ohne 
die toxische Mischung, zu der sich in den Netzwer-
ken Verschwörungserzählungen, Hetze, Beleidigun-
gen und Rassismus verbinden, wären die immer 

aggressiveren Demonstrationen und Ausschreitun-
gen der Gegner der Corona-Maßnahmen kaum vor-
stellbar gewesen. 

Über dieses Jahr sind in den untersuchten Tele-
gram-Gruppen und -Kanälen mehr als zwei Millio-
nen Nachrichten verschickt, geteilt, weitergeleitet 
worden, die hetzerisch, radikal oder hasserfüllt 
sind. Das ist fast ein Fünftel der untersuchten Nach-
richten insgesamt. Wer sich in dieser Welt bewegt, 
ist also einer Kakofonie aus Lügen, Beleidigungen, 
Verschwörungserzählungen und Rassismus ausge-
setzt. Mal geht es um die angeblich gezielte Über-
wachung der Menschheit durch Impfungen, mal um 
eine vermeintliche pädophile Weltverschwörung 
durch einen international agierenden Kinderhan-
delsring, mal um Erstickungsgefahr, die Masken 
zugeschrieben wird, mal um die „Firma BRD“. […] 

Als Querdenken im August [2020] zur Großde-
monstration gegen die Corona-Schutzmaßnahmen 
aufruft, glauben Rechtsextreme und Reichsbür-
ger, ihre Chance, der Tag X, sei gekommen. […] Das 
Bindemittel [zwischen den einzelnen Gruppen] 
sind Verschwörungserzählungen. „Das Misstrauen 
gegenüber der Bundesregierung geht einher mit 

https://www.swr.de/swr2/leben-und-gesellschaft/baden-wuerttembergs-innenminister-stroblcorona-pandemie-war-ein-radikalisierungsbeschleuniger-100.html
https://www.galileo.tv/life/sperrungen-auf-social-media-was-dafuer-und-was-dagegen-spricht/
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dem Glauben an eine geheime Verschwörung, bei
spielsweise zum Austausch der Bevölkerung“,  
sagt der Soziologieprofessor Swen Hutter. […] Für 
etliche sind die Corona-Gruppen oder -Kanäle auf 
Telegram die Einstiegsdroge: Hier setzen sie ihre 
ersten Nachrichten ab. Fast die Hälfte der Corona-
Kritiker wechselt danach aber in andere Gruppen 
oder Kanäle und ist auch dort aktiv. Damit landen 

- Zehntausende Menschen, die sich zunächst nur 
über Corona informieren oder diskutieren wollten,  
in einem Umfeld voller Verschwörungserzählungen 
und extremistischer Tendenzen.  Durch den Wech
sel in andere, radikalere Räume sind die Nutzerin
nen und Nutzer auch anderen, problematischeren 
Inhalten ausgesetzt. 

-
-

Quelle: Sabrina Ebitsch, Berit Kruse, Martina Schories, Antonie Rietzschel/Süddeutsche Zeitung; 
www.sueddeutsche.de/projekte/artikel/politik/radikalisierung-in-der-corona-krise-e742536 (Zugrif am 1.12.2021). 

A13 Neue Freunde mit den gleichen Zielen? 

1.  Analysiere die Karikatur. Orientiere dich am Dreischritt: 
a) Beschreibung, was dargestellt ist, 
b) Deutung der Karikatur (Aussage, dargestelltes Problem, Kritik des Karikaturisten) und 
c) Beurteilung der Aussage (Zustimmung oder Ablehnung mit Begründung). 
Die Identitäre Bewegung, die Reichsbürger und die NPD gehören zum rechtsextremisti
schen Spektrum. Nutze das entsprechende Material in A5, um deren Gemeinsamkeiten 
herauszuarbeiten, und vergleiche sie mit denen der Querdenker-Bewegung. 

-

2.  Verfasse eine Rede an die gemäßigten Teilnehmer:innen einer Querdenker-Demonstra-
tion, in der du die Beobachtung durch den Verfassungsschutz thematisierst und ihnen die 
Gefahren durch Verbindungen ins extremistische Milieu erläuterst. 
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A14Hat Deutschlands Demokratie (k)ein Problem? 

Im Baustein A hast du dich mit der Frage auseinandergesetzt, inwiefern es in Deutschland 
extremistische Einstellungen gibt, und dich auch mit aktuellen Entwicklungen beschäftigt. 

Beurteile nun: 
Hat die Demokratie in Deutschland ein Problem mit Extremismus und demokratiefeindlichen Einstellungen? 
Positioniere dich zur Fragestellung, indem du deine Meinung auf dem Meinungsbarometer kennzeichnest. 

0 % 10 % 20 % 30 % 40 % 50 % 60 % 70 % 80 % 90 % 100 % 

Formuliere eine schriftliche Begründung und halte diese stichpunktartig fest. 

... 

Arbeitsanregungen 

Führt das Meinungsbarometer im Klassenzimmer 
durch. Positioniert euch entlang einer Linie von 0 bis 
100 Prozent. Stellt euch gegenseitig eure Positionen 

vor und begründet, weshalb ihr euch entsprechend 
positioniert habt. 

A14 
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36 B – Das Konzept der wehrhaften Demokratie 

B1 Lehren aus dem Scheitern der Weimarer Republik 

Das Konzept der
wehrhaften Demokratie 
Materialien B1 – B13 

1. Lies die beiden Zitate von Joseph Goebbels und beschreibe, welches Ziel sich daraus 
ableiten lässt. 

2. Erläutere das Problem, das sich daraus für die Demokratie der Weimarer Republik 
ergeben hat. Beziehe in deine Gedanken die Frage ein, was mit den Begrifen 
„Wafenarsenal der Demokratie“ und „eigenen Wafen“ gemeint sein könnte. 
Gegen wen könnten sich diese Wafen richten? 

„Wir gehen in den Reichstag hinein, um uns im Wafen
arsenal der Demokratie mit deren eigenen Wafen zu  
versorgen.  Wir werden Reichstagsabgeordnete, um  
die Weimarer Gesinnung mit ihrer eigenen Unter
stützung lahmzulegen.  Wenn die Demokratie so  
dumm ist, uns für diesen Bärendienst Freikarten und  

- Diäten zu geben, so ist das ihre eigene Sache.  Wir  
zerbrechen uns darüber nicht den Kopf. Uns ist jedes  
Mittel recht, den Zustand von heute zu revolutionie
ren. […] Wir kommen nicht als Freunde, auch nicht  
als Neutrale.  Wir kommen als Feinde! Wie der Wolf in  
die Schafherde einbricht, so kommen wir.“  

-
-

Quelle: Goebbels, Joseph (1928): „Was wollen wir im Reichstag?“ in: Der Angrif vom 30.4.1928. 

Später höhnte er: „Es wird immer einer der besten 
Witze der Demokratie bleiben, dass sie ihren Tod

feinden die Mittel selbst stellte, durch die sie ver
nichtet wurde.“ 

-
-

Quelle: Goebbels, Joseph (1935): „Die Dummheit der Demokratie“ in: Der Angrif. Aufsätze aus der Kampfzeit, von Joseph Goebbels, hrsg. von Hans 
Schwarz van Berk, München, S. 61. 

JOSEF GOEBBELS 
1897–1945 

WEIMARER REPUBLIK 

einfussreicher Politiker der NSDAP und enger Vertrauter von 
Adolf Hitler; während der NS-Herrschaft (1933–1945) Reichsmi 
nister für Volksaufklärung und Propaganda 

erste Demokratie auf deutschem Boden nach Ausrufung der Repu 
blik am 9. November 1918; endete mit der Machtergreifung durch 
die Nationalsozialisten (Ernennung Hitlers zum Reichskanzler am 
30. Januar 1933) 
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B1 Arbeitsanregung 

w Informiert euch ausführlich über die Machtüber
nahme der Nationalsozialisten und erstellt eine Zeit
leiste mit den wichtigsten Ereignissen. Informationen 

- sozialismus/dossier-nationalsozialismus/39537/ 
- zerstoerung-der-demokratie bzw. https://www.dhm. 

de/lemo/kapitel/ns-regime/etablierung-der-ns-
fndet ihr unter www.bpb.de/geschichte/national- herrschaft.html. 

https://www.bpb.de/themen/nationalsozialismus-zweiter-weltkrieg/dossier-nationalsozialismus/39537/zerstoerung-der-demokratie-1930-1932/
https://www.bpb.de/themen/nationalsozialismus-zweiter-weltkrieg/dossier-nationalsozialismus/39537/zerstoerung-der-demokratie-1930-1932/
https://www.dhm.de/lemo/kapitel/ns-regime/etablierung-der-ns-herrschaft.html
https://www.dhm.de/lemo/kapitel/ns-regime/etablierung-der-ns-herrschaft.html
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B2Konsequenzen aus Weimar 

1. Erkläre mithilfe des Textes den Begrif der „wehrhaften Demokratie“. 
Beziehe in deine Überlegungen ein, was „wehrhaft“ bedeutet, und übertrage es auf den Staat. 

2. Benenne, welche Lehren aus den Erfahrungen des Scheiterns der Weimarer Demokratie gezogen wurden. 
3. Beschreibe, was die Ewigkeitsklausel beinhaltet, und erkläre, warum sie eingeführt wurde. 

Verfassung änderte. Die Regierung erhielt so das 
Recht, Gesetze zu verabschieden – und diese durf-
ten von der Verfassung abweichen. Faktisch nahm 
sich der neue Reichskanzler Adolf Hitler damit das 
Legislativrecht. Der Weg in die Diktatur war frei. 
Aus solchen Erfahrungen heraus ersannen die 

LEGISLATIVRECHT Legislative als Bezeichnung für gesetzgebende Gewalt; Recht, Gesetze zu 
beschließen 

CARLO SCHMID 
1896–1979 

deutscher Politiker und Staatsrechtler; einer der Väter und Mütter des Grundge 
setzes 

AUFMUNITIONIERT sich oder jemanden mit etwas aus- bzw. aufrüsten 

LEGAL gesetzlich erlaubt; mit gesetzlich erlaubten Mitteln 

Errichtung der wehrhaften Demokratie 
[…] Die neu errichtete Bundesrepublik sollte wehr-
haft sein und nie mehr ihren Feinden die Mittel 
zu ihrer eigenen Beseitigung in die Hand geben. 
Man folgte Carlo Schmid, der 1948 die Meinung 
äußerte, „dass es nicht zum Begrif der Demokra-
tie gehört, dass sie selbst die Voraussetzungen für 
ihre Beseitigung schaft. … Man muss auch den Mut 
zur Intoleranz denen gegenüber aufbringen, die die 
Demokratie gebrauchen wollen, um sie umzubrin-
gen.“ 
Vor dem Hintergrund der traumatischen Erfah-
rungen mit dem Nationalsozialismus […] wurde 
die junge Bundesrepublik gegen Feinde rechtlich 
aufmunitioniert. Das Bundesverfassungsgericht 
prägte dazu die Begrife „wehrhafte“ oder „streit-
bare Demokratie“, um die Entschlossenheit zum 
Ausdruck zu bringen, sich gegenüber den Feinden 
der freiheitlichen demokratischen Grundordnung 
(fdGO) nicht neutral zu verhalten, sondern sich zur 

Quelle: Faessler, Judith: Wann greift der Staat ein?, S.21-22, hrsg. von der 
Hanns-Seidel-Stiftung; online unter www.hss.de/download/publications/ 
AA_76_Demokratie_03.pdf (Zugrif am 1.12.2021). 

Süddeutsche Zeitung vom 3. Mai 2019 
„Für immer Demokratie“ von Stefan Ulrich 

[…] Die[se] Ewigkeitsklausel [Art. 79 Abs. 3 Grund-
gesetz] ist eine Reaktion auf das Dritte Reich. Die 
Nazis waren rein formaljuristisch rechtmäßig an 
die Macht gekommen. Sie brachten den Reichstag 
allerdings mit Druck und Zwang dazu, ein Ermäch-
tigungsgesetz zu verabschieden, das die Weimarer 

Wehr zu setzen. Das Prinzip der wehrhaften Demo
kratie wird gerne unter dem Motto „Keine Freiheit 
den Feinden der Freiheit“ zusammengefasst.  Tref
fender wäre dagegen: „Keine Freiheit zur Beseiti
gung der Freiheit“.  

-

-
-

Unsere Verfassung hat nun im Gegensatz zur Wei
marer Verfassung einen unveränderlichen Kern,  
der durch eine Ewigkeitsklausel geschützt ist. So 
können weder Parlament noch Volk auf legalem 
Wege eine andere Grundordnung wählen als die 
freiheitliche demokratische. 

-
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38 B – Das Konzept der wehrhaften Demokratie 

Schöpfer des Grundgesetzes die Ewigkeitsklau-
sel. Die Menschenwürde und die Grundpfeiler der 
Demokratie sollten sturmfest gemacht werden. 
Hierzu zählen die Gliederung des Bundes in Länder, 
Demokratieprinzip, Gewaltenteilung sowie das 
Prinzip der Volkssouveränität. Natürlich kann 
auch die Ewigkeitsgarantie die grundgesetzliche 

Ordnung nicht vor einem erfolgreichen Putsch 
schützen. Doch sie kann verhindern, dass sich Ver-
fassungsfeinde die totale Macht auf legalem Weg 
erschleichen. Die Ewigkeitsgarantie ist somit Aus-
druck einer wehrhaften Demokratie, die ihre Prinzi-
pien auch vor wechselnden Mehrheiten im Volk und 
Parlament schützt. […] 

Quelle: Stefan Ulrich/Süddeutsche Zeitung; www.sueddeutsche.de/leben/artikel-79-fuer-immer-demokratie-1.4428685 (Zugrif am 1.12.2021). 

Informiere dich zu den zentralen Aspekten der wehrhaften Demokratie und tausche 
dich mit deinen Mitschüler:innen aus. 

Zu den zentralen Aspekten der wehrhaften Demokratie gehören: 

B3 Wie kann sich der demokratische Staat wehren? 

w Die sogenannte Ewigkeitsklausel. Sie bestimmt, 
dass einige Festlegungen im Grundgesetz nicht 
geändert werden dürfen. […] 
w Das Verbot von Parteien und sonstigen Vereinigun-
gen, wenn ihre Aktivitäten sich nicht im Rahmen des 
Grundgesetzes bewegen. […] 
w Die Aberkennung von Grundrechten, wenn diese 
zum Kampf gegen die freiheitlich-demokratische 
Grundordnung missbraucht werden. […] 
w Die Verpfichtung von Beschäftigten des öfentli-
chen Dienstes, das heißt im Staatsdienst, sich an das 
Grundgesetz zu halten. […] 

w Die Verfolgung von Straftaten, die sich gegen den 
Bestand des Staates oder gegen das Grundgesetz 
richten (sogenannte Staatsschutzdelikte). […] 
w [Der Verfassungsschutz beobachtet] Personen, 
Gruppierungen und Parteien, die er als verfassungs-
feindlich und sicherheitsgefährdend einstuft, sam-
melt Informationen und wertet diese aus. […] 

Quelle: Brandenburgische Landeszentrale für politische Bildung; www.politische-bildung-brandenburg.de/themen/extremismus-bei-uns/ 
wehrhafte-demokratie (Zugrif am 1.12.2021). 

„Parteien und Verbote: Sieben Fragen und Antworten“ von Toralf Staud 

B4 Partei- und Vereinsverbot 

[…] Weil Parteien so bedeutsam sind für die parla-
mentarische Demokratie, kann nur das höchste 
deutsche Gericht ein Verbot verfügen: das Bundes-
verfassungsgericht in Karlsruhe. Dass es diese 
Möglichkeit überhaupt gibt, ist durchaus umstritten. 
[…] Um aber zu verhindern, dass noch einmal eine 
Partei mit verfassungsfeindlichen Zielen auf legale 

Weise an die Macht kommt – so wie die NSDAP 1933 
–, haben die [Autorinnen und] Autoren des Grundge-
setzes bewusst die Möglichkeit eines Parteiverbots 
vorgesehen, um die Demokratie „wehrhaft“ bezie-
hungsweise „streitbar“ zu machen. […] 

In der Geschichte der Bundesrepublik gab es erst zwei Parteiverbote: 
w  1952 gegen die Sozialistische Reichspartei (SRP),  
die das Bundesverfassungsgericht als NSDAP
Nachfolgerin eingestuft hat. Die Verfassungswid

rigkeit der SRP äußere sich unter anderem in ihrer 
Missachtung wesentlicher Grundrechte und in ihrer 
Ausrichtung gegen das Mehrparteienprinzip. 

-
-

https://www.politische-bildung-brandenburg.de/themen/extremismus-bei-uns/wehrhafte-demokratie
https://www.politische-bildung-brandenburg.de/themen/extremismus-bei-uns/wehrhafte-demokratie
www.sueddeutsche.de/leben/artikel-79-fuer-immer-demokratie-1.4428685
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w 1956 gegen die Kommunistische Partei Deutsch
lands (KPD). Als marxistisch-leninistische Kampf
partei wolle die KPD die „Diktatur des Proletariats“ 
errichten und auf dem Weg dorthin die freiheitliche 

-
-

demokratische Grundordnung unterminieren, so 
das Bundesverfassungsgericht in der Urteilsbe
gründung. 

-

Quelle: Toralf Staud (Autor)/bpb (Hrsg.); www.bpb.de/politik/extremismus/rechtsextremismus/170613/parteien-und-verbote-sieben-fragen-
und-antworten (Zugrif am 1.12.2021); CC BY-NC-ND 3.0 DE (https://creativecommons.org/licenses/by-nc-nd/3.0/de/). 

Quelle: Bundesministerium des Innern und für Heimat; www.bmi.bund.de/DE/themen/sicherheit/extremismus/vereinsverbote/ 
vereinsverbote-artikel.html (Zugriff am 1.12.2021). 

Der Tagesspiegel vom 5. Mai 2021 
„Seehofer verbietet Verein Ansaar International – Razzien auch in Berlin“ von Frank Jansen 

Vereinsverbote sind Ausdruck unserer wehrhaften 
Demokratie. Vereine können gemäß Artikel 9 Abs. 
2 GG dann verboten werden, wenn ihr Zweck oder 
ihre Tätigkeiten den Strafgesetzen zuwiderlaufen 
oder sich gegen unsere verfassungsmäßige Ord-
nung oder den Gedanken der Völkerverständigung 
richten. 
Seit Inkrafttreten des Vereinsgesetzes wurden 
seitens des Bundes 58 Verbote gegen Vereine 
aller Phänomenbereiche ausgesprochen, die sich 

Sie werben um Spenden mit herzergreifenden Bil-
dern von Kindern in Krisenregionen wie Syrien, 
Jemen und dem Gaza-Streifen. Doch hinter der 
humanitären Fassade wird ofenbar die Finan-
zierung islamistischer Terrorgruppen wie der 
palästinensischen Hamas betrieben. […] Bundesin-
nenminster Horst Seehofer (CSU) hat […] den Verein 
„Ansaar International“ und acht Teilorganisationen 
verboten. […] „Wer den Terror bekämpfen will, muss 
seine Geldquellen austrocknen“, teilte Seehofer […] 
über Twitter mit. […] 
Die Sicherheitsbehörden haben Erkenntnisse, dass 
das Ansaar-Netzwerk aus Vereinen und Einzel-
personen die in Deutschland gesammelten Spen-
den vor allem zur Unterstützung der gegen Israel 
kämpfenden Terrororganisation Hamas sowie von 
zwei Milizen verwendet, die mit Al Qaida verbun-
den sind. […] Beide Milizen haben zahlreiche ver-
heerende Anschläge verübt. In denen von ihnen 
beherrschten Gebieten setzen sie mit extremer 
Strenge die Regeln der Scharia durch. Aus Sicht 
des Bundesinnenministeriums verbreitet Ansaar 
unter dem Deckmantel humanitärer Hilfe das 
demokratiefeindliche Weltbild der Salafstenszene. 
Die Tätigkeit des Vereins richte sich gegen die ver-
fassungsmäßige Ordnung und den Gedanken der 

zusätzlich auf insgesamt 117 Teil- und Ersatzor-
ganisationen erstrecken (Stand: 15. Juni 2021). 
Von diesen Verboten wurden 93 im Bereich Aus-
länderextremismus ausgesprochen, […] 15 Verbote 
wurden im Bereich Islamismus ausgesprochen, 
eines im Bereich Linksextremismus, 20 im Bereich 
Rechtsextremismus sowie 33 aus den Strafgeset-
zen zuwiderlaufenden Gründen. Ferner wurden 
zwei sonstige Vereine verboten. 
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Völkerverständigung. Ansaar sammelt jedes Jahr 
mehrere Millionen Euro Spenden. Allein 2018 sollen 
es bis zu zehn Millionen gewesen sein. Geworben 
wird mit der Behauptung, das Geld komme bedürf-
tigen Muslimen im Gaza-Streifen, in Syrien, Afgha-
nistan, Somalia und weiteren Regionen zugute. Zum 
Teil geht das Geld auch an karitative Projekte, diese 
werden allerdings von militanten Vereinigungen 
wie der gegen Israel kämpfenden Hamas und der 
Shabaab-Miliz kontrolliert. […] 

Quelle: © Der Tagesspiegel; www.tagesspiegel.de/politik/harter-schlag-gegen-die-islamistenszene-seehofer-verbietet-verein-ansaar-
international-razzien-auch-in-berlin/27160438.html (Zugrif am 1.12.2021). 

www.tagesspiegel.de/politik/harter-schlag-gegen-die-islamistenszene-seehofer-verbietet-verein-ansaar
www.bmi.bund.de/DE/themen/sicherheit/extremismus/vereinsverbote
https://creativecommons.org/licenses/by-nc-nd/3.0/de
www.bpb.de/politik/extremismus/rechtsextremismus/170613/parteien-und-verbote-sieben-fragen
https://creativecommons.org/licenses/by-nc-nd/3.0/de/
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B5 Die Verwirkung von Grundrechten 

Deutsche Welle vom 19. Juni 2019 
„Wie Verfassungsfeinden Grundrechte entzogen werden können“ von Rahel Klein 

[…] Bei Artikel 18 GG geht es um die Verwirkung 
von Grundrechten. […] Artikel 18 [ist] ein Mechanis-
mus, um demokratiefeindliche Kräfte bekämpfen 
zu können. Wenn zum Beispiel ein Verleger seine 
Zeitung dazu nutzt, um gegen das Grundgesetz zu 
hetzen, dann kann diesem Verleger das Grundrecht 
auf Pressefreiheit auch entzogen werden. 
In Artikel 18 heißt es wörtlich: „Wer die Freiheit der 
Meinungsäußerung, insbesondere die Pressefrei-
heit (Artikel 5 Abs. 1), die Lehrfreiheit (Artikel 5 Abs. 
3), die Versammlungsfreiheit (Artikel 8), die Vereini-
gungsfreiheit (Artikel 9), das Brief-, Post- und Fern-
meldegeheimnis (Artikel 10), das Eigentum (Artikel 
14) oder das Asylrecht (Artikel 16a) zum Kampfe 
gegen die freiheitliche demokratische Grundord-
nung mißbraucht, verwirkt diese Grundrechte.“ 

[…] in der Vergangenheit ist Artikel 18 noch nie ange-
wandt worden. Es gab drei Fälle mit vier Betrofe-
nen, denen Grundrechte entzogen werden sollten. 
Dabei handelte es sich unter anderem um zwei 
Neonazis und um den ehemaligen Chefredakteur 
der „Deutschen National-Zeitung“. Doch alle Fälle 
wurden nach mehreren Jahren vom Bundesver-
fassungsgericht zurückgewiesen. Einen Antrag auf 
eine Grundrechtsverwirkung können der Bundes-
tag, die Bundesregierung und die jeweilige Landes-
regierung stellen. Entscheiden muss darüber das 
Bundesverfassungsgericht. Eine Grundrechtsver-
wirkung wäre zunächst auf ein paar Jahre begrenzt 
und könnte vom Bundesverfassungsgericht auch 
wieder aufgehoben werden. […] 

Quelle: © Deutsche Welle www.dw.com/de/wie-verfassungsfeinden-grundrechte-entzogen-werden-können/a-49270470 
(Zugrif am 1.12.2021). 

Der ehemalige CDU-Generalsekretär, CDU-Bundes-
tagsabgeordnete und parlamentarische Staats-
sekretär im Bundesministerium für Verteidigung, 
Peter Tauber, forderte 2019 nach dem Mord an dem 

TAZ vom 20. Juni 2019 

Kasseler Regierungspräsidenten Walter Lübcke, 
dass Verfassungsfeinden die Grundrechte entzogen 
werden sollten. 

Kommentar: „Grundrechte-Entzug: Abwegig und gefährlich“ von Christian Rath 

Der CDU-Politiker Peter Tauber hat vorgeschlagen, 
„Feinden unserer Verfassung“ die Grundrechte zu 
entziehen, wenn sie diese „zum Kampf gegen die 
freiheitliche demokratische Grundordnung miss-
brauchen“. Anlass war der Mord am Kasseler Regie-
rungspräsidenten Walter Lübcke (CDU). Tauber will 
Artikel 18 des Grundgesetzes anwenden. […] 
Der Vorschlag ist abwegig und gefährlich. Statt Arti-
kel 18 in solchen Konstellationen anzuwenden, sollte 
er besser aus dem Grundgesetz gestrichen werden. 
Er stammt aus einer Zeit (1949), als Deutschland 
noch keine gefestigte pluralistische Demokratie war, 
sondern eben erst die faschistische Herrschaft über-
wunden hatte. Ein liberaler demokratischer Staat 
geht mit seinen Feinden anders um, als ihnen pau-

schal die Ausübung der Grundrechte zu verbieten. 
Im demokratischen Staat muss gelten: Wer sich an 
die Regeln hält, kann am Diskurs teilnehmen. Die 
Regeln bestimmt der Gesetzgeber, kontrolliert vom 
Bundesverfassungsgericht. Strafbar ist deshalb die 
Volksverhetzung, die Holocaust-Leugnung, die Belei-
digung, die Verleumdung und vieles mehr. Wer sich 
verfassungsfeindlich betätigt, kann zudem aus dem 
öfentlichen Dienst entlassen werden. […] 
Tatsächlich sind manche Diskurse in Deutschland 
hasserfüllt und explosiv. Aber Träger dieses Hasses 
sind nicht eine Handvoll Politiker, sondern Hundert-
tausende Bürger. Diesen Hass kann man nicht ein-
fach verbieten. In der Demokratie kann man nur 
versuchen, ihn in diskursive Formen zu kanalisieren. 

Quelle: © TAZ; https://taz.de/Kommentar-Grundrechte-Entzug/!5604662 (Zugrif am 1.12.2021). 

https://taz.de/Kommentar-Grundrechte-Entzug/!5604662
www.dw.com/de/wie-verfassungsfeinden-grundrechte-entzogen-werden-k�nnen/a-49270470
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B6Verfassungstreue im Staatsdienst 

§ 60 Abs. 1 Satz 3 BBG regelt die verfassungsrecht-
liche politische Treuepficht ausdrücklich auch als 
Grundpficht und bestimmt, dass für Beamte die 
Pficht besteht, sich durch ihr gesamtes Verhalten 
zu der freiheitlichen demokratischen Grundord-
nung im Sinne des Grundgesetzes zu bekennen 
und für deren Einhaltung einzutreten. Eine Distan-
zierung, Indiferenz oder Neutralität gegenüber der 
freiheitlich-demokratischen Grundordnung verträgt 
sich mit dieser Pficht nicht. Gefordert ist dabei die 
Bereitschaft, sich mit der Idee des Staates, dem die 
Beamten dienen sollen, mit der freiheitlich-demo-
kratischen, rechts- und sozialstaatlichen Ordnung 
dieses Staates zu identifzieren und für sie einzu-
treten. Dabei ist unverzichtbar, dass die Beamten 
den Staat und die geltende verfassungsrechtliche 

Ordnung bejahen, sie als schützenswert anerken-
nen, in diesem Sinne sich zu ihr bekennen und 
aktiv für sie eintreten. Diese Verpfichtung betrift 
gleichermaßen dienstliches wie außerdienstliches 
Verhalten. Bekennen zur freiheitlich-demokrati-
schen Grundordnung bedeutet, dass der Beamte 
seine positive Haltung zu Grundentscheidungen 
des Grundgesetzes in einer Situation, in der diese 
Grundentscheidungen angegrifen werden, nicht 
verschweigen, sondern durch Worte aktiv Ausdruck 
verleihen soll. Aus dem Verhalten des Beamten 
muss deutlich werden, dass er Angrife gegen die 
freiheitlich-demokratische Grundordnung, die in 
seiner Gegenwart erfolgen, nicht billigt. […] 

Quelle: © 2021 Deutscher Bundestag; Wissenschaftliche Dienste des Deutschen Bundestags (Hrsg.): Aspekte zu Dienstpfichten von Beamten; 
www.bundestag.de/resource/blob/849566/199ba4499f0e13189bc16581525275b7/WD-6-028-21-pdf-data.pdf (Zugrif am 1.12.2021). 

Südwest Presse vom 6. November 2020 
„Vier angehende Polizisten von Hochschule entlassen“ von Esther Lehnardt 

Vier angehende Polizisten sind wegen Verbreitung 
von rechtsextremistischem Gedankengut von der 
Hochschule der Polizei in Baden-Württemberg ent-
lassen worden. […] 
Drei der vier Männer, die nun nicht länger ihre Aus-
bildung zu Polizisten absolvieren, beteiligten sich 
an einer Chatgruppe, in der Kennzeichen verfas-
sungsfeindlicher Organisationen geteilt wurden. Die 
Beamten wurden auf die Chatgruppe im Rahmen 
von laufenden Ermittlungen aufmerksam, zu denen 
die Hochschule keine weiteren Angaben machte. Im 
Rahmen dieser Ermittlungen stellte sich heraus, 
dass drei der Chatgruppenmitglieder an der Hoch-
schule der Polizei in Villingen-Schwenningen stu-
dierten. […] 
Die drei Männer absolvierten dort ein Bachelor-
studium. Sie wurden im Juli des Jahres 2018 
eingestellt und absolvierten zunächst die voraka-
demische Grundausbildung. Am 1. April des Jahres 
2019 haben sie das Studium begonnen. Nun hat die 

Hochschule sie vom Studienbetrieb ausgeschlos-
sen. Des Weiteren sollen sie aus dem Polizeidienst 
entlassen werden. Ein entsprechendes Verfah-
ren läuft. „Die aufgefundenen Inhalte mit rechts-
extremistischem Gedankengut sind mit unseren 
freiheitlichen und rechtsstaatlichen Werten nicht 
vereinbar“, begründete die Hochschule den Aus-
schluss der drei Männer. […] 
Neben den drei Mitgliedern der Chatgruppe wurde 
ein weiterer angehender Polizist von der weiteren 
Ausbildung ausgeschlossen. Der Mann war in der 
Ausbildung für den mittleren Polizeivollzugsdienst. 
Der Beamte hatte auf seinem privaten Account in 
einem sozialen Netzwerk ein Bild mit rechtsextre-
mem Gedankengut eingestellt. Auch er muss den 
Polizeidienst nun verlassen. Die Hochschule in 
Villingen-Schwenningen betonte, dass es keinen 
Spielraum für Gedankengut gäbe, das den obersten 
Grundwerten der Demokratie widerspreche. 

Quelle: © Südwest Presse; Jede Veröfentlichung Materialien der Südwest Presse – auch online & social media – ist genehmigungs- & 
ggf. honorarpfichtig!; www.swp.de/suedwesten/polizei-bw-rechtsextremismus-vier-polizisten-in-ausbildung-wegen-rechtsextremem-
gedankengut-entlassen-hochschule-villingen-schwenningen-chatgruppen-52929288.html (Zugrif am 1.12.2021). 

www.swp.de/suedwesten/polizei-bw-rechtsextremismus-vier-polizisten-in-ausbildung-wegen-rechtsextremem
www.bundestag.de/resource/blob/849566/199ba4499f0e13189bc16581525275b7/WD-6-028-21-pdf-data.pdf
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B7 Staatsschutzdelikte, politisch motivierte Kriminalität 

Im Gegensatz zur Allgemeinkriminalität bedrohen 
politisch motivierte Straftaten vor allem die frei-
heitliche demokratische Grundordnung unseres 
Gemeinwesens und die Achtung der im Grundge-
setz konkretisierten Menschenrechte. Die Täter 
verfolgen mit den Taten politische Ziele bezie-
hungsweise fühlen sich bei der Begehung durch 
eine Ideologie oder ein Gefühl angeblicher Über-
legenheit gegenüber den Tatopfern gerechtfertigt. 
Sie entwickeln daher häufg kein Unrechtsbewusst-
sein. Dabei sind Staatsschutzdelikte im eigentli-
chen Sinne solche, die sich gegen die Verfassung, 
den Bestand des Staates oder gegen seine innere 
und äußere Sicherheit richten. 

Straftaten der politisch motivierten Kriminalität 
(PMK) 2019 und 2020 

PMK (rechts) 

PMK (links) 

PMK (ausländische Ideologie) 

PMK (religiöse Ideologie) 

PMK (nicht zuzuordnen) 

Gesamt 

Die Auswirkungen solcher Staatsschutzdelikte 
oder – weiter gefasst – politisch motivierter Taten 
sind besonders schwerwiegend, da sie nicht nur 
unmittelbar die Tatopfer betrefen. Auch bei ande-
ren Menschen können sie die Angst hervorrufen, 
aufgrund ihrer politischen Einstellung, ethnischen 
Herkunft, Religion, sexuellen Orientierung bzw. 
Identität oder des Geschlechts zu Opfern von Straf-
taten zu werden. Dadurch ist das für unseren Staat 
grundlegende Element einer ofenen und freiheitli-
chen Gesellschaft besonders gefährdet. [...] 

2019 

22.342 

9.849 

1.897 

425 

6.664 

41.177 

2020 

23.604 

10.971 

1.016 

477 

8.624 

44.692 

Verände
rung in % 

-

+ 5,7 

+11,4 

– 46,4 

+ 12,2 

+ 29,4 

+ 8,5 

Quelle: BMI/BKA (Hrsg.) (2021): Politisch motivierte Kriminalität im Jahr 2020: Bundesweite Fallzahlen, S. 2. 

Beispiele politisch motivierter Straftaten und aktuelle Erscheinungsformen 

Die historische Entwicklung der politisch motivier-
ten Kriminalität in der Bundesrepublik Deutschland 
reicht vom Linksterrorismus in den [19]70er- und 
[19]80er-Jahren über die fremdenfeindlichen 

Traurige Beispiele sind insbesondere 

w die linksextremistischen Straftaten der Angehöri-
gen der Roten Armee Fraktion, der Bewegung 2. Juni 
sowie der Revolutionären Zellen, 
w die fremdenfeindlichen Pogrome und rechtsextre-
mistischen Anschläge von Hoyerswerda, Rostock, 
Mölln und Solingen, die Mordserie des „Nationalsozi-
alistischen Untergrunds“ (NSU), der Mord am Kasse-
ler Regierungspräsidenten Dr. Walter Lübcke (2019), 
der Anschlag auf eine Synagoge in Halle (2019) sowie 
der Anschlag auf Shisha-Bars in Hanau (2020) und 
w der islamistisch motivierte Anschlag auf US-Militär-

Gewalttaten zu Beginn der [19]90er-Jahre bis hin 
zu den schrecklichen Taten der jüngeren Vergan-
genheit, die vor allem aus dem islamistischen und 
dem rechtsextremistischen Spektrum kommen. 

angehörige am Flughafen Frankfurt am Main (2011), 
der islamistische Terroranschlag auf dem Berliner 
Weihnachtsmarkt am Breitscheidplatz (2016) oder 
der Messerangrif in Dresden (2020). 
Neben diesen ins kollektive Gedächtnis eingegange
nen Straftaten […] zählen zur politisch motivierten 
Kriminalität aber auch militante Ausschreitun
gen auf Demonstrationen, die sich insbesondere 
gegen die Polizei richten.  Daneben richten sich 
linksextreme Straf- und Gewalttaten insbesondere 
gegen Personen, die von den Tätern als rechts bzw.  

-

-
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faschistisch angesehen werden sowie gegen Wirt-
schaftsunternehmen. Beispielhaft anzuführen sind 
hier die Gewaltexzesse anlässlich der Eröfnung 
des Neubaus der Europäischen Zentralbank (EZB) 
im März 2015 und beim G20-Gipfel in Hamburg 
im Juli 2017. Dabei verübten Autonome teilweise 
lebensbedrohliche Angrife auf Polizisten wie auch 
Bürgerinnen und Bürger. Ein weiteres Beispiel sind 
die Auseinandersetzungen, die sich regelmäßig am 
1. Mai in Berlin und Hamburg abspielen. Auch bei 
weniger beachteten Straftaten, beispielsweise im 
Rahmen von militanten Tier- und Naturschutzaktio-
nen oder bei Sachbeschädigungen an Strommasten 
und Oberleitungen durch Angehörige der Anti-
AKW-Szene, handelt es sich um politisch motivierte 
Kriminalität. 

In jüngerer Vergangenheit zeigen sich – etwa im 
Kontext der Covid-19-Pandemie – neue Formen des 
Extremismus, bei denen insbesondere der Staat und 
seine Institutionen in sicherheitsgefährdender Art 
und Weise delegitimiert und verächtlich gemacht 
werden. So werden beispielsweise Verschwö-
rungsideologien und antisemitische Ressentiments 
verbreitet. Ein trauriger Höhepunkt war hier das 
Tötungsdelikt an der Tankstelle in Idar-Oberstein 
im September 2021, bei dem der Täter einen Tank-
stellenkassierer erschossen hat, nachdem er von 
diesem auf die Maskenpficht hingewiesen wurde. 

Quelle: Bundesministerium des Innern und für Heimat;  www.bmi.bund.de/DE/themen/sicherheit/kriminalitaetsbekaempfung-und-gefahrenab-
wehr/politisch-motivierte-kriminalitaet/politisch-motivierte-kriminalitaet-node.html (Zugrif am 1.12.2021). 

Verfassungsschutz 

Neue Westfälische vom 19. September 2018 
„Die deutschen James Bonds: Was macht eigentlich der Verfassungsschutz?“ von Friderieke Schulz 

B8 

[…] 
Zunächst einmal kann man nicht von dem deut-
schen Geheimdienst sprechen, denn es gibt drei: 
das Bundesamt für Verfassungsschutz (BfV) für 
das Inland, den Bundesnachrichtendienst (BND) für 
das Ausland und den Militärischen Abschirmdienst 
(MAD), der Spionage und Sabotage aufdeckt und 
verhindert. 
„Der Verfassungsschutz beobachtet organisierte 
Bestrebungen gegen die Verfassung im Inland“, 
sagt Christoph Gusy, Professor für öfentliches 
Recht, Staatslehre und Verfassungsgeschichte an 
der Universität Bielefeld. Darunter fallen Strafta-
ten, aber auch ihre Vorbereitung. Seit 2016 wurden 
durch die Arbeit des Verfassungsschutzes vier Ter-
roranschläge vereitelt. […] 
Anders als die Polizei braucht die Behörde keinen 
Anfangsverdacht für ihre Arbeit und darf zum 
Beispiel schon ohne schwere Beweislast in Aus-
landstelefonaten herumschnüfeln. […] Wird der 
Verfassungsschutz bei einer Wohnungsüberprü-
fung auf eine Diebesbande aufmerksam, darf er 
das der Polizei nur sagen, wenn sie ebenfalls die 
Befugnisse für eine Wohnungsüberprüfung gehabt 

hätte. Selbst eingreifen darf er nicht, denn ihm fehlt 
die exekutive Befugnis: „Er kann wirklich nur Infos 
weitergeben oder einen Bericht schreiben.“ […] 
Das Kerngeschäft für das BfV sind die Überwachung 
von links- und rechtsextremistischen sowie terro-
ristischen Gruppen, wie zum Beispiel der Reichs-
bürger. Anders als von vielen Bürgern gedacht, sind 
die V-Männer, die daraus geheime Informationen 
beschafen, keine Mitarbeiter des Verfassungs-
schutzes, sondern Mitglieder der Gruppen selbst, 
die dafür Geld erhalten. „Nur etwa 10 Prozent der 
Informationen kommen von diesen V-Leuten. Rund 
50 Prozent erhalten die Verfassungsschützer durch 
Recherchen, zum Beispiel im Internet“, sagt Gusy. 
Die meisten hochsensiblen Informationen recher-
chiert der Geheimdienst aber nicht selbst – sie 
kommen von anderen Dienststellen oder den aus-
ländischen Geheimdiensten. „In der Öfentlichkeit 
herrscht gemeinhin die Überzeugung, das BfV sei 
überall und über alles im Bilde. Das ist aber nicht 
so“, so der Professor. Bei nur etwa 6.000 Mitar-
beitern der Behörde mit Hauptsitz in Köln und 16 
Landesdiensten [= Landesämter für Verfassungs-
schutz] sei dies gar nicht möglich. […] 

Quelle: Neue Westfälische, 19. September 2018. Der Text aus der Neuen Westfälischen ist urheberrechtlich geschützt. Weiterverwendung nur mit 
schriftlicher Genehmigung der Redaktion; www.nw.de/nachrichten/zwischen_weser_und_rhein/22247240_Die-deutschen-James-Bonds-
Was-macht-eigentlich-der-Verfassungsschutz.html (Zugrif 1.12.2021). 

www.nw.de/nachrichten/zwischen_weser_und_rhein/22247240_Die-deutschen-James-Bonds
www.bmi.bund.de/DE/themen/sicherheit/kriminalitaetsbekaempfung-und-gefahrenab
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Methoden des Verfassungsschutzes 

Grafk: Ministerium des Inneren, für Digitalisierung und Kommunen Baden-Württemberg (Hrsg.) (2021): 
Verfassungsschutzbericht Baden-Württemberg 2021, S. 24. 

w  

w  

Bildet Arbeitsgruppen und bearbeitet je Arbeits
gruppe ein Material B3 bis B9. 

-

Fasst die wichtigsten Punkte des jeweiligen Aspekts 
zusammen und erläutert ihn mithilfe des jeweiligen 
Beispiels bzw. der dazugehörigen Tabellen, Bilder 
und Grafken.  

w  

w  

Erstellt eine kurze Präsentation für eure 
Mitschüler:innen in Form eines Plakats. 
Führt einen Gallery Walk im Klassenzimmer durch,  
bei dem ihr euch über die einzelnen Aspekte infor
miert. 

-

B3-B8 Arbeitsanregungen 
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B9Soll Demokratie wehrhaft sein oder muss sie alles aushalten? 

Andere demokratische Staaten kennen das Prinzip der wehrhaften Demokratie so nicht,   
wie es in Deutschland besteht. Sie alle stehen jedoch vor der Herausforderung, festlegen zu müssen,   
wie viel Freiheit eine Demokratie einerseits gewährt und wie viel Sicherheit sie andererseits benötigt.  
1. Lies den Text und beschreibe den Konfikt zwischen Freiheit und Sicherheit in einer Demokratie. 
2. Beurteile unter Verwendung der Kriterien legal, efzient und legitim, 

ob eine Demokratie wehrhaft sein soll. 
3. Diskutiere mit deinen Mitschüler:innen in einem Fishbowl, wie ihr anhand der erarbeiteten 

Informationen zur wehrhaften Demokratie in Deutschland steht. 

Es kommt immer wieder die Frage auf, ob Demokra
tie wehrhaft sein darf. Stehen Verfassungsschutz und 
Parteiverbot nicht im Widerspruch zur freiheitlich-
demokratischen Ordnung? Muss eine Demokratie
Holocaustleugner,  Verfassungsfeinde und religiöse Fun
damentalisten tolerieren? 

-

-

Republik wiederholt, die sich im Rückblick von ihren 
Feinden regelrecht aufressen lassen hat. Im Grundge-
setz spiegelt sich diese Furcht wider: Grundrechte sind 

 kein Blankoscheck. Gleich im ersten Artikel („Die Würde 
des Menschen ist unantastbar“) schränkt es die freie 
Meinungsäußerung ein, wenn dadurch die Würde ande-

Die Meinungen darüber sind geteilt. Ja, das muss eine 
Demokratie aushalten, lautet eine Ansicht. Denn wenn 
sie extreme Meinungen nicht aushält, was unterscheidet 
sie dann noch von autoritären Regimen? Außerdem sei 
gerade das Parteiverbot ein ungeeignetes Mittel, mit Ext
remismus umzugehen. Das Argument ist nicht von der 
Hand zu weisen,  denn mit einem Verbot hört das Pro
blem in der Regel nicht plötzlich auf. Im Gegenteil, die 
Erfahrung hat gezeigt, dass die Betrofenen nach ande
ren Wegen suchen und ihre Aktivitäten im Geheimen 
fortsetzen. Das macht es für die Öfentlichkeit schwieri
ger, sie wahrzunehmen. 

rer verletzt wird. Im zweiten Artikel wird das Grundrecht 
auf freie Entfaltung der Persönlichkeit mit den Worten 
begrenzt: 
Jeder hat das Recht auf die freie Entfaltung seiner Persön
lichkeit, soweit er nicht die Rechte anderer verletzt und nicht 
gegen die verfassungsmäßige Ordnung oder das Sittengesetz 
verstößt.“ 

-
-

-

-

-

Auf Parteiverbote kann die Demokratie vielleicht ver-
zichten. Aber auf wehrhafte Bürger [und Bürgerinnen], 
die verfassungsfeindliche Meinungen nicht tolerieren, ist 
sie notwendigerweise angewiesen. 

Andere hingegen halten Toleranz für begrenzt.  Sie 
befürchten, dass sich die Geschichte der Weimarer 

Quelle: Brandenburgische Landeszentrale für politische Bildung; www.politische-bildung-brandenburg.de/themen/extremismus-bei-uns/ 
wehrhafte-demokratie (Zugrif am 1.12.2021). 

Arbeitsanregungen 

w Beurteilt mithilfe der Materialien B1 bis B10, ob die 
Möglichkeiten des Staates ausreichend sind, um den 
aktuellen Herausforderungen zu begegnen. 

w Führt anschließend in der Klasse eine Abstimmung 
zu dieser Frage durch. 

B9 

Zunehmender Hass im Netz 

Das Internet ist kein rechtsfreier Raum. Hassbotschaften 
missachten die Menschenwürde von anderen Menschen,  
grenzen sie aus oder rufen zu Gewalt (gegen sie) auf.  

Daher erfüllen viele Hassbotschaften Straftatbestände, 
z. B. den Tatbestand der Volksverhetzung. 

1.   Lies die Hassbotschaften und benenne, gegen wen sich der Hass richtet. 
2. Erkläre, warum hier von Hassbotschaften gesprochen wird. Diskutiere mit deinen Mitschüler:innen, 

worin das Problem liegt. 
3. Erläutere, was Hassbotschaften mit Demokratiefeindlichkeit zu tun haben. Beziehe das Konzept der 

Gruppenbezogenen Menschenfeindlichkeit (A9 und A10) in deine Überlegungen mit ein. 

B10 

https://www.politische-bildung-brandenburg.de/themen/extremismus-bei-uns/wehrhafte-demokratie
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46 B – Das Konzept der wehrhaften Demokratie 

Telegram-Nachricht vom 9. November 2020 

„[…] DAS WAR EIN GUTER ANFANG! ABER LASST  
DIE GEFÜHLDUSELEI! IHR MÜSST NEBENEINAN
DER MARSCHIEREN UND HÖRT AUF MIT DIESEM 
STÄNDIGEN BETEUERN,  DASS IHR SO “FRIEDLICH“ 
SEID, “LIEBE“ BLABLA! IST MERKEL AUCH FRIED
LICH? NEIN, DIE DREHT EUCH HIER SYSTEMATISCH 

DURCH DEN FLEICHWOLF UND WILL EUCH WEG
SPRITZEN! SIE FÜHRT KRIEG GEGEN DAS EIGENE 
VOLK UND DAS VOLK UNTERDRÜCKT DURCH DIESE 
EIERTANZ-VERANSTALTUNGEN DER KUMBAJAS 
DEN GESAMMELTEN ZORN; AUCH DAS WIRD NICHT  
ZUM ZIEL FÜHREN!“ 

-
-

-

Telegram-Nachricht vom 15. Februar 2021 

„[…] DIE GRÖSSTE SCHADE DIE BAYERN JE GESE- VERBRENNEN LÄSST,  DAMIT  MORGENS DIE SONNE 
AUFGEHT … […]“ HEN HAT!! – SÖDOLF DAS MITTELALTERLICHE 

RELIKT TYP ‚WÜRSTCHEN‘ DAS ABENDS HEXEN 

Telegram-Nachricht vom 28. März 2021 

„Wenn die Grünen dann die Autos auf das Reisen abschafen werden die Schlafschafe erst aufwachen.“ 

Telegram-Nachricht vom 2. April 2021 

„Untermenschen wichsen sich einen auf ihr philosophisches Geschwafel während ihre Volksgenossen 
gemordet werden“ 

zitiert nach: Sabrina Ebitsch, Berit Kruse, Martina Schories, Antonie Rietzschel/Süddeutsche Zeitung; 
www.sueddeutsche.de/projekte/artikel/politik/radikalisierung-in-der-corona-krise-e742536/ (Zugrif am 1.12.2021). 

Benenne, welche Ziele mit dem Netzwerkdurchsetzungsgesetz, das 2017 in Kraft trat 
und 2021 zweimal geändert wurde, verfolgt werden. 

B11 Das Netzwerkdurchsetzungsgesetz 

[…] Das Gesetz zielt darauf, Hasskriminalität, straf-
bare Falschnachrichten und andere strafbare 
Inhalte auf den Plattformen sozialer Netzwerke 
wirksamer zu bekämpfen. Dazu zählen z. B. Belei-
digung, üble Nachrede, Verleumdung, öfentli-
che Auforderung zu Straftaten, Volksverhetzung, 
Gewaltdarstellung und Bedrohung. Um die sozialen 
Netzwerke zu einer zügigeren und umfassenderen 
Bearbeitung von Beschwerden insbesondere von 
Nutzerinnen und Nutzern über Hasskriminalität 
und andere strafbare Inhalte anzuhalten, wurden 
mit dem NetzDG gesetzliche Compliance-Regeln 
für soziale Netzwerke eingeführt. 
Dies beinhaltet eine gesetzliche Berichtspficht für 
Anbieterinnen und Anbieter sozialer Netzwerke 

über den Umgang mit Hasskriminalität und anderen 
strafbaren Inhalten, Vorgaben zum Vorhalten eines 
wirksamen Beschwerdemanagements sowie zur 
Benennung eines inländischen Zustellungsbevoll-
mächtigten. Verstöße gegen diese Pfichten können 
mit Bußgeldern gegen das Unternehmen und die 
Aufsichtspfichtigen geahndet werden. Außerdem 
wird Opfern von Persönlichkeitsrechtsverletzungen 
im Netz ermöglicht, aufgrund gerichtlicher Anord-
nung die Bestandsdaten der Verletzerinnen und 
Verletzer von den Diensteanbietenden zu erhalten. 
[…] 

Quelle: Bundeministerium der Justiz; www.bmjv.de/DE/Themen/FokusThemen/NetzDG/NetzDG_node.html (Zugrif am 1.12.2021); 
CC BY-NC-ND 4.0 (https://creativecommons.org/licenses/by-nc-nd/4.0/deed.de). 

https://creativecommons.org/licenses/by-nc-nd/4.0/deed.de
www.bmjv.de/DE/Themen/FokusThemen/NetzDG/NetzDG_node.html
www.sueddeutsche.de/projekte/artikel/politik/radikalisierung-in-der-corona-krise-e742536
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B – Das Konzept der wehrhaften Demokratie 47 

B12 Das Netzwerkdurchsetzungsgesetz in der Praxis 

Analysiere das Diagramm. Gehe dabei folgendermaßen vor: 
1. Beschreibe, um welchen Diagrammtyp es sich handelt, auf welchen Zeitraum es sich bezieht 

und welche Daten es beinhaltet. 
2. Werte das Diagramm aus. 
3. Erkläre das Diagramm und interpretiere die Daten. Warum sind manche Werte höher bzw. niedriger? 
4. Bewerte das Diagramm und verfasse eine Stellungnahme. 

terroristische oder 
verfassungswidrige Inhalte 

Privatsphäre 

Gewalt 

pornografsche Inhalte 

gefährliche oder 
ungeeignete Inhalte 

Persönlichkeitsrechte und 
Beleidigung 

Hassrede oder politischer 
Extremismus 

Gesamt 

30.935 80 % 20 % 

38.390 73,7 % 26,3 % 

95.256 84,6 % 15,4 % 

100.668 73,4 % 26,6 % 

116.509 78,4 % 21,6 % 

136.418 77,4 % 22,6 % 

194.440 74 % 26 % 

712.616 76,9 % 23,1 % 

gemeldet nicht entfernt entfernt Zahlen für YouTube aus dem Jahr 2020 

Quelle: Google Transparenzbericht 2020. © Design: Christoph Lang 

Das Netzwerkdurchsetzungsgesetz – Pro und Contra 

1.   Lies dir die beiden Texte durch und markiere jeweils die Pro- bzw. Contra-Argumente. Die Texte fndest 
du online unter www.politikundunterricht.de. 

2. Führe mit deinen Mitschüler:innen eine Pro-Contra-Debatte zur Fragestellung durch, ob das Netzwerk-
durchsetzungsgesetz eine sinnvolle Maßnahme ist, um den Hass im Netz zu bekämpfen. Orientiere dich 
bei der Durchführung an den Tipps zu einer Pro-Contra-Debatte. 

3. Kennzeichne nach der Diskussion auf der Positionslinie, welche Meinung du zu diesem Gesetz hast. 
Begründe anschließend deine Position und halte deine Antwort schriftlich fest. 

B13 

www.politikundunterricht.de
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ja! unentschieden nein! 

Ablauf: Pro-Contra-Debatte 

w  Einteilung der Gruppen für Pro und Contra sowie die Moderation 
w  Arbeitsgruppen formulieren Argumente aus bzw. bereiten sich auf die Moderation vor 
w  Arbeitsgruppen entscheiden, wer an der Debatte teilnimmt 

Eröfnung 
Moderator:in eröfnet Debatte, indem die zu debattierende Frage kurz benannt, Teilnehmende begrüßt und Ablauf 
der Debatte erläutert wird. 

Abstimmung des Publikums vor der Debatte  
Moderator:in führt Abstimmung durch und notiert die Pro- und Contra-Stimmen an der Tafel. 

Plädoyer 
In jeweils drei Minuten stellen Pro- und Contra-Gruppe ihre Position vor und begründen diese mit ihren Argumenten. 

Zwischenbesprechung 
Pro- und Contra-Gruppen besprechen sich in ca. zehn Minuten, was sie auf die Gegenposition erwidern möchten. 

Erwiderung 
Pro- und Contra-Gruppe gehen auf Argumente der Gegenseite ein und versuchen diese zu entkräften. 

Fragerunde 
Zuhörer:innen können Fragen an die beiden Gruppen stellen. 

Abstimmung des Publikums nach der Debatte 
Moderator:in führt Abstimmung durch und vergleicht Ergebnis mit erster Abstimmung. 

Auswertungsgespräch 
Austausch in der Klasse, welche Argumente plausibel waren und am meisten überzeugt haben. 

nach: Straßner, Veit (2020): „Pro-Contra-Debatte” in: Achour, Sabine u. a. (Hrsg.): Methodentraining für den Politikunterricht, 
Frankfurt/Main; S. 206-211. 
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C – Extremismus erkennen und sich davor schützen 49 

Extremismus erkennen und sich 
davor schützen 
Materialien C1 – C6 (C6 nur online) 

Extremismus im Netz C1 

1.   Sieh dir die Bilder zu den Posts und zusätzlich die dargestellten Posts in folgenden Online-Materialien an: 
www.hass-im-netz.zone35.de/fleadmin/public/main_domain/Dokumente/Rechtsextremismus/ 
RE_Humor_2014.pdf 
www.hass-im-netz.info/fleadmin/public/main_domain/Dokumente/Islamismus/ 
TP_Dschihadisten_werben_um_junge_M%C3%A4dchen_und_Frauen.pdf 
www.hass-im-netz.info/themen/artikel/moderner-lifestyle-und-szene-rekrutierung-
bei-instagram-1.html 

2. Beurteile, welche Posts du als problematisch einstufen würdest, und begründe deine Entscheidung. 
Beziehe in deine Überlegungen die Bilder, deren Hintergrund und den Text ein. 

3. Diskutiere deine Entscheidungen mit deinen Mitschüler:innen. 
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https://www.hass-im-netz.zone35.de/fileadmin/public/main_domain/Dokumente/Rechtsextremismus/RE_Humor_2014.pdf
https://www.hass-im-netz.info/fileadmin/public/main_domain/Dokumente/Islamismus/TP_Dschihadisten_werben_um_junge_M%C3%A4dchen_und_Frauen.pdf
www.hass-im-netz.info/themen/artikel/moderner-lifestyle-und-szene-rekrutierung
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C – Extremismus erkennen und sich davor schützen 51 

C2Extremer Lifestyle auf Instagram 

1.   Informiere dich mithilfe der Texte über die Strategien von Extremisten auf Instagram. 
2. Erkläre, wie Instagram instrumentalisiert wird. 
3. Begründe anhand dieser Informationen, weshalb die Posts in C1 problematisch sind. 
4. Diskutiere mit deinen Mitschüler:innen, wie Nutzer:innen, aber auch die Betreiber von Social- 

Media-Plattformen mit dieser Instrumentalisierung umgehen sollten. 

„Wie die IB ihren rechtsextremen Lifestyle auf Instagram verbreitet“ von Kira Ayyadi 

lich eine Beziehung auf, obwohl man der postenden 
Person (Infuencer*in) noch nie begegnet ist. Das ist 
eben daraufhingehend problematisch, dass rechts-
extreme IB-Aktivist*innen eher zurückhaltend oder 
codiert ihre politischen Inhalte vermitteln. 

Quelle: © Amadeu Antonio Stiftung; www.belltower.news/neonazis-auf-instagram-wie-die-ib-ihren-rechtsextremen-lifestyle-auf-instagram-
verbreitet-82071/(Zugrif am 5.01.2022). 

Besonders für die sogenannte „neue“ Rechte ist 
Instagram mittlerweile ein fester Bestandteil ihrer 
Propaganda-Strategie. Das Gefährliche dabei: 
Vieles wirkt auf den ersten Blick unverfänglich, ein-
deutig rechtsextreme Inhalte werden von ihnen nur 
zurückhaltend verbreitet. Gegenwind gegen solche 
Accounts gibt es kaum. […] Allerdings dienen auch 
die „privaten“ Kanäle dazu, die rassistische und 
diskriminierende Propaganda der „neuen“ Rechten 
zu verbreiten – wahrscheinlich ist dieses Konzept 
sogar erfolgreicher für die Verbreitung der men-
schenverachtenden Inhalte und für die Rekrutie-
rung neuer Aktivist*innen, da solche Kanäle die 
User*innen stärker an sich binden. […] Vor allem die 
IB-Aktivist*innen geben sich auf Instagram gerne 
unpolitisch. Sie inszenieren sich möglichst hip und 
cool. Sie bedienen dabei jugendsprachliche Slangs 
und Codes, ob in Instagram-Storys, einem Feature, 
das User*innen die Möglichkeit bietet, via Fotos 
und kurzen Videos kleine Geschichten zu erzäh-
len, die nach 24 Stunden automatisch gelöscht 
werden, Live-Videos, oder über normalen Insta-
gram-Posts, also Bildern mit kurzem oder langem 
Text. Sie zeigen sich im Privatleben und geben so 
vermeintlich Einblicke in ihre Leben – allerdings 
meistens geschmückt mit einer Prise Rassismus 
und Hetze. Die Bilder, die sie hier verwenden, sind 
dabei sorgfältig ausgewählt – schließlich hat die IB 
seit Bestehen verstanden, die Macht der Bilder zu 
nutzen. Über verschiedene Funktionen regen IBler 
ihre Community dazu an, mit ihnen in Interaktion 
zu treten. Sei es über Umfragen, gezielte Anspra-

chen oder über Livestreams, in denen User*innen 
sich per Kommentar direkt beteiligen können. Die 
Follower*innen solcher Accounts bekommen so 
das Gefühl, die postenden Personen ziemlich gut 
zu kennen. [..] Man febert mit, fühlt sich persönlich 
adressiert und baut mehr oder weniger unwissent-
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52 C – Extremismus erkennen und sich davor schützen 

„Islamisten zwischen Beauty-Bloggern und Pop-Stars“ von jugendschutz.net 

[…] Die Plattform Instagram hat sich zu einem all-
täglichen Mittel jugendkultureller Kommunikation 
entwickelt. Insbesondere als App wird Instagram 
von Jugendlichen genutzt. Userinnen und User 
teilen dort kurze Videos, vor allem aber Bilder, 
die „Momente aus dem eigenen Leben“ besonders 
ästhetisch in Szene setzen. In einem schicken Look 
werden zum Beispiel Fotos von Speisen, Make-up 
und Outfts der Community präsentiert. Auch Isla-
misten nutzen den Dienst, indem sie an die Seh-
gewohnheiten der Instagram-Userinnen und -User 
anknüpfen und versuchen, Jugendliche dort mit 
ihrer Propaganda zu ködern. Islamisten setzen 
harmlos wirkende, ästhetisch inszenierte Alltags-

bilder gezielt als Köder ein, um Userinnen und 
User auf ihre Profle zu locken. Gestreut werden 
diese beispielsweise unter beliebten Hashtags, um 
aufndbar zu sein und die Reichweite zu erhöhen. 
„Liken“ Jugendliche diese Bilder oder folgen sie 
dem zugehörigen Profl, werden sie mit anderen 
ästhetisierten Darstellungen an die islamistische 
Ideologie herangeführt: z. B. Dschihadisten, die als 
heroische Kämpfer in Szene gesetzt sind und einen 
„coolen“ Lifestyle vermitteln sollen. Diese Mischung 
aus Alltagsbildern und dschihadistischen Inhalten 
enttabuisiert die propagierte Gewalt und lässt sie 
erstrebenswert erscheinen. […] 

Quelle: jugendschutz.net; www.hass-im-netz.info/fleadmin/public/main_domain/Dokumente/Islamismus/IS_Islamisten_zwischen_ 
Beauty-Bloggern_und_Pop-Stars.pdf (Zugrif am 4.01.2022). 

„Dschihadisten werben um Mädchen und junge Frauen“ von jugendschutz.net 

[…] Dschihadistische Profle oder Kanäle für Mäd- chen Entwicklung. Sie vermitteln jungen Frauen ein 
chen und junge Frauen sind häufg in Rosa- und positives Selbstwertgefühl, bieten Orientierungs-
Lilatönen gehalten sowie mit Blumen und Herzen hilfe und unterstützen bei der Identitätsentwick-
verziert. Sie setzen stärker auf Bilder und Texte lung. Vermittelte Wertvorstellungen sind verknüpft 
als auf Videos und behandeln Alltagsthemen wie mit Handlungsanweisungen, die häufg mit einer 
Beziehung, Sexualität oder Fragen der körperli- Fatwa religiös legitimiert werden. […] 
Quelle: jugendschutz.net; https://www.hass-im-netz.info/fleadmin/public/main_domain/Dokumente/Islamismus/TP_Dschihadisten_werben_ 
um_junge_Mädchen_und_Frauen.pdf (Zugrif am 4.01.2022) 

REKRUTIERUNG jemanden für etwas gewinnen 

PROPAGANDA gezielte Beeinfussung des Denkens und Handelns von Menschen 

FATWA = 
RECHTSGUTACHTEN 

in dem ein bestimmtes Problem unter Berücksichtigung des islamischen Rechts 
beantwortet wird 

C2 Arbeitsanregungen 

w  Führt eine arbeitsteilige Partnerarbeit durch und 
informiert euch, wie die Verbreitung extremistischer 
Inhalte bei WhatsApp ablaufen kann. Nutzt dazu die 
folgende Internetseite: 
www.bpb.de/politik/extremismus/radikalisie
rungspraevention/259448/junge-dschihadisten-im
whatsapp-chat-welche-rolle-spielt-religion

-
-

. 

w  Tauscht euch über eure Erfahrungen in den sozialen 
Medien aus. Sind euch andere Beispiele für extremis-
tische Inhalte im Netz bekannt? 

https://www.hass-im-netz.info/fileadmin/public/main_domain/Dokumente/Islamismus/IS_Islamisten_zwischen_Beauty-Bloggern_und_Pop-Stars.pdf
https://www.hass-im-netz.info/fileadmin/public/main_domain/Dokumente/Islamismus/TP_Dschihadisten_werben_um_junge_M%C3%A4dchen_und_Frauen.pdf
https://jugendschutz.net
https://jugendschutz.net
http://www.bpb.de/politik/extremismus/radikalisie-rungspraevention/259448/junge-dschihadisten-im-whatsapp-chat-welche-rolle-spielt-religion
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Hasspostings C3 

1. Erkläre mithilfe der Merkmale für problematische Posts, weshalb es sich bei den 
dargestellten Posts um Hasspostings handelt. 

2. Diskutiere mit deinen Mitschüler:innen, wie ihr mit den Hasspostings umgehen würdet. 

Wenn Postings folgende Merkmale enthalten, ist Vorsicht geboten: 

Verallgemeinerungen („Alle … sind …“) 

Diskriminierung & Beschimpfungen von Gruppen (z. B. aufgrund von Hautfarbe, Geschlecht, 
sexueller Orientierung, ethnischem Hintergrund oder Religion) 

Verschwörungstheorien (z. B. heimliche Strippenzieher, unbekannte Mächte …) 

Verzerrte Darstellung der Realität (z. B. „Alle Politiker/innen hassen ihre Bürger/innen.“) 

Gerüchte oder Geschichten über Gruppen (z. B. über angebliche Gewalt, Kriminalität – oft 
getarnt als selbst erlebt – auch als überzeichnete Bilder) 

Gegenüberstellungen („Wir“ und „Die“) 

Falsches „Wissen“, auch unterlegt mit falschen Statistiken (z. B. „Ausländer beuten 
Sozialsysteme aus.“) 

nach: Leitfaden Aktiv gegen Hasspostings von Saferinternet.at, S.9; online unter: www.saferinternet.at/themen/cyber-mobbing (Zugrif 5.01.2022). 

Alle vier Abbildungen: Kommentare wurden erstellt mit 
www.fakewhats.com bzw. www.prankmenot.com. 

http://www.fakewhats.com/
www.prankmenot.com
www.saferinternet.at/themen/cyber-mobbing
https://Saferinternet.at
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C4 Hassäußerungen im Internet 

Überlege, ob du solche Hassbotschaften im Internet bereits gesehen hast oder darüber gehört hast. 
Ordne die dir bekannten Beispiele den vier Bereichen in der Grafk zu. 

Grafk: Leitfaden Aktiv gegen Hasspostings von Saferinternet.at, S.8; online unter: www.saferinternet.at/themen/cyber-mobbing (Zugrif 5.01.2022). 

C4-C5 Arbeitsanregungen 

w  Hate Speech ist gefährlich, aber oft nur bedingt oder 
gar nicht strafrechtlich relevant, denn Hate Speech 
ist kein eigener juristischer Straftatbestand. Erstellt 
unter dem Hashtag #nohatespeech einen eigenen 
Post, der sich gegen Hate Speech richtet oder über 
Hate Speech aufklärt. Beispiele dafür, wie ihr das 
auf humorvolle Weise machen könnt, fndet ihr unter 
https://no-hate-speech.de/de/kontern/fuer-gegen-
alle-hate-speech/. 

w  Diskutiert über die Fragestellung, ob Hasspostings im 
Internet gelöscht/gemeldet werden sollten oder ob 
man sie aushalten muss. 

w  Entwickelt Ideen, wie demokratiefeindliche Ent-
wicklungen im Internet und den sozialen Medien 
entgegengewirkt werden könnte. Formuliert in Part-
nerarbeit dazu fünf Stichpunkte. Tragt anschließend 
eure Vorschläge in der Klasse zusammen und einigt 
euch auf fünf Maßnahmen. 

w  Informiert euch über die Tipps zum Verhalten, wenn 
ihr bemerkt, dass sich ein Freund oder eine Freun-
din radikalisiert. Nutzt dazu die folgende Webseite: 
www.zivile-helden.de/radikalisierung/6-tipps-fuer-
richtiges-verhalten-bei-radikalisierung. Tauscht 
euch anschließend in der Klasse aus, welche Tipps 
für euch leicht und welche schwer umzusetzen sind. 
Ergänzt die Tipps, wenn euch weitere einfallen. 

w  Lest den Online-Text (C6) unter www.politikund-
unterricht.de über das Projekt „LOVE-Storm“ und 
arbeitet heraus, wie damit auf Hassbotschaften im 
Netz reagiert werden soll. 

w  Formuliert in Arbeitsgruppen jeweils eine positive 
Antwort auf die Hasspostings in C3. Nutzt dazu das 
Tool www.prankmenot.com. Präsentiert die Ergeb-
nisse in der Klasse und begründet, wieso ihr diese 
Formulierungen gewählt habt. 

www.prankmenot.com
https://unterricht.de
www.politikund
www.zivile-helden.de/radikalisierung/6-tipps-fuer
https://no-hate-speech.de/de/kontern/fuer-gegen
www.saferinternet.at/themen/cyber-mobbing
https://Saferinternet.at
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Halten Sie den Post für strafrechtlich relevant? 

Unsicher? NeinJa 

Stellen Sie klar, dass Sie mit der Aussage nicht einverstanden sind. 

Beweise sichern: Weiterleiten an Meldestellen 
• (PDF oder Screenshot). • Internetbeschwerdestelle.de 
• Bei der Polizei anzeigen • Repekt! Meldestelle des 

(Online-Wachen der Demokratiezentrums 
Baden-Württemberg Bundesländer) 

• Hassmelden.de• Beim Netzwerk melden 
(als App oder Website) • Löschen 

• Jugendschutz.net 

Beitrag melden 

• Löschen 
• Verbergen 
• User*innen sperren oder 

blockieren 
• Optional Verweis auf Ihre 

Netiquette 

Nein 

Ja 

Ja 

Gibt es bereits 
Gegenrede 
von anderen 
Nutzer*innen? 

Nein 

Verstößt der Post 
gegen die Netiquette 
Ihrer Seite? 

Unterstützen Sie die 
Gegenredner*innen, 
z.B. durch ein Like, 
weiterführende 
Links, Zahlen und 
Quellen oder einfach 
ein Dankeschön. 
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Mögliche Reaktionen auf Hate Speech C5 

Ausschalten oder aushalten? So können Sie auf Hate Speech reagieren: 

1.   Entscheide, wie du mit den Posts in C3 umgehen würdest. Beziehe in deine Überlegungen ein,  
dass es sich um Unbekannte, aber auch um Freunde handeln könnte, die solche Posts veröfentlichen. 

2.   Formuliere Tipps für Jugendliche, wie sie auf Hate Speech reagieren können.  
Tausche dich anschließend mit deinen Mitschüler:innen aus. 
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Deeskalieren 
und nachfra
gen, wie der 
Post gemeint 
ist. 

-

Hinweise 
für Ihre 
Gegenrede 

Gesprächs
strategien 
benennen,  
statt auf die 
Provokation 
einzugehen. 

- Kritik an 
Ihrer Orga
nisation 
sachlich 
beantwor
ten. Auf FAQ 
verweisen. 

-

-

Als Moderator*in geben Sie 
den Ton der Debatte vor: 
•  sachlich und faktenorien

tiert 
-

•  oder solidarisch und enga
giert 

-

•  oder humorvoll 

Community 
aktivieren. 

Überzeugen? 
Am Welt
bild des 
Gegenübers 
ansetzen. 

-

Mitlesende Dritte über
zeugen und nicht die 
Hater*innen. 

-

Menschen
feindlichkeit 
benennen. 

- Quellen ein
fordern. 

-

Ansprache: 
•  Duzen oder Siezen 
•  Mit Autor*innenkürzel 
• Antworten aus der ICH-Per

spektive oder aus Sicht der 
Organisation 

 -

www.amadeu-antonio-stiftung.de/wp-content/uploads/2020/03/Flowchart.jpg
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Judith Ernst-Schmidt 
(6.v.r.) mit ihrem 
Mann im Kreise des 
Redaktionsteams. 
Zur Verabschiedung 
waren auch Lothar 
Frick, Direktor der 
LpB (1.v.r.), und Prof. 
Dr. Reinhold Weber 
(1.v.l.), stellvertre-
tender Direktor und 
Leiter der Abteilung 
Medien, anwesend. 

Abschied aus dem Redaktionsteam 

Nach über anderthalb Jahren Unterbrechung konnte 
am 14. Oktober 2021 wieder eine Redaktionssit-
zung in Präsenz durchgeführt werden. Bei solchen 
Trefen bringen die Mitglieder der Redaktion ihre 
unterschiedlichen Erfahrungen aus dem Schulall-
tag und der Unterrichtspraxis bei der Entstehung 
neuer Hefte ein. So soll gewährleistet werden, dass 
die einzelnen Heftausgaben den Bedürfnissen des 
Politikunterrichts sowie verwandter Fächer in der 
Sekundarstufe I gerecht werden. 
Im Mittelpunkt dieser Sitzung stand die Verab-
schiedung von Judith Ernst-Schmidt aus der 
Redaktion, der sie seit 1997 angehörte. Das erste 
Heft, an dem sie in der Redaktion mitgearbeitet hat, 
beschäftigte sich mit dem Zerfall des ehemaligen 
Jugoslawien. Bei drei Heften, „Der Seminarkurs“ 
(2002) sowie zum Thema demografscher Wandel 
(2007 und 2016), war Frau Ernst-Schmidt zudem 
als Autorin für „Politik & Unterricht“ aktiv. Für die 
Mitarbeit in der Redaktion und als Autorin brachte 
sie ihre Erfahrung als Lehrerin für Deutsch als 
Fremdsprache am Institut für Auslandsbeziehun-
gen und an der Volkshochschule Stuttgart mit. Seit 
1991 bis zu ihrem Ruhestand war sie Lehrerin für 
Deutsch, Geschichte, Gemeinschaftskunde und 
Wirtschaftskunde an der Werner-Siemens-Schule 
in Stuttgart. 
24 Jahre P&U-Redaktion bedeuten etwa 80 
Redaktionssitzungen sowie die Durchsicht der ent-
sprechenden Manuskripte mit zusammen an die 

10.000 Manuskriptseiten, hinzukommen regelmä-
ßige Redaktionsklausuren oder der informelle Aus-
tausch mit Kolleginnen und Kollegen. Für diese Zeit 
und Mühe galt es, Dank zu sagen. „Wir bedanken 
uns bei einer wundervollen Person und erstklassi-
gen Pädagogin mit Humor, Leidenschaft und voller 
Energie“, so Direktor Frick. Akribisch fand sie die 
Schwachstellen in den Manuskripten und machte, 
noch viel wichtiger, konstruktive Verbesserungs-
vorschläge. Ihr habe, so Judith Ernst-Schmidt, die 
Mitarbeit in der Redaktion immer viel Freude berei-
tet. Die Themenvielfalt von A wie Armut über D wie 
Digitalisierung bis W wie Wirtschaft war zwar her-
ausforderungsvoll, habe die Arbeit aber zugleich 
abwechslungsreich gemacht. 
Lothar Frick betonte, dass das Erfolgsgeheimnis 
von „Politik & Unterricht“ das menschliche Mitein-
ander einer hervorragend aufgestellten Redaktion 
sei, die einerseits Kontinuität gewährleiste, aber 
auch immer wieder neue Themen aufgreife und 
neue Autorinnen und Autoren gewinnen könne, um 
so Materialien auf der Höhe der Zeit zu veröfent-
lichen. 
Alle Mitglieder des Redaktionsteams wünschen 
Judith Ernst-Schmidt und ihrer Familie alles Gute, 
Gesundheit und viele schöne Momente im kom-
menden Lebensabschnitt. Wir freuen uns auf den 
weiteren Kontakt jenseits der Redaktionsarbeit und 
die weitere Verbundenheit mit „Politik & Unterricht“ 
und der Landeszentrale. 
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